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Vorwort des Uebersetzers. 



Vorliegendes Werk wurde im Jahr 1890 ver- 
fasst und ist in mehreren Auflagen in schwedischer, 
englischer, dänischer und norwegischer Sprache 
erschienen. 

Um dem vielfach gehegten Wunsch, das Werk 
auch in Deutschland verhreitet zu sehen, entgegen 
zu kommen, habe ich es aus dem schwedischen 
Original ins Deutsche übersetzt. 

Ergänzungen, z. B. über die internationalen 
Friedenskongresse der letzten fünf Jahre etc. zu 
machen, hielt ich nicht für zweckentsprechend, da 
das Buch dadurch zu weitläufig geworden wäre. 
Es bildet aber, so wie es ist, eine vollständige 
historische Darstellung der Vorarbeiten, die schon 
für die Friedenssache gethan sind und die man 
kennen muss, um das schon Errungene richtig zu 
verstehen und sich ein klares Bild machen zu 
können von dem, was die Zukunft bringen soll. 

In seinem gegenwärtigem Umfang dürfte das 
Buch besonders geeignet sein, als Wegweiser einem 
jeden zu dienen, welcher sich überzeugen will, ob 
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die Friedensidee Aussicht hat, verwirklicht zu 
werden oder nur als eine leere Utopie betrachtet 
werden muss. 

Wenn die Friedensbewegung in Deutschland 
langsamere Fortschritte macht als in anderen Kultur- 
ländern, so beruht dies weniger auf Mangel an 
Interesse für die Sache, sondern vielmehr darauf, 
dass man mit einer progressiven Abrüstung nicht 
der erste sein will, d. h. solange die anderen Gross- 
mächte, besonders Frankreich, zu einem ernsten 
Anfang noch nicht einverstanden sind. 

Dass aber die Sache des Friedens trotzdem auf 
dem Wege ist, auch in Deutschland ein allgemeines 
Interesse auf sich zu ziehen, und dass folglich dieses 
geschichtliche Werk auch bei uns eine längst 
bestehende Lücke ausfüllt, erhellt unter anderem 
auch daraus, dass mehr als 80 deutsche Reichstags- 
abgeordnete sich der jährlichen interparlamenta- 
rischen Konferenz schon angeschlossen haben. 



Stuttgart, April 1896. 



J. Müller. 



Vorwort zur englischen Auflage. 



Es ist natürlich, dass die Verteidiger des inter- 
nationalen Friedens infolge des anscheinend sehr 
langsamen Fortschrittes ihrer Sache manchmal 
ungeduldig werden und ihren Mut sinken lassen. 
Plötzliche Ausbrüche volksmässigen Gefühles, eigen- 
nützige Pläne zur Nationalvergrösserung , unbe- 
seitigte Ursachen der Antipathie zwischen Nachbarn 
geben Veranlassung dazu, die allgemeine Richtung 
der Friedensströmung zu ignorieren, eine Richtung, 
welche im grossen und ganzen hinreichend ist, die 
erhabensten Hoffnungen zu rechtfertigen. Est ist 
diese dem reiferen Verständnis der Völker ent- 
sprechende allgemeine Tendenz der Gedanken und 
Facta, welche uns die gewisse Ueberzeugung bringt, 
dass der Engelgesang, welcher die Geburt Christi 
bewillkommte , dem Urteile der Menschen nach 
vielleicht langsam, jedoch sicher seiner Erfüllung 
sich nähert. Pausen giebt es und Unterbrechungen 
in der Bewegung, aber im ganzen genommen kann 
niemand, der den Lauf der menschlichen Geschichte 
mit Geduld betrachtet, daran zweifeln, dass wir 



VIII Vorwort zur englischen Auflage. 

uns von Generation zu Generation einer solchen 
Brüderschaft und einer solchen Solidarität —beide 
AVöi*ter sind notwendig — nähern, welche ihre 
Grundlage und ihre Krone in der Botschaft des 
Evangeliums finden. 

Von diesem Standpunkte betrachtet, ist Herrn 
Arnoldsons Buch von grossem Werte, denn 
es giebt uns einen ruhigen und umfassenden Ueber- 
blick über den Fortschritt der Friedensbewegung 
während des letzten Jahrhunderts und über die 
Einflüsse, welche diesen Fortschritt in der nächsten 
Zukunft beschleunigen werden. 

Herr Arnoldson, als Mitglied des schwe- 
dischen Reichstages, ist ein praktischer Staatsmann 
und giebt sich keinen Illusionen hin. Die Gründ- 
lichkeit, mit welcher er die politischen Fragen 
Skandinaviens behandelt, beweist, dass er nicht ge- 
neigt ist, deren praktische Seite bei dem Reize 
schöner Theorien zu übersehen. Er deutet auf die 
hauptsächlichsten Gefahren hin, welche den Frieden 
Europas bedrohen, ohne ihre Grundursache im 
geringsten verbergen zu wollen. Indem er diese 
Grundursache beständig vor Augen hat, verliert er 
die Hoffnung nicht und ist überzeugt, dass das 
Vertrauen auf eine grosse Sache nicht von der 
Missachtung oder Verringerung der Schwierigkeiten, 
mit welchen dieselbe behaftet ist, herrührt, sondern 
von der Ueberzeugung , dass hier Kräfte wirken, 
deren Ueberwindung zu erreichen ist. 



Vorwort zur englischen Auflage. IX 

Wir glauben, dass es sich so mit den Friedens- 
bestrebungen verhält, und die Thatsachen, auf 
welche Herr Arnoldson unsere Aufmerksamkeit 
lenkt, bestätigen in vollem Masse unsere feste 
Annahme. Es ist von grosser Bedeutung, dass 
seit 1794 „wenigstens siebenundsechzig Fälle vor- 
kamen, bei welchen Streitigkeiten drohenden Cha- 
rakters durch Schiedsgerichte abgewandt wurden", 
und die unbestrittene Annahme des Genfer Urteils- 
ausspruches durch England wird vielleicht in Zu- 
kunft als einer der edelsten der Welt geleisteten 
Dienste angesehen werden. Nicht weniger wichtig 
ist es, dass, seitdem das Princip des Schieds- 
gerichtes beim Pariser Kongress im Jahre 1856 
feierlich anerkannt wurde, schiedsrichterliche Klau- 
seln in viele Völkerverträge aufgenommen wurden 
und die Frage der Festsetzung eines Universal- 
ßystems internationaler Entscheidungen von vielen 
Parlamenten sympathisch erörtert worden ist. 

Zu gleicher Zeit weist Herr Arnoldson mit 
Stecht auf den beständigen Zuwachs der Macht 
der Neutralen hin. Ohne die Möglichkeit „einer 
neutralen Liga" anzunehmen, zeigt er, wie die not- 
wendige Rücksicht auf die Interessen der Neutra- 
len die Mächte zurückhält, die mit Kriegsgedanken 
umgehen. Und ich kann nicht umhin zu glauben, 
dass er wohl recht hat, wenn er anrät, es sollen 
die Probleme der Neutralisierung Skandinaviens, 
wie auch Elsass - Lothringens , der Balkanstaaten, 
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des Bosporus, und der Dardanellen die Aufmerk- 
samkeit aller derjenigen in Anspruch nehmen, 
welche „den kommenden Frieden" zu befördern 
suchen. 

Es wäre leicht, den unmittelbaren Wert dieser 
Thatsachen zu überschätzen; aber ihr Wert als 
Zeichen der Richtung, in welcher die Volksmeinung 
sich lebhaft bewegt, kann kaum überschätzt werden. 
Sie sind Zeichen einer wachsenden Anerkennung 
der Pflichten von Mann zu Mann und von Volk 
zu Volk, Zeichen unserer gemeinschaftlichen mensch- 
lichen Interessen und unserer universalen gegen- 
seitigen Abhängigkeit. 

Ich würde nicht viel Nachdruck auf die ab- 
schreckende Macht legen, welche die Aussicht auf 
ruinierende Verluste and Verwüstungen infolge 
künftiger Kriege ausübt. Ein grosses Princip mag 
wohl von einer Nation grosse Opfer fordern, und 
die wirkliche Stärke einer Friedenspolitik liegt 
eben im Zurücksetzen der materiellen Interessen 
hinter die menschlichen Pflichten. Aber nichts- 
destoweniger üben einesteils die grosse Ausdehnung 
des Handels- und Gesellschaftsverkehrs, sowie ge- 
meinsame Unternehmungen, ja sogar ein nicht 
immer nachteiliger Wettbewerb einen wohlthuenden 
Einfluss auf die gegenseitigen Stimmungen zwischen 
den Nationen aus und machen die früher für 
natürlich angesehenen Streitigkeiten nicht länger 
möglich. 
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Unter der Wirkung dieser Kräfte lernen 
wir mehr und mehr darnach streben, bestrittene 
Fragen unter dem Gesichtspunkte unserer Gegner 
zu betrachten, ihren vernünftigen Bestrebungen 
Rechnung zu tragen, die Schwierigkeiten mit Nach- 
sicht zu beurteilen, sogar zu erwägen, wie sie dem 
Menschengeschlecht den angemessensten Dienst 
leisten können, während wir uns nicht weniger 
entschlossen bemühen, die Fähigkeit zur Erfüllung 
unserer eigenen Aufgabe zu gewinnen. 

Wir können unsere Feinde nicht so ansehen, 
wie unsere Grossväter die ihrigen. Schon jetzt 
fängt die Ueberzeugung an sich geltend zu machen, 
dass der Verlust, den ein Volk erleidet, der Ver- 
lust aller ist. 

Mittlerweile führt das Wachstum der Volks- 
kraft und Volksverantwortlichkeit ein umfassen- 
deres und allgemeineres Urteil über nationale Fra- 
gen herbei. Die Massen der Völker haben mehr 
Gemeinsames unter sich, als ihre Führer, bei denen 
der individuelle Charakter sich vollständig ent- 
wickeln kann. Das durchschnittliche Urteil der 
Menschen stimmt, wenn die Thatsachen klargestellt 
sind, mit den Forderungen des Rechtes und Soli- 
daritätsgefühles überein, und dieses Gefühl ist auf 
dem Wege, herrschend zu werden. 

Solche Einflüsse zu Gunsten eines internatio- 
nalen Friedens entspringen den stetigen Bewe- 
gungen, welche, in ihrem Wachstume, jene Einflüsse 
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vermehren. Auch in der Vergangenheit war ihre 
Macht nicht beschränkt, yielmehr offenbaren sie 
schon dort ihre ßichtung. Vor allem stimmen 
jene Friedenstendenzen mit derjenigen Anschau- 
ung unseres christlichen Glaubens überein, welche 
der Heilige Geist uns durch die Prüfungen unserer 
Zeit offenbart. Durch viele Sorgen und viele 
Täuschungen lernen wir, dass die Thatsache der 
Menschwerdung uns der Einheit der Menschen, 
Klassen und Nationen versichert; und da ein aus- 
führlicheres Studium der Geschichte nunmehr mög- 
lich ist, wird uns klar, dass der Lauf der Begeben- 
heiten uns der Gründung einer solchen Einigkeit, 
für welche wir geschaffen wurden, entgegenführt. 
Ich kann deshalb nur hoffen, dass Herrn 
Arnoldsons Buch, welches uns einen wesent- 
lichen Beweis für die Wirklichkeit und das Wachs- 
tum dieser Friedensbewegung liefert, alle diejenigen 
in mutigem und geduldigem Streben nach einem 
sicheren Ziele bestärke, welche sich in dem Gebete 
vereinen, dass es Gott gefallen wolle, „allen 
Nationen Einigkeit, Frieden und Eintracht" zu 
schenken. 

Aukland Castle, den 14. Oktober 1891. 

B. F. Westcott, 

Bischof von Darham. 



Vorwort zur norwegischen Auflage. 



Wo die Gedanken der Menschen sind, da ist 
auch ihr Wille. 

Sind wir mit Kriegsgefahr, Kriegsrüstungen und 
Heldenthaten des Krieges beschäftigt, so ist unser 
Wille von Berechnungen in Anspruch genommen, 
die den Beweis erbringen sollen, dass wir es in 
einem Kriege mit einem übermächtigen Gegner auf- 
nehmen können. 

Sind aber unsere Gedanken davon ergriffen, 
dass der Krieg die grösste Schande, die roheste 
Versuchung, das tiefste Unglück der Völker ist, dass 
die verderblichen Staatsschulden, unter welchen alle 
Völker leiden, uns beinahe gänzlich vom Kriege 
auferlegt sind, und dass der grösste Teil der Steuern 
noch heutigen Tages, sowohl was das Geld als 
auch den Verlust an Arbeitskraft betrifft, in der 
Kriegsrüstung seine Ursache hat; und hören wir 
dann, dass die, welche in allen Ländern dem Krieg 
zum Frasse dienen müssen, nämUch die Arbeiter, 
sich allgemein gegen den Krieg zusammenschliessen, 
so dass letzterer einmal den Hungertod sterben 
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miiSS, — da wendet sich der Wille vom Kriege^ 
von der Kriegsrüstung, von den Kriegsberechnungen 
ab; da findet er, dass die Heldenthaten des Krieges 
nicht die grössten , und jene Berechnungen nicht 
die sichersten sind; da leitet uns der Wille auf 
Wege, die wir vorher nie betraten, und die zum 
Frieden zwischen den Völkern zu führen scheinen, 
— endlich einmal zum wirklichen Frieden; das 
Unmögliche scheint möglich geworden zu sein! 

Wenige werden dieses Büchlein lesen, die 
nicht von diesem gestern noch UDglaubbaren Glau- 
ben ergriifen w^erden; sie werden vor der schön- 
sten Aussicht stehen, die dem Menschengeschlecht 
geboten wird. 

Kann es aber auch wahr sein : ist die ameisen- 
fleissige Kulturarbeit wirklich stärker gewesen als 
der Krieg, so dass wir jetzt auf dem Wege sind, 
die tausendjährige gross te Eoheit, die Schlägereien 
zwischen Millionen Menschen, das, wozu wir uns 
noch heute rüsten, auf einmal aus der Welt zu 
schaffen ? 

Sollte das wirklich aufhören, und sollten un- 
sere Tage ein so grenzenloses Glück sehen können? 
Die meisten glauben es nicht; die Menschen teilen 
sich ihrer Natur und ihren Verhältnissen nach 
in die, w^elche zweifeln, und die, welche glauben; 
in die, welche ihre Arbeit dem Zweifel und den 
Kriegen opfern, und die, w^elche sie dem Glauben 
und dem Frieden widmen. 
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Einstmals hofften wir, dass die Kriegswissen- 
schaft und ihre immer zunehmenden Erfindungen 
den Krieg unmöglich machen würden; der Krieg 
sollte an seinem eigenen Heranwachsen sterben. 
Aber es kam nicht so weit; die Kriege wurden 
kürzer, das war alles; eine unerhört grössere An- 
zahl von Ermordeten lag nachher in noch kürzerer 
Zeit da; die Furcht davor war grösser als jemals. 

Sowohl der Krieg als der Friede hat seinen 
Grund im Wesen der Menschen; der Krieg wird 
nicht eher abgeschafft, als die Kriegsgedanken ab- 
geschafft werden. Noch wird im Geschichtsunter- 
richte aller Schulen der Krieg gelehrt und geehrt, 
wie auch in den vaterländischen Gesängen bei un- 
seren Festen; die Prediger weihen die Kriegs- 
fahnen ein, segnen die Heere und den Heerführer; 
die Frauen werden von den Uniformen, der Musik, 
dem Kriegsspiele, dem „ Ritter wesen" geblendet; — 
mit grossem Geschick ist die Kriegsbestie zum 
Locken und Verführen dressiert. 

Wenn nur der zwanzigste Teil der „Wissen- 
schaft", der nun der Schaustellung und dem 
Triumph des Krieges gewidmet wird, sich sam- 
melte, um Müttern und Kindern den Friedens- 
gedanken einzupflanzen, so würde dieser zwanzigste 
Teil der Heimat grössere Siege bringen, als alle 
Kriegswissenschaften zusammengenommen. Dann 
würde es bald mit dem Kriege gehen wie mit einem 
Raubtiere vom Walde, wenn es auf angebauten 
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Boden einbricht: die Leute umringen es und schlagen 
es tot. 

Nun gilt es die Kriegsgedanken zu verab- 
schieden und die Friedensgedanken einzuladen, 
dem ehemaligen Geschichtsunterricht aus den kost- 
spieligen trüben Tagen des Fürstendienstes aufzu- 
kündigen und eine Geschichte der Völker einzu- 
führen, die den im täglichen Leben, in jedem 
kleinen Heime errungenen Sieg zu einem grossen 
macht : Gesänge auf das Licht, das den Geschlech- 
tem auf ihrem schweren, langen Weg leuchtete 
(den die Kriege vielfach schwerer und länger mach- 
ten), die wahre Lehre von dem, was den Völkern 
Sitten , Gesetzesgehorsam , Aufklärung , Freisinn, 
Wohlstand gegeben, — das alles hat der Krieg nie 
zu stände gebracht. Der Krieg stammt aus der Zeit 
der wilden Menschen, wo jene einander auffrassen; 
während der Völkerwanderung wurde er Eroberung 
von Ländern, Weibern und Sklaven; während der 
Lehenszeit wuchs er zu einem edlen „Handwerk". 
Jetzt ist das Heer ein künstliches Werkzeug, das 
(soviel wird gern zugegeben) dazu dient, den Roh- 
^'oF an Menschen zu ordnen und zu zügeln, und 
den Staatsbegriff zu befestigen, das aber geradezu 
seinen^ Namen Lügen straft , wenn es sich in un- 
seren 'Tagen „ Friedenswehr " nennt, da es in Wirk- 
lichkeit gerade das ist, was die Kriegslust wach 
hält. Man kann auch nicht leugnen, dass es dazu 
gebraucht wird, die Individualität zu unterdrücken 
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und angemasste Vorrechte zu schützen, — ge- 
braucht wird, solange die Völker auf diese Weise 
sich brauchen, blenden und schrecken lassen. 

Wenn die Uebel, die durch Krieg und Kjiegs- 
rüstung entstehen, alle für uns sichtbar wären, 
wäre es gleich mit ihnen vorbei. Aber da wir 
gerade dazu auferzogen worden sind, uns auf den 
Krieg zu stützen und dabei den Krieg zu mehren, 
sehen wir die Uebel im allgemeinen nicht. Das 
Ungerechte eines dieser Uebel wird glücklicher- 
weise in unseren Tagen von dem gemeinen Manne 
gefühlt: das ist der Zoll. Durch den Krieg ist 
der Zoll entstanden, der Krieg fordert diese täg- 
liche Verteuerung aller Lebensbedürfnisse, die 
desto unerträglicher ist, da sie die Vielen und 
Kleinen trifft, und die Wenigen und Grossen ver- 
schont. Die Abschaffung des Zoll<fs steht als 
Prämie auf der Abschaffung des Krieges; der 
Hass gegen den Zoll vermehrt den Hass gegen 
den Krieg. Nun werden wir wohl Bald sehen, 
dass Arbeiterscharen eine Kette von Land -«ii, 
Land schliessen, um die Bestie zu umringeni,yj>- 
zu erwürgen. Wenn die Fürsten dennoch im/Bunde 
mit ihr sind, mögen sie sich davor hüten,' Hass sie 
in die Mitte genommen werden. 

Die Kriegsrüstung, die Kriegsübung füttert 
den Krieg; und weil wir uns auf sie verlassen, 
werden wir in einen neuen Krieg verwickelt, — 
vielleicht ehe wir es vermuten. 



** 
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Sehet*), wie wir uns benehmen, sobald es einigen 
Leuten gelingt, Furcht vor Bussland zu erregen! 
Berechnungen, fachmännische Berechnungen: mit 
200000 Mann, welche Schweden und Norwegen auf- 
stellen könnte (Norwegen durch einmalige Bezahlung 
von 50 bis 100 Millionen Kronen und dazu das ge- 
wöhnliche Kriegsbudget bedeutend vermehrt), mit 
200 000 Mann werden Norwegen und Schweden die 
Bussen zurückschlagen, — diese Berechnungen und Pläne 
verursachen gleich andere Berechnungen und andere 
Pläne , die zu den gefährlichsten Verwicklungen 
führen. 

Wenn wir aber statt dessen daran glaubten, 
dass die Friedensgedanken auch in Bussland edle 
Männer und edle Frauen erfasst haben oder erfassen 
werden, und wenn wir selbst nach Bussland mit etwas 
anderem als Waffen gingen und fragten: „Was willst 
du eigentlich von uns?" — vorausgesetzt, wir wären 
so mutig zu denken, Bussland würde uns einen ehr- 
lichen Bescheid geben — was dann? 

Wir haben davon gehört, dass Bussland bei uns 
einen eisfreien Hafen für Transitwaren und eine Eisen- 
bahn an diesen Hafen wünscht. Liegt darin etwas 
Unbilliges? Der Hafen, die Eisenbahn und die Ver- 
waltung beider blieben ja norwegisch. „Aber es ist 
ein Kriegshafen, den Bussland wünscht!" Gegen Eng- 
land ? Also ein Hafen für Kriegsschiffe gegen England ? 
Trachtet Bussland darnach, den Kampf zur See gegen 
England aufzunehmen? In den nächsten Menschen- 
altem geschieht dies nicht. 

Wir haben auch noch von etwas anderem gehört, 
das Bussland von uns will. Süd-Varanger soll ehemals 



*; Der kleingedrnckte Text bezieht sich ausschliesslich auf skan- 
dinavische Verhältnisse. 
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im Besitze der russischen Finnen gewesen sein; diese 
haben mit dem Lande ihre Fischerei verloren. Dort 
im Norden giebt es viele [arme Menschen, die diese 
Fischerei nicht entbehren können. Weshalb wollen wir 
sie nicht iischen lassen? Alle diese Verhältnisse sind 
noch nicht untersucht. Zeigt sich's nach der sorgfäl- 
tigsten Untersuchung, dass die Finnen recht haben, 
können wir uns ihnen dann widersetzen? 

Ist aber dessen mehr, was Russland will, als 
wir gerecht finden, so steht uns ja ein Schiedsgericht 
zu Gebote. Sind wir alle einig, um des Friedens willen 
ein Schiedsgericht zu wünschen, — kann da ein grosses 
Volk, das in so mannigfaltiger Geistesbewegung be- 
griffen ist wie das russische, uns dieses wirklich ver- 
weigern? Ist es keines anderen Versuches mehr wert, 
als dass wir gleich mit Kanonenkugeln rollen vor dem 
mächtigen Eussland, mit unseren armseligen Millionen 
Kronen klappern — und prahlende Verteidigungsreden 
in die Luft senden? 

Dies ist ein praktisches Beispiel von demjenigen, 
welcher zweifelt und für den Krieg arbeitet, und von 
demjenigen, welcher glaubt und für den Frieden 
wirkt. 

Ich gehe weiter. Wäre unser Verhältnis zu 
Schweden klar, — dann würden wir die Schwe- 
den einladen, sich mit uns von einem Landes- 
ende bis zum anderen zum Zwecke einer 
allgemeinen Entwaffnung zu vereinigen. 

Damit erwiesen wir zwei kleine Völker, insofern 
jöue Vereinigung gelänge — und warum sollte sie nicht 
gelingen? — der Menschheit die grösste Wohlthat, die 
ihr erwiesen werden könnte! Dann würden wir ein 
Beispiel geben, für das wir tausend Jahre nachher 
in allen Schulen der ganzen Welt gesegnet werden 
sollten. 
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Die kleinen Völker mögen hier vorangehen; 
die grossen besitzen zu viel unrechtmässiges Land; 
die thun es nimmermehr, bis sie von ihrem Ge- 
wissen gezwungen werden. Die Kriegsbrunst mag 
noch zu Schanden werden, die Kriegsehre ihren 
Glanz verlieren wie das Messing, das nicht ^ mehr 
geputzt wird; die Frauen bekommen ein höheres 
Schönheitsziel als das, welches uns in Waffen 
blinkt, und die Jugend edlere Uebungen als die 
Kunst, den Sohn ihres Nachbarn zu schlachten. 

Die Menschen sind doch — das lehrt uns 
dieses Büchlein — nun soweit aufgew^acht, der 
Friedenswunsch ist soweit innerlich und allgemein. 
Bedenkt, dass vor dem 1. Mai 1891 das ganze 
amerikanische Festland ein einziger Schiedsgerichts- 
verband wurde! Die Völker sind soweit fertig 
mit dem Kriege, dass die Staaten, die damit 
vorangingen, in der Achtung und Dankbarkeit 
^ller einen sichereren Schutz gewonnen haben, 
als irgend ein Heer uns bis jetzt hat geben 
können. 

Björnstjerne Björnson. 



Vorwort zur deutschen Auflage. 



Das wachsende Interesse, welches in letzter 
Zeit der Friedensbewegung zugewendet wird, recht- 
fertigt das gleichzeitige Anwachsen der dieses Ge- 
biet behandelnden Litteratur, und besonders nütz- 
lich erscheint es, dass die Hervorbringungen des 
einen Landes den anderen Ländern vermittelt 
d. h. die hervorragenden Friedensschriften fleissig 
tibersetzt werden. Dieser Zweig des modernen 
Geisteslebens ist so eminent internationalen Charak- 
ters, dass es gar nicht möglich ist, sich einen Be- 
grifif von dem Stande der Bewegung zu bilden, 
wenn man nicht gleichzeitig die bei allen civili- 
sierten Nationen erfolgten Kundgebungen kennen 
lernt. 

Es war daher ein dankenswertes Unternehmen, 
die vorliegende Schrift, deren schwedisches Origi- 
nal und englische Uebersetzung der Friedenssache 
schon sehr erhebliche Dienste geleistet haben, nun- 
naehr auch dem deutschen Publikum zugänglich zu 
machen. Gar oft müssen die Friedensfreunde von 
den Gegnern und Zweiflern den Einwand hören: 
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„Ja, wir wollten ja recht gern ohne Krieg leben 
und auch abrüsten, aber die Nachbarn!" Mittelst 
der gegenseitig getauschten Litteratur und dem 
Kennenlernen der gleichen Ansichten und Absichten 
bei den Nachbarn fallt dieser Einwand weg. 

^Paxmundi" ist eigentlich keine Streitschrift 
gegen den Krieg, keine Anklageschrift gegen den 
Jammer, den er im Gefolge hat, keine eindring- 
liche Predigt, ihn abzuschaffen ; diese Gattung der 
Friedenslitteratur gehört einer jüngeren Phase der- 
selben an; Arnoldson yersucht nicht mehr, die 
einst allgemein bestrittene Möglichkeit einer orga- 
nisierten Friedensbewegung zu demonstrieren, son- 
dern er geht von der Thatsache ihrer Existenz 
aus und erzählt die Geschichte ihrer Entwicklung, 
indem er gleichzeitig über die in ihrem Dienste 
bereits erreichten Erfolge berichtet und die sich 
ihr bietenden Aussichten erläutert. 

Ich habe Gelegenheit zu erfahren, dass sowohl 
unter Privatleuten als unter Publizisten und Sozial- 
politikern der Wunsch immer häufiger und häufiger 
erwacht, sich über die Friedensfrage zu unter- 
richten; sei es, um daran Hoffnung zu schöpfen, 
dass dieses Problem, dessen glückverheissende Trag- 
weite niemand leugnen kann, in absehbarer Zeit 
gelöst werden könnte, sei es, um Studien für neue 
Abhandlungen und erweiterte Arbeiten zu machen. 
In immer kürzeren Zwischenräumen laufen an die 
Bureaux der Friedensvereine die Ansuchen ein, 
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dass Material geliefert werden möge zur Abfassung 
von Zeitungsartikeln, Broschüren oder Preisbewer- 
bungsschriften über die Friedens- und Schieds- 
gerichtsbewegung. In dieser Richtung wird „Pax 
mundi" von grossem Nutzen sein. 

Indem ich nun mit besonderem Vergnügen 
der ehrenden Aufforderung nachkomme, die Ver- 
deutschung des Werkchens mit einigen Zeilen ein- 
zuleiten und sie in die Kreise unserer Vereine 
einzuführen, muss ich nur, um irriger Auffassung 
vorzubeugen. Eines voraussenden: 

Der Autor, in wahrheitsgetreuer, unparteiischer 
Wiedergabe der verschiedenen Kundgebungen, die 
auf dem betreffenden Gebiet einander folgten, führt 
auch die Ausführungen des russischen Völkerrechts- 
Professors Grafen Kamarovsky an, der ver- 
schiedene Lösungen der schwebenden nationalen For- 
derungen vorschlägt. Dadurch soll aber weder der 
Verfasser noch der Uebersetzer und am aller- 
wenigsten die Friedensbewegung selber mit dem 
einen oder dem anderen dieser Vorschläge iden- 
tifiziert erscheinen. Das Programm der Friedens- 
freunde, wie es gegenwärtig ihrer Aktion zu Grunde 
hegt, enthält gar keine Pläne zur Umwandlung der 
europäischen Landkarte. Das vorgesteckte Ziel ist 
die Umwandlung des noch herrschenden Princips, 
dass internationale Streitigkeiten durch die Gewalt 
zu entscheiden seien, in das Princip, dass an 
Stelle der Gewalt die Rechtsübung zu treten habe. 
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Die von den Friedenskongressen und interparla- 
mentarischen Konferenzen den Regierungen und 
den Völkern gemachten Vorschläge verlangen da- 
her weder bestimmte Verschiebungen noch eine 
garantierte Erstarrung der jeweiligen Landesgrenzen, 
sondern sie verlangen Schiedsgerichtsverträge, in- 
ternationale Tribunale, Staatenföderation, Friedens- 
ministerien, mit einem Wort: Institutionen 
im Geiste von „Fax mundi'*, oder von unserem 
Losungswort: ^Si vis pacem para pacem". 
Und damit solche Institutionen ins Leben treten 
können, ist vor allem die allgemeine Meinung 
nach dieser Richtung zu lenken, um die grosse 
Unkenntnis und Gleichgiltigkeit zu überwinden, 
die gegenwärtig noch gegenüber der Friedens- 
bewegung herrschen, von der sowohl die bis- 
herige Entwicklung als die vorgesteckten Ziele 
von der grossen Mehrzahl entweder ignoriert oder 
missverstanden werden. Jedes Buch wie das vor- 
liegende ist geeignet, solche Unkenntnis zu ver- 
ringern und bedeutet an sich einen Vorwärtsschritt 
auf dem Weg zum Ziele. 

Wien, im Mai 1896. 

Bertha v. Suttner. 



Ein Wendepunkt. 



Es war ein geringer Anfang zu einem grossen 
Werke, als die hundert landesflüchtigen Puritaner 
am 22. Dezember 1620 von dem Schiffe „Maiblume'* 
auf einer Klippe an der Küste der Neuen Welt 
ans Land stiegen, nachdem sie an Bord desselben 
einen gemeinschaftlichen Kontrakt unterschrieben 
hatten, der den neuen Ansiedlern zur Richtschnur 
zu dienen bestimmt war. 

Diese frommen Pilger waren von der religiösen 
Freiheitsidee begeistert, welche ihnen ein neues 
Reich gründen sollte. 

Sie waren nach der Aussage der Geschicht- 
schreiber der Kolonie über das Weltmeer gefahren 
und gelangten am Ziele ihrer Reise an. Es kamen 
ihnen aber keine Freunde entgegen; auch sahen sie 
keine Häuser, die ihnen ein Obdach geben konnten. 
Man befand sich mitten im Winter. Die, welche 
das Klima kennen, wissen, wie streng die dortigen 
Winter sind und welche fürchterlichen Orkane die 
Küsten verheeren. Während dieser Jahreszeit ist 
es -schwer, bekannte Gegenden zu durchreisen, noch 
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schwerer, sich an ganz unbekannten Ufern nieder- 
zulassen. Um sich herum sahen sie nur ein häss- 
liches, ödes Land, voll wilder Tiere und Menschen, 
deren Anzahl und Sinnesart sie nicht kannten. 
Der Boden war gefroren und mit Wäldern und 
Gestrüpp bewachsen. Alles hatte ein barbarisches 
Aussehen. Hinter sich sahen sie nur den uner- 
niesslichen Ocean, welcher sie von der civilisierten 
Welt trennte. Um etwas Beruhigung und Hoff- 
nung zu finden, konnten sie ihre Blicke nur gen 
Himmel wenden. 

Dass sie diese undankbare Erde erobert, dass 
sie den Weg für diesen ungeheuren Auswanderungs- 
strom geöffnet, der nun seit zwei und einem halben 
Jahrhundert beständig gewachsen ist, ist nur daraus 
zu erklären, dass der Glaube ihren Mut mitten 
unter den Gefahren der Wildnis, unter Hunger, 
Kälte und allerlei Entbehrungen aufrecht gehalten 
und ihnen Kräfte gegeben hat. Berge zu versetzen 
und Wüsten grünen zu lassen. 

Diese treuen Puritaner wurden die Begründer 
der Grösse der Neuen Welt, und ihr Geist sprach 
die Alte Welt mit denselben Worten an, mit wel- 
chen der Präsident der Vereinigten Staaten im 
Jahre 1866 das Telegraphenkabel über den Ocean 
einweihte, nämlich mit den Worten der Heiligen 
Schrift: „Ehre sei Gott in der Höhe, Friede auf 
Erden und den Menschen ein Wohlgefallen!'* 

Da diese Botschaft an uns gelangte, hatten 
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die Stimmen der Kanonen soeben aufgehört, und 
der Mann von Blut und Eisen sich eine der Gross- 
mächte Europas triumphierend zu Füssen gelegt, 
dasselbe Oesterreich, welches später im Dreibunde 
seine Streitkräfte mit Deutschland vereinigte. 

Die Botschaft verklang nicht ungehört für alle, 
nicht für die, auf deren warnende Stimme die 
Völker vor dem Unglück nie gehört haben, welche 
aber immer Eecht bekommen, nachdem es ge- 
schehen, welche vielleicht auch in einer nahen 
Zukunft vergebens an die Vernunft appellieren 
und die erst dann Recht bekommen werden, wenn 
die Völker Europas durch einen neuen verheeren- 
den Krieg in unerträgliche Leiden gestürzt wor- 
den sind. 

Zu gleicher Zeit, als sich die Vorboten dieses 
lang erwarteten Krieges während des Herbstes 1887 
überall in unserem Weltteile drohend zeigten, 
sammelte sich eine kleine Schar beherzter Män- 
ner, treu wie die frommen Pilger der „Maiblume", 
um übers Meer nach der Neuen Welt zu reisen 
und dort ein dauerhaftes Friedenswerk zu gründen. 

Ihre nächste Aufgabe war, dem Präsidenten 
der Vereinigten Staaten und dem Kongress eine 
Adresse zu überreichen, die darauf ausging, ein 
beständiges Schiedsgericht für Beilegung etwa vor- 
kommender Streitigkeiten zwischen Grossbritannien 
und den Vereinigten Staaten von Nordamerika zu 

bilden. 

1* 
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In dieser Adresse, die von 270 englischen 
Parlamentsmitgliedern unterzeichnet war, werden 
wir an die Friedensvorschläge erinnert, welche zu 
wiederholtenmalen innerhalb des nordamerika- 
nischen Kongresses gemacht worden sind, und die 
Unterzeichner erklärten sich bereit, ihren ganzen 
Einfluss aufzubieten, um die grossbritannische 
Regierung zur Annahme des in Frage stehenden 
Vorschlages zu bewegen, falls er vom Kongresse 
ausginge, unter den Unterzeichnern befanden 
sich ausser mehreren hervorragenden Mitgliedern 
des Unterhauses auch eine grosse Anzahl Lords 
und Bischöfe. 

Am 31, Oktober 1887 überreichte die aus 
zwölf Parlamentsmitgliedern bestehende Deputation 
diese Adresse dem Präsidenten Cleveland, wo- 
bei der Wortfiihrer Herr Andrew Carnegie unter 
anderem folgende Worte sprach: 

„Wenige Ereignisse in der Weltgeschichte 
können sich ihrer Wichtigkeit und Bedeutung nach 
mit einem solchen Vertrage, wie er hier bezweckt 
wird, messen. Nur zwei Ereignisse giebt es viel- 
leicht in der Geschichte der Vereinigten Staaten, 
welche damit vergHchen werden können, nämUch 
die Gründung der Republik durch Washing- 
ton und die Abschaffung der Sklaverei durch 
Lincoln. Wir hegen die Hoffnung, Herr Prä- 
sident, dass es Ihnen vergönnt sei, nicht nur mit 
der anderen grossen englisch redenden Nation, 
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sondern auch mit anderen Völkern einen Vertrag ab- 
zuschliessen, welcher späterhin und für alle Zukunft 
diesen Völkern den Segen des Friedens bescheren 
soll. Das Abschliessen eines solchen Vertrages ist 
ein grosser Schritt vorwärts nach dem hohen Ziele, 
die Menschheit von dem grössten aller Flüche — 
dem Brudermorde — zu befreien. Wir hoffen, 
dass, wenn die zwei grossen, hier repräsentierten 
Nationen ein solches Beispiel geben, andere Völker 
sich zur Nachfolge veranlasst finden und dass der 
Krieg nach und nach von der Erde verschwindet." 

In seiner sympathischen Ajitwort erinnerte der 
Präsident daran, dass kein Volk während seiner 
geistigen und materiellen Entwicklung mehr Siege 
auf dem Felde des Friedens verzeichnen könne, als 
das amerikanische, und es schien ihm deshalb, „dass 
ein Land, welches solche Beweise vom Segen des 
Friedens aufweisen könne und nicht zu fürchten 
brauche, der "Weichlichkeit beschuldigt zu werden, 
in einer ganz besonders günstigen Lage sei, einen 
solchen Vorschlag, wie den erwähnten, zu er- 
wägen, weshalb er ihn mit Freude und Befriedigung 
aufnehme." 

Eine Wophe später, am 8. November, wurde 
unter dem Vorsitze des Marquis v. Lome, dem 
Schwiegersohne der Königin Viktoria, eine grosse 
Versammlung in London gehalten, die von vielen 
hervorragenden Männern besucht war. 

In seiner Rede betonte der Wortführer, dass 
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die Beilegung der Streitigkeiten zwischen den Völ- 
kern durch Schiedsgerichte auch den Vorteil habe, 
dass dadurch eine Zögerung notwendig werde, um 
die erste Erregung zu beschwichtigen. 

Die Versammlung drückte einstimmig ihre Zu- 
stimmung zu dem Vorschlag der Adresse aus. 

Darauf folgten mehrere ähnliche Meinungs- 
äusserungen in England, während gleichzeitig in 
zwanzig der grössten Städte der nordamerikani- 
schen Union Massenversammlungen gehalten wur- 
den, welche sich in Eintracht und Begeisterung 
der Sache anschlössen, wobei Petitionen zu dem- 
selben Zwecke von verschiedenen Teilen der grossen 
Freistaaten an den Präsidenten und denKongress 
einhefen. 

Durch die vorbereitenden Bewegungen der 
beiden grossen englisch redenden Völker ermuntert, 
stellten sich M. Frederic Pas sy und verschiedene 
andere Mitglieder der gesetzgebenden Versammlung 
Frankreichs an die Spitze einer Bewegung, um 
Petitionen an die französische Regierung zuwege 
zu bringen, mit der Aufforderung an sie, einen 
Vertrag über ein Schiedsgericht mit den Vereinig- 
ten Staaten von Nordamerika abzuschUessen. 

Ein solches von 112 Deputierten und 16 Se- 
natoren unterzeichnetes Schreiben wurde von dem 
Präsidenten der Republik mit grossem Interesse 
entgegengenommen. 

Am 21. April 1888 brachte Passy und 44 
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andere Deputierte der Kammer einen Antrag in 
derselben Richtung in der Kammer ein. 

Der Gedanke ist später auf verschiedene Weise 
vorwärts geschritten, besonders durch eine Petition 
an den Präsidenten der Vereinigten Staaten von 
drei internationalen Friedenskongressen in Paris 
am 23.— 30. Juni 1889. 



Schiedsgerichte. 



Könnten diese Bestrebungen während der 
nächsten Zukunft zu dem erwünschten Ziele 
führen, so würde das Völkerrecht damit einen 
bedeutenden Fortschritt machen. 

Man leugnet nicht länger, dass es wirklich 
ein Völkerrecht giebt ; aber unserer Ungeduld hal- 
ber unterschätzen wir seine Bedeutung. Wir 
merken seine Fortschritte nicht, weil sie so gering 
gewesen sind. Wenn auch gering, so waren sie 
doch zahlreich und haben allmählich das inter- 
nationale Recht ganz merklich vorwärts geführt. 
Dies gilt nicht nur von dem erwachenden Rechts- 
bewusstsein unter den anerkannten Grundsätzen, 
sondern auch von deren Anwendung, die von 
Hugo Grotius vor zwei und einem halben Jahr- 
hundert bis auf Martens, Bluntschli, Calvo 
und andere ausgezeichnete Rechtsgelehrte unserer 
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Zeit der Gegenstand einer grossartigen wissen- 
schaftlichen Thätigkeit gewesen ist, durch welche 
die einzelnen Rechtsregeln nach und nach zum 
Grund und Stoff eines allgemeingültigen Gesetzes 
zusammengefügt worden sind. 



Was für den erwähnten Zweck im allgemeinen 
gethan worden ist, war die Aufnahme von Bestim- 
mungen Ober Schiedsgerichte in Verträge, die abge- 
schlossen werden sollten oder hinsichtlich anderer 
Fragen schon abgeschlossen waren. 

In dieser Richtung hat sich besonders Signor 
Mancini recht thätig gezeigt. Den Umstand sich 
zu nutze machend, dass, während er Minister der 
auswärtigen Angelegenheiten in ItaKen war, eine 
grosse Anzahl von Verträgen zwischen Italien und 
anderen Ländern abgeschlossen werden sollten, 
fügte er in beinahe alle diese .Verträge, 19 an 
der Zahl, eine Bestimmung über die Schieds- 
gerichte ein. 

Beispiele von dergleichen Verträgen sind die 
Handelstraktate zwischen Italien und England 1883, 
Schweden-Norwegen und Spanien mit einem An- 
hang 1887, nebst England und Griechenland 1886. 
Den beiden obenerwähnten Verträgen gemäss 
sollen alle Streitigkeiten über ihre richtige Deutung 
und Anwendung von einem Schiedsgerichte ge- 
schlichtet werden, sobald sich eine freundschaftKche 
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Lösung fruchtlos gezeigt hat. In dem englisch- 
griechischen Vertrage wird näher bestimmt, dass 
alle Streitigkeiten, welche direkt oder indirekt 
aus Anlass dieses Vertrages zwischen den Kontra- 
henten aufkommen können, immer einem Schieds- 
gerichte anheimgestellt werden sollen, falls es un- 
möglich wäre, sie durch freundschaftliches üeber- 
einkommen beizulegen. 

In beiden Fällen gilt, dass die beiden Parteien 
zuerst eiue gleich grosse Anzahl Mitglieder wählen, 
und, falls einUebereinkommen nicht zu stände kommt, 
jede einzelne Partei einen oder mehrere Schieds- 
richter in gleicher Anzahl wählt; ferner soll, wenn 
diese gleichfalls nicht übereinkommen können, ein 
Oberschiedsgericht eingesetzt werden, dessen Urteil 
anzunehmen beide Nationen sich verpflichten. 



Die Idee, besondere Schiedsgerichts-Verträge 

abzuschliessen oder einer Schiedsgerichtsbestimmung 
einen ausgedehnten und allgemeinen Umfang zu 
geben, so dass sie alle Verhältnisse der kontra- 
hierenden Parteien berührt, ist ziemlich neu. 

Diese Idee wurde in neuerer Zeit wahrschein- 
lich zuerst von Mr. William Jay verteidigt, der 
in einer im Jahr 1842 in New York herausgege- 
benen Arbeit darauf drang, dass im nächsten Ver- 
trage, z. B. zwischen den Vereinigten Staaten von 
Nordamerika und Frankreich, bestimmt werden 
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solle, dass, wenn ein Streit zwischen beiden Län- 
dern entstünde, und zwar nicht nur über die Deu- 
tung dieses Vertrages, sondern auch über irgend 
einen anderen Gegenstand, derselbe dem Schieds- 
gerichte einer oder mehrerer befreundeten Mächte 
unterworfen werden solle. 

Ein ähnlicher Vorschlag wurde an Lord Cla- 
rendon im Jahre 1853 gerichtet. 

Durch eine Deputation der Bevollmächtigten 
der Kegierungen beim Pariser Kongress 1856 ge- 
lang es dem englischen Friedensvereine, sie dazu 
zu veranlassen, in eines der Vertragsprotokolle ein 
feierliches Anerkenntnis des Schiedsgerichtsprincips 
aufzunehmen. Im Namen ihrer Regierungen drück- 
ten sie den Wunsch aus, dass die Staaten, zwischen 
welchen irgend eine wichtige Meinungsverschieden- 
heit entstehe, dieselbe, sofern es die Umstände er- 
lauben, dem Schiedsgerichte einer befreundeten 
Macht unterwerfen, ehe sie die Waffen ergreifen. 
Dieser einstimmig angenommene Vorschlag ging von 
dem englischen Repräsentanten Lord Clarendon 
aus und wurde von den Delegierten von Frankreich, 
Preussen und Italien, Walewsky, M ante uff el 
und Cavour, unterstützt. 

Aber die erste Bewegung zu Gunsten beson- 
derer Schiedsgerichtsverträge kam in einer Petition, 
die im Jahre 1847 vom englischen Friedens- 
vereine an das Parlament eingebracht wurde, zum 
Vorschein. Im folgenden Jahre (1848) wurde dieser 
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Gegenstand im Friedenskongress zu Brüssel be- 
handelt. 

Einige Monate damach reichte Mr. C ob den 
im Unterhause eine Adresse an die Regierung mit 
dem Ansuchen ein, dass der Staatssekretär der 
auswärtigen Angelegenheiten sich verpflichten solle, 
fremde Mächte aufzufordern, auf Verträge dieser 
Art einzugehen. Der Vorschlag wurde am Anfang 
mit einem Gemurmel des Erstaunens und Geläch- 
ter empfangen, veranlasste aber dann eine ernste 
und bedeutungsvolle Debatte. 

Ungefähr sechs Jahre später richtete Mr. Henry 
Richard die Aufmerksamkeit mehrerer amerika- 
nischer Kongressmitglieder darauf, dass die Um- 
stände damals für einen Versuch günstig zu sein 
schienen , einen Schiedsgerichtsvertrag zwischen 
Grossbritannien und den Vereinigten Staaten zu 
stände zu bringen. Amerikanische Staatsmänner, 
die sich weniger an die alten Traditionen der 
europäischen Diplomatie gebunden fühlten, würden 
— dachte man — grössere Freiheit haben, eine 
solche Neuerung zu versuchen. Die Antworten auf 
diesen Vorschlag waren sehr freundlich und er- 
munternd, und Anstrengungen 'sind auf verschie- 
denen Wegen gemacht worden, um diesen Gedanken 
zu verwirklichen. 
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In mehreren Regierungen sind von Zeit zu 

Zeit Vorschläge in dieser Richtung gemacht und 
gebilligt worden. 

Am 8. Juli 1873 wurde von Mr. Henry 
Richard im englischen Unterhause der Antrag 
gestellt, die Regierung zu veranlassen, Unterhand- 
lungen mit fremden Mächten über die Aufstellung 
„eines allgemeinen und dauernden Systemes von 
internationalen Schiedsgerichten'^ einzuleiten. Der 
damalige Premierminister Gladstone sprach sich 
wohlwollend über den Vorschlag aus, riet aber 
dessen Zurücknahme an. Ungeachtet dessen ver- 
harrte Richard auf seinem Antrag mit der be- 
merkenswerten Folge, dass dieser von dem Unter- 
hause mit einer Mehrheit von 10 Stimmen ange- 
nommen wurde. 

Diesem Beispiel folgte die italienische Depu- 
tiertenkammer am 24. November desselben Jahres, 
und ferner am 12. Juli 1890 auf den Vorschlag 
von Ruggiero Bonghi , unterstützt durch eine 
Rede von Crispi, worin er äusserte, dass die 
Zukunft von dem europäischen Schiedsgerichts- 
stuhle abhänge; die Generalstaaten Hollands am 
27. November 1874; die belgische Repräsentanten- 
kammer am 19. Januar 1875, und bald darauf der 
Senat; ebenso auch der Kongress der Vereinigten 

Staaten am 17. Juni 1874 und am 4. April 1890. 

Der Beschluss, der in der eben erwähnten 

Zeit von dem Repräsentantenhause angenommen 
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worden war, wurde am 25. Februar desselben 
Jahres vom Senate anerkannnt, nachdem er von 
dem Komite der auswärtigen Angelegenheiten be- 
stätigt worden; er lautet folgendennassen: 

„Der Herr Präsident wird hiermit ersucht, 
von Zeit zu Zeit bei passenden Gelegenheiten 
Unterhandlungen mit jeder fremden Regierung 
anzuknüpfen, mit der die Vereinigten Staaten 
diplomatische Verbindungen haben oder eingehen 
werden, in der Absicht, alle Miss Verständnisse 
oder Streitfragen, welche zwischen den beiden 
Regierungen entstehen und nicht auf diplomati- 
schem Wege erledigt werden können, dem Schieds- 
gerichte anheimzustellen, damit sie auf diese Weise 
friedlich abgemacht werden," 

Am 10. März 1890 stellte Don Arturo De 
Marcoartu im spanischen Senate den Antrag, 
die spanische Regierung möge sich mit den übrigen 
europäischen Regierungen in Verbindung setzen, 
um einen beständigen Schiedsgerichtsstuhl in Europa 
zu stände zu bringen. Zuerst dürften die Staaten 
der Meinung des Antragstellers nach über eine 
allgemeine fünfjährige Waffenruhe ein üeberein- 
kommen treffen. Während dieser Zeit sollte ein 
Kongress von den Bevollmächtigten sämthcher 
Regierungen und Reichsversammlungen in unserem 
Weltteile zusammengerufen werden. Die Aufgabe 
des Kongresses sollte sein, ein internationales 
Gesetzbuch auszuarbeiten. Der Vorschlag war 
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besonders im Hinblick auf die Notwendigkeit ge- 
macht, eine vernünftige Lösung der grossen sozia- 
len Frage zu finden, da ja jede Arbeit in dieser 
Richtung hojBfnungslos wäre, solange die ökono- 
mischen Mittel der Nationen durch die Ausgaben 
für das Militär aufgezehrt werden. Der Minister 
der auswärtigen Angelegenheiten ermahnte die Ver- 
sammlung, dies in ernste Erwägung zu ziehen, und 
am 14. Juni beschloss der Senat, die Regierung 
zu bevollmächtigen, ein Uebereinkommen mit frem- 
den Mächten im Sinne jenes Antrages zu treffen. 
Auch die skandinavischen Reichsversamm- 
lungen sind dieser Bewegung nicht fremd geblieben. 
Schon 1869 wurde die Schiedsgerichtsfrage zufolge 
eines Antrages von Jonas Jonasson aus GuUa- 

boas im schwedischen Reichstage behandelt. 1874 

beantragte er in der zweiten Kammer, der Reichs- 
tag möge den König bitten, „dass Se. Königliche 
Majestät geruhen möge, bei allen Gelegenheiten, 
wo fremde Mächte mit Schweden oder unterein- 
ander zum Zweck der Einrichtung von Schieds- 
gerichten zur Beilegung internationaler Missver- 
ständnisse Unterhandlungen anknüpfen , dieselben 
zu unterstützen.** Der Ausschuss, der den Antrag 
behandelte, zollte ihm seine Anerkennung. Die 
zweite Kammer gab dem Antrag am 21. März mit 
71 Stimmen gegen 64 ihre Zustimmung, aber die 
erste Kammer lehnte ihn ab. 

Ueber die schmähUche Behandlung der Frage 
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im Reichstage 1890 zu reden, bekomme ich später 
Veranlassung. 

In demselben Jahr wurde ein überraschend 
grosser Erfolg in Norwegen erreicht. Am 5. März 
nahm das Storting (der norwegische Reichstag) 
auf Vorschlag von V. U lim an u. a. m. mit 89 Stim- 
men gegen 24 eine Adresse an den König an, die 
folgendermassen beginnt : 

„Das Storting hält hiermit ehrerbietig bei 
Seiner Majestät darum an, dass S. M. Seine, 
auf dem Grundgesetze beruhende Befugnis dazu 
benutzen möge, ein Uebereinkommen mit frem- 
den Mächten über schiedsgerichthche Behandlung 
solcher Streitigkeiten abzuschliessen , die mög- 
licherweise zwischen Norwegen und jenen Mächten 
entstehen könnten.** 

Die Adresse schliesst mit folgenden Worten: 

„In voller Ueberzeugung davon, dass die 
Sache, um welche der norwegische Reichstag 
Seine Majestät den König bittet, ein unbedingtes 
Glück für unser Volk sein wird, soll dieselbe 
Seiner Majestät zur Einleitung der erforderlichen 
Schritte anheimgestellt werden." 

Ein ähnlicher Entschluss war nahe daran, 

von dem dänischen Abgeordnetenhaus 1875 gefasst 
zu werden. Der Vorschlag dazu war am 13. Mai 
von dem legitimierten Ausschuss einstimmig gebil- 
ligt worden, konnte aber wegen der zwei Tage 
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darauf erfolgten Vertagung der Sitzungen nicht zur 
Behandlung kommen. 

Vor einigen Jahren zirkulierte in Dänemark 
eine Petition, die den Zweck hatte, den Reichstag 
zu veranlassen, sobald als möglich und auf die 
zweckmässigste Weise für den Abschluss eines 
dauernden skandinavischen Schiedsgerichtsvertrags 
mitzuwirken. 

In einem solchen vorerst auf 30 Jahre abge- 
schlossenen Vertrage, heisst es in dieser Petition, 
würden die drei nordischen Eeiche eine wertvolle 
moraUsche Stütze besitzen, wenn es gälte den Ver- 
suchen der Grossmächte zu widerstehen, sie zur 
Teilnahme am Kriege als Bundesgenossen auf 
irgendeine Seite zu locken oder zu nötigen. 

Ein derartiger Vertrag würde also in hohem 
Grade zur Aufrechthaltung der Neutralität und 
dadurch zu dauernder Selbständigkeit beitragen. 

Diese Petition wurde am 27. März 1888 im 
Hause der Abgeordneten vorgetragen. Nach einer 
kurzen Beratung wurde folgender Vorschlag von 
Friedrich Bajer mit 50 gegen 16 Stimmen ange- 
nommen : 

„Indem sich das Haus dem im Antrage aus- 
gesprochenen Wunsche anschliesst, geht es unter 
der Voraussetzung, dass derselbe von den an- 
deren Mächten ebenfalls gehegt wird, ohne deren 
Mitwirkung er nicht ausgeführt werden kann, 
zur Tagesordnung über." 
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„Es mag unbestreitbar zugegeben werden," — 
äussert Bajer in seiner kleinen Schrift „lieber 
Verhinderung des Krieges durch Schiedsgerichte"*) 

— „dass ein kleiner Staat, wie der dänische, nicht 
so leicht die Errichtung eines europäischen Schieds- 
gerichts bewirken kann," soweit damit gemeint ist, 
dass er sich an die Spitze der Bewegung stellen 
und die übrigen europäischen Staaten zu einem 
Kongresse einladen soll, auf dem die Gründung des 
Schiedsgerichts zu stände kommen würde. Aber 
etwas kann ein kleiner Staat wie Dänemark immer 
in der Richtung eines Schiedsgerichtes unter den 
Staaten thun. Er kann die Sache praktisch einen 
Schritt vorwärts bringen dadurch, dass er sich an 
andere kleine Staaten, besonders die Nachbar- 
staaten Schweden und Norwegen, wendet und ihnen 
vorschlägt, gegenseitige Streitigkeiten in Zukunft, 
soweit möglich, durch Schiedsgerichte schlichten 
zu lassen, nachdem andere Mittel sich als vergeb- 
lich erwiesen haben. Freilich ist das Verhältnis 
zwischen den drei nordischen Reichen jetzt so 
freundlich, dass man sich schwerlich einen Krieg 
zwischen ihnen im Augenblicke denken kann. Aber 

— wie es in der Motivierung des ersten nordischen 
Friedensversammlungs - Beschlusses betreffs eines 
dauernden Schiedsgerichtsvertrags zwischen diesen 
drei Reichen heisst — diese „haben viele blutige 



*) Studentersamfundets Smaaskrifter Nr. 35 Seite IS— 14. 
Pax innndi. 2 
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Kriege untereinander geführt, Kriege, die nur 
ihren mächtigen Nachbarn genützt, aber ihnen 
selbst im höchsten Grade geschadet haben", und 
„die Möglichkeit eines Krieges zwischen den drei 
nordischen Reichen ist nicht ausgeschlossen, so- 
lange sie nicht gleichzeitig neutralisiert oder auf 
andere Weise geeinigt sind, um die auswärtige 
PoHtik gemeinsam zu führen." Es ist nicht länger 
als seit 1873, dass der sogenannte „Lotsenkrieg" in 
Oeresund bei den befreundeten Nationen auf beiden 
Seiten des Sundes viel böses Blut gemacht hat. 
Dass er in Güte von den Regierungen durch ge- 
meinschaftliche Erklärung beendigt wurde, schob 
man auf Umstände, auf deren Vorhandensein man 
nicht für alle Zukunft rechnen kann. Hätte zu 
gleicher Zeit ein gespanntes Verhältnis zwischen 
einer oder mehreren Grossmächten innerhalb und 
ausserhalb des Thores der Ostsee stattgefunden, 
dann hätten diese Zwietracht zwischen nordischen 
•Küstenmächten zu entzünden gesucht, um selbst 
im trüben Wasser zu fischen und um sich selbst 
zu bereichern, damit sie die kleinen Mächtie 
zu Bundesgenossen bekämen, und hätte die eine 
Grossmacht auf solche Weise Dänemark, dagegen 
ihr Feind Schweden und Norwegen zu seinen 
Bundesgenossen bekommen, so wäre leicht ein 
neuer nordischer Bruderkrieg ausgebrochen. Kann 
einer ähnlichen Möglichkeit durch einen gemein- 
schaftlichen nordischen Schiedsgerichtsvertrag nicht 
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vollständig vorgebeugt werden, so ist doch damit 
„eine neue Garantie für den Frieden gewonnen" 
(Bluntschlis Ausdruck). Denn die kleinen nor- 
dischen Reiche wollen in einem solchen Schieds- 
gerichtstraktate eine vortreffliche moralische Stütze 
haben, wenn es gilt, den Versuchen der Gross- 
mächte zu widerstehen, sie zu locken oder zu 
zwingen, an den Kriegen als ihre Bundesgenossen 
teilzunehmen. Eine solche Teilnahme ist immer 
ein gewagtes Spiel, in welchem — was die Ge- 
schichte bezeugt — die Kleinen eher verlieren als 
gewinnen. Die kleinen Staaten werden oft zum 
Rechenpfennig benützt, wenn die grossen anfangen, 
über das Spiel abzurechnen. 

Am 19. November 1890 fasste das Volksting 
mit 58 gegen 10 Stimmen den Beschluss: 

„Das Volksting beschliesst, ein Komite, aus 
11 MitgUedern bestehend, zu bestellen, um zu 
untersuchen, wie das Ting am zweckmässigsten 
dazu beitragen kann, dass beständige Schieds- 
gerichts-Verträge zwischen Dänemark und anderen 
unabhängigen Staaten abgeschlossen werden, vor 
allem mit den zwei anderen nordischen Reichen." 



Es verdient hier, bemerkt zu werden, dass 
schon 1848, in demselben Jahre, da der Friedens- 
kongress in Brüssel stattfand, am 2. Februar zwi- 
schen den nordamerikanischen Vereinigten Staaten 
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und Mexiko ein Vertrag (der Guadeloupe-Hidalgo- 
Vertrag) abgeschlossen wurde, der eine Bestimmung 
enthielt, wonach ein Gerichtsausschuss nicht nur 
solche möglicherweise entstehende Zwistigkeiten 
zwischen den Kontrahenten, die direkt auf diesen 
Vertrag Bezug haben, entscheiden, sondern auch 
als höchste Instanz soweit möglich über alle zwischen 
den beiden Staaten entstehenden Streitfragen sein 
Urteil sprechen soll*). 

Die Schweiz schloss am 20. Juli 1864 einen 
ähnlichen Vertrag mit den Hawai-Inseln , und am 
30. Oktober mit St. Salvador ab **). Siam, dessen 
Fürsten verschiedene Proben von Sympathie für 
Oskar II. gegeben haben, schloss einen solchen 
Vertrag mit den Vereinigten Reichen am 18. Mai 
1868, und einen anderen mit Belgien am 29. August 
desselben Jahres***). Auf gleiche Weise handel- 
ten die Central- und südamerikanischen Republiken, 

Honduras und Columbias Vereinigte Staaten, welche 



*) Vergleiche Härtens: Nonveau recneil gön^ral XIV, pag. 32 
(art. XXI), und Calvo: Droit iDtemational II, § 1499. 

**) Nach einem Schreiben vom früheren Verbandspräsidenten Lonis 
Rnchonnet an Friedrich Bajer. 

***) Vergleiche Srensk fdrfftttninggsmmUiig 1869, Nr. 74, Seite 2G, 
nnd Loi§ Belgei 1869, pag. 36, § 24. In dem schwedisch - siamesischen 
Traktate, Art. 25, wird bestimmt : „Sollte zwischen den hohen kontra- 
hierenden Part«l6n irgend ein Streit entstehen, der nicht dnrch freund- 
schaftlich diplomatische Unterhandlnng oder Notenwechsel beigelegt wer- 
den kann, wird hiermit vereinbart, die Lösung der Frage einer befreun- 
deten neutralen Macht zu überlassen , die gemeinsam ausersehen wird, 
nnd dass solche schiedsgerichtliche Entscheidungen von den kontrahieren- 
den Mächten endgültig angenommen werden sollen." 
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einen zwischen ihnen geltenden Schiedsgerichts- 
Traktat 1882 unterzeichneten*). 

Aehnliche Verträge sollen zwischen Italien 
und der Schweiz, Spanien und Uruguay, Spanien 
und Hawai nebst Frankreich und Ecuator abge- 
schlossen worden sein. 

Seitdem ist der lebenskräftige Gedanke zu 

einem Central- und Südamerikanischen Schieds- 

gerichtsblind herangewachsen, und ist jetzt auf 
dem Wege, allgemeine Anwendung in ganz Ame- 
rika zu gewinnen. 



Die Frage ist nun, ob der Wert der Friedens- 
verträge im allgemeinen, und besonders solcher, 
die die entlegeneren kleineren Staaten untereinan- 
der betreffen, ebenso hoch geschätzt werden kann, 
wie ihr Zweck gewöhnlich für gut anerkannt wird? 

Es kommt hier zuerst darauf an, was man 
unter Friedensverträgen versteht. 

Meint man hiermit solche internationale Be- 
stimmungen, die der Besiegte grollenden Herzens 
und auf blutenden Knieen anzuerkennen gezwungen 
wird, so muss gleich zugegeben werden, dass sie, 
statt eine Sicherheit für den Frieden zu enthalten, 
im Gegenteil eine neue Ursache zu kriegerischen 
Verwicklungen bilden. 



*) Der Inhalt des Vertrages ist im „Herald of Peace", Juli 1«93, 
zu finden. 
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So z. B. ist der Friedensschluss , den Frank- 
reich am 26. Februar 1871 in Versailles zu unter- 
zeichnen gezwungen und wodurch Elsass-Lothringen 
gewaltsam vom französischen Staate losgerissen 
wurde, ein Vulkan geworden, der nun das Volk 
zwei Jahrzehnte hindurch in Angst und Unruhe 
versetzt hat und immerwährend droht, Europa zu 
verheeren. 

Auch wäre nicht zu raten, zu sehr z. B» auf 
eine solche Verbindung sich zu verlassen, zu 
welcher sich die westlichen Mächte in dem so- 
genannten Novembervertrage verpflichteten, näm- 
lich uns zu helfen, den nördlichen Teil unserer 
skandinavischen Halbinsel gegen Russland zu 
schützen, da eine garantierte Neutralität thatsäch- 
lich grössere Gefahr in sich trägt, wenn sie nicht 
gegenseitig ist, also in diesem Falle, wenn imser 
östlicher Nachbar nicht an der Garantie teil- 
nimmt, die vielleicht Drohung und Misstrauen in 
sich fasst*). 

Was solche Bundesverträge betrifft, die darauf 



*) In diesem Vertrag, der am 21. November 1865 in Stockholm ab- 
geschlossen wurde , verpflichtete sich der König von Schweden und Nor- 
wegen , aaf keine Weise an Rassland etwas abzutreten oder mit dieser 
Macht zu tauschen, noch ihr ein Recht zu geben , irgend einen Teil des 
Gebietes des vereinigten Reiches zu besetzen, auch nicht zu fischen, noch 

• 

irgend ein anderes Recht , soweit die schwedisch - norwegische Küste 
reicht, auszuüben. Russische Vorschläge in dieser Richtung sollten so- 
gleich Frankreich und England mitgeteilt werden, welche dann zu Land 
oder zur See uns mit ihren hinreichenden Streitkräften beistehen soll- 
ten. — Ein herrliches Gegenstück zur Neutralitätserklärung vom 15. I>e- 
zember 1853 ! 
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ausgehen, so viele Bajonette als möglich zum Schutz 

gegen andere Mächte zu sammeln, die sich auf die- 
selbe Weise zu schützen suchen, indem sie ihre 
Streitkräfte vereinigen, so dürfte niemand im Ernst 
darin etwas anderes sehen, als eine Garantie für 
den überbewaflEneten Frieden, der mit Naturnotwen- 
digkeit zum Kriege führt. 

Hat man dagegen solche internationale Ver- 
träge im Sinne, die nicht mit Blut geschrieben 
worden sind, z. B. solche, welche Handel und Ver- 
kehr, Industrie, Kunst und Wissenschaft u. s. w. 
fördern sollen, so dürfte man vergebens nach einem 
einzigen Beispiel von gewaltsamem Vertragsbruche 
suchen, sei es von der stärkeren oder von der 
schwächeren Seite. 

Ebensowenig hört man in unserer Zeit irgend 
einen Fall von offenbarer Verletzung der Rechte 
eines kleineren selbständigen Staates, soweit die- 
selben unter die gemeinschaftliche Garantie der 
grossen Mächte gestellt worden sind. 

Als Beweis für das Gegenteil hat man den 
Londoner Vertrag vom 8. Mai 1853 angeführt, der 
Dänemarks Neutralität schützen sollte, den Pariser 
Vertrag vom 14. April 1856, der die Verhältnisse 
am Schwarzen Meere ordnete, nebst dem fünften 

Artikel im Prager Frieden 1866. 

Aber hier hat ein Missverständnis zu Grunde 
gelegen. 

Was durch den Londoner Vertrag aufrecht 
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erhalten werden sollte, war nicht Dänemarks Neu- 
tratliät, sondern die Unteilbarkeit der dänisch- 
deutschen Monarchie. Die deutschen Landesteile 
sollten an die dänischen festgekettet werden; dies 
war das Wesentliche an dem Vertrage. Aber 
von Garantiebestimmungen enthält der Vertrag 
keine Spur. 

Was die Vertragsverletzung von Russland in 
Hinsicht auf seine Ausschliessung vom Schwarzen 
Meere betrifft, so wollen wir daran erinnern, dass 
am 17, Januar 1871 in London ein Protokoll von 
dort vertretenen Mächten, auch Russland, unter- 
zeichnet wurde, welches darauf fusste, dass es ein 
wesentlicher Grundsatz im Völkerrechte sei, keine 
Macht dürfe sich durch einen Vertrag der ihr auf- 
erlegten Verpflichtungen entbinden ohne ausdrück- 
liche Zustimmung der kontrahierenden Parteien. 
Dadurch hat Russland offen anerkannt, dass seine 
Erklärung, die Bestimmungen des Pariser Vertrags 
für rechtsverbindlich nicht erachten zu wollen, nur 
etwas voreilig gewesen, und dass der Vertrag fort- 
während gelte, bis er in gesetzlicher Weise auf- 
gehoben würde. Dies geschah durch einen neuen 
Vertrag am 13. März desselben Jahres. 

Uebrigens gilt hier, wie auch in Rücksicht auf 
das unerfüllte Versprechen im fünften Artikel des 
Prager Friedens, wonach die dänische Bevölkerung 
durch eine allgemeine Abstimmung Gelegenheit 
bekommen sollte, ihre Wiedervereinigung mit 



Schiedsgerichte. 25 

Dänemark zu beschliessen, es gilt hier das, 

was vorher über den Wert solcher Verträge ge- 
äussert wurde, die erst, nachdem die rohe Ge- 
walt den Ausschlag gegeben , abgeschlossen wor- 
den sind. 

Den Friedensverträgen zwischen kleineren 

Staaten, die freilich wichtige Handelsverbindungen 
miteinander haben können, aber in Hinsicht auf 
die grosse Entfernung unter sich keine kriegerischen 
Konflikte zu befurchten haben, eine besonders hohe 
Bedeutung zuzuschreiben, 'dürfte man im allgemei- 
nen nicht geneigt sein. Es ist zwecklos, ihren 
Wert zu überschätzen, aber sie müssen berührt 
werden, weil sie das Völkerrecht bereichern und 
auch Beachtung verdienen als Wegweiser für die 
anderen Staaten. Dass die kleinen Staaten nicht 
warten sollen, bis die grossen sich entschliessen, 
gemeinsam mit ihnen einem Ziele zuzustreben, 
scheint ebensowohl in der Natur der Sache, als 
in ihrem eigenen wohlverstandenen Interesse zu 
liegen. 

Es ist ein bedeutungsvolles Verhältnis, was 
von Calvo, der unzweifelhaft ersten Autorität in 
dieser Hinsicht, betont wird, dass kein einziger 
Fall angeführt werden kann, wo die Staaten, nach- 
dem sie ihre Streitigkeiten der Prüfung und Be- 
stimmung des Schiedsgerichtes überlassen haben, 
sich den Wirkungen des gegen sie ausgesprochenen 
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Urteils zu entziehen suchten. Und nach Henry 
Richard und anderen ist es in neuerer Zeit in 
wenigstens 72 Fällen gelungen, durch eine solche 
Appellation an ein Schiedsgericht drohende Strei- 
tigkeiten beizulegen. 

Ich will den Leser nicht mit einer Beschrei- 
bung aller dieser Fälle ermüden, nur in möglichster 
Kürze einige von ilmen erwähnen. 

Im Jahre 1794 wurde durch ein Schiedsgericht 
ein Streit, den St. Croixfluss zwischen England und 
den Vereinigten Staaten betreffend, beendigt; 1803 
wurde auf dieselbe Weise Frankreich gesetzlich 
auferlegt, 21 Millionen Mark an die Vereinigten 
Staaten von Nordamerika für gesetzwidriges An- 
halten der Schiffe auszubezahlen; 1818 wurde 
durch ein Schiedsgericht ein Streit zwischen Spanien 
und den Vereinigten Staaten von Nordamerika ge- 
schlichtet; zwischen diesen und England wurde 
1826 ein Streit durch den russischen Kaiser, der 
Schiedsrichter wählte, beseitigt. 

Die bekannteste von derartigen Streitigkeiten 
war die sogenannte Alabama- Frage, die zu einem 
verheerenden Weltkriege Veranlassung zu geben 
drohte. 

Diese Sache hatte zum Ausgangspunkte den 
nordamerikanischen Bürgerkrieg (1861 — 1865). Die 
Südstaaten hatten Kaperschiffe in England bauen 
lassen, unter anderen „Alabama", welche besonders 
den Nordstaaten grossen Schaden verursachten. Die 
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Unionsregierung glaubte, dass England dadurch, 
dass es die Ausrüstung der Kaperschiffe erlaubte, 
die Neutralitätspflicht verletzt habe, und verlangte 
deshalb Ersatz. Die Erbitterung wuchs, und der 
Krieg schien unvermeidlich. Es gelang jedoch, am 
14. Januar 1869 in London ein Uebereinkommen 
zu stände zu bringen , welches nach neuen Unter- 
handlungen zum Abschluss des Kontraktes von 
Washington vom 8. Mai 1871 Veranlassung gab, 
nach welchem die Streitfrage einem Schiedsgerichte 
von fünf Mitgliedern zur Abmachung übergeben 
wui'de in der Weise, dass England und die Ver- 
einigten Staaten, Italien, die Schweiz und Brasi- 
lien je ein Mitglied zu demselben ernannten. 
Diese fünf Mitglieder traten am 15. Dezember 1871 
zur Schiedsgerichtssitzung in Genf zusammen und 
fällten dort am 14. September 1872 den Urteils- 
spruch (vier Stimmen gegen eine — Englands), 
dass die englische Regierung sich gegen die Neu- 
tralitätspflichten hinsichtlich der erwähnten Kaper- 
schiffe verfehlt habe und dass England deshalb 
als Schadenersatz 63 Millionen Mark (15V« Mil- 
honen Dollar) an die Vereinigten Staaten be- 
zahlen solle. 

England fügte sich dem Eichterspruche und 
erfüllte seine Pflicht. 

Ebenso willig unterwarf sich das mächtige 
Inselreich dem schiedsrichterlichen Spruche in dem 
langwierigen Streite mit Portugal hinsichtlich des 
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Besitztums an der Delagoabucht und der ringsum 
angrenzenden Gebiete an der Ostküste von Afrika, 
der im Laufe des Jahres 1874 dem Präsidenten 
der französischen Republik MacMahon zur Ent- 
scheidung übergeben wurde, welch, letzterer ihn im 
Juli 1875 zu Gunsten Portugals entschied. 

Dass der neue Zwist zwischen beiden Staaten, 
der jetzt eine Zeitlang feurige Gemüter nicht nur 
in Portugal, sondern auch in anderen europäischen 
Ländern aufgeregt hat, auf ebenso friedliche Weise 
abgemacht werden kann, ist kaum einem Zweifel 
unterworfen. 

Die Ansprüche der Portugiesen sind viel älter 
als die der Engländer. Ihr eigentlicher Grund ist 
die Entdeckung der Küste, die von portugiesischen 
Seefahrern vor dreihundert Jahren gemacht wurde. 
Die Portugiesen behaupten, dass, wenn die Küste 
die ihrige ist, sie ein Recht haben, so weit ins 
Land zu gehen, als sie wollen, und die dabei be- 
tretenen Gebiete ihrer Gewalt zu unterwerfen. 
Ferner erklären sie, sie hätten einen Vertrag ab- 
geschlossen mit einem einheimischen Herrscher, 
und zwar eines Reiches, das sich weit ins Land 
erstreckt ; es seien gewisse, jetzt zerfallene Festungen 
vorhanden, die beweisen, dass sie jene entlegene 
Gegend einmal besessen haben. Auf diese Be- 
hauptung antwortet Lord Sali sbury, dass, wenn 
es verfallene Festungen gäbe, dieser Umstand nur 
eine gefallene Macht beweise. 
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Die englische Regierung hat die Auffassung 
der Portugiesen über die Streitfrage nicht gut finden 
können, dass sie sich nämlich auf die Besitzungen 
vom Shirelande, das Massinaland (das innere Land 
nord- und südwärts vom Sambesi) wesentlich be- 
schränken sollte. Darüber mit Portugal zu streiten, 
hat sie nicht für nötig gehalten, dagegen bestimmte 
Genugthuung gefordert für Gewaltthätigkeiten der 
Portugiesen gegen Eingeborene, die unter Eng- 
lands Schutz stehen, für Kränkung der englischen 
Plagge und andere völkerrechtliche Vergehen u.s.w. 
Das Besitzrecht an die erwähnten Ländergebiete 
wird nicht länger für zweifelhaft gehalten, da Por- 
tugal die allgemeinen völkerrechtlichen Grundsätze 
beiseite gesetzt haben soll, wonach Besitzungs- 
ansprüche kolonialer Art nur dann gültig sein 
können, wenn die Kolonisationen wirklich im Inter- 
esse der Kultur und der öffentlichen Sicherheit 
ausgeführt werden. Die Behauptung Portugals, 
dass die Unterzeichner der Kongoakte die rechten 
Richter im Zwiste seien, wurde aus dem Grund 
zurückgewiesen, weil Portugal versäumt habe, seine 
gesetzlichen Forderungen geltend zu machen, als 
das Nyassaland als „zur Interessensphäre" von 
England gehörend erklärt wurde. Forderungen, 
die damals nicht gemacht wurden, mussten für 
unberechtigt gehalten werden. 

Am 1. Juli 1889 erklärte der ünterstaatssekre- 
tär Ferguson im Unterhaus, die portugiesische 
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Regierung sei benachrichtigt worden, dass sie 
für jeden Verlust, den die Engländer durch An- 
nullierung der Delagoa-Eisenbahnkonvention er- 
leiden könnten, verantwortlich gemacht werden muss. 
An demselben Tage teilte Lord Salisbury im 
Oberhause mit, dass die englische Regierung drei 
Kriegsschiffe nach der Delagoabucht schicken werde, 
die, wenn nötig, in Aktion treten könnten. Die 
Handlungsweise Portugals sei seiner Meinung nach 
ungerecht. 

Darauf kam das Ultimatum des edlen Lords 
mit der Forderung, alle portugiesischen Beamten 
und Streitkräfte auf Gebieten, die unter englischer 
Oberhoheit stehen oder innerhalb der Interessen- 
sphäre Englands liegen, unverzüglich zurückzurufen; 
die Antwort müsse innerhalb 24 Stunden gegeben 
werden, falls England seine Beziehungen zu Por- 
tugal nicht gleich abbrechen solle. 

Dieses drohende Auftreten, wodurch eine 
schwächere Macht von der Uebermacht gedemütigt 
wurde, machte in Portugal böses Blut und wurde 
überall in Europa, selbst in England im Parla- 
mente, in der Presse und bei den grossen Volks- 
versammlungen scharf getadelt. In einer dieser 
Versammlungen, die aus 700 Arbeiterbevollmäch- 
tigten aus verschiedenen Teilen Grossbritanniens 
und 130 Parlamentsmitgliedern bestand, wurde ein- 
stimmig beschlossen, gegen dieses Verfahren des 
Lord Salisbury, als gegen die Würde der 
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englischen Nation verstossend, zu protestieren und 
auf Erledigung des Streites durch ein Schiedsgericht 
zu dringen, um so mehr da, wenn man Recht zu 
hahen glaubt, man desto ruhiger seine Sache einem 
unparteiischen Schiedsgericht anheimzustellen *) ge- 
neigt ist. 

Später hat die englische Regierung gemeinsam 
mit der nordamerikanischen wirkhch einen solchen 
Ausweg zur Lösung der Streitfragen, die die Delagoa- 
Eisenbahn betrafen, vorgeschlagen. Portugal machte 
Schwierigkeiten und verzögerte die Sache, erklärte 
sich aber zuletzt bereit, auf diesen Schiedsgerichts- 
vorschlag einzugehen. Alle drei Staaten sind über- 
eingekommen, die schweizerische Regierung zu 
ersuchen, drei ihrer höchsten juristischen Beamten 
zu Schiedsrichtern zu ernennen. 

Zu gleicher Zeit, wo der erst erwähnte eng- 
lisch-portugiesische Streit durch den Präsidenten 
der französischen Republik beigelegt wurde, trat 

• 

ein anderer Fall von Bedeutung und Interesse ein. 
Seit mehreren Jahren schwebte ein Grenzstreit 
zwischen Italien und der Schweiz — gerade ein 

solcher, der früher immer in blutigen Kampf aus- 
brach, wo den Forderungen der Nationalehre gemäss 
kein Zollbreit des Erdbodens abgetreten werden 
durfte, ausgenommen durch die Entscheidung des 
Schwertes. Aber die beiden Regierungen beschlossen, 



*) Tho Arbitrator, 1890, April. 
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an einen Schiedsrichter, den Minister der Vereinig- 
ten Staaten in Rom, P. Marsch, zu appellieren, 
der sich nach einer sorgfältigen Prüfung der An- 
sprüche der streitenden Parteien zu Gunsten Italiens 
aussprach, und damit war der Streit für immer 
zu Ende. 

Zwei gefährliche Streitfragen, die 1874—75 

und 1880 zu einem Krieg zwischen China und Japan 
zu führen drohten, aber glücklich durch das Schieds- 
gericht gelöst worden sind, dürften hier erwähnt 
werden, wenn ich auch aus Furcht, weitläufig 
zu werden, nicht wage, mich näher auf sie ein- 
zulassen. 

Die erste Streitfrage, die infolge der Ermor- 
dungen der Japaner auf der Insel Formosa ent- 
stand, wurde vom englischen Minister in Peking, 
der von beiden Parteien zum Schiedsrichter gewählt 
wurde, auf die Weise gelöst, dass China Japan 
mit einer grossen Geldsumme entschädigen sollte, 
welches auch geschah. 

Die japanische Regierung forderte Genug- 
thuung, die von China zuerst verweigert wurde. 
Dies veranlasste einen scharfen Notenwechsel, der 
zuletzt so erbittert wurde, dass man sich auf Krieg 
auf beiden Seiten gefasst machte. Die japanischen 
Truppen hatten schon die Insel Formosa in Besitz 
genommen. In dieser gefährlichen Lage erbot sich 
der britische Gesandte in Peking, Sir Thomas 
Wa^e, als Schiedsrichter zu vermitteln. Das 
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Anerbieten wurde angenommen und führte zu einem 
Uebereinkommen zwischen der chinesischen Re- 
gierung und dem japanischen Gesandten in Peking, 
wodurch China an Japan 500 000 Taels bezahlen 
und die japanischen Truppen sich von Formosa 
zurückziehen sollten. Als Lord Derby,' der Mi- 
nister der auswärtigen Angelegenheiten in Gross- 
britannien, das Telegramm von diesem glücklichen 
Ausgange von Mr. Wade empfing, antwortete er: 
„Es ist mir ein grosses Vergnügen, Ihnen die Hoch- 
achtung auszudrücken, welche die Regierung Ihrer 

« 

Majestät für den Dienst empfindet, den Sie ihr 
dadurch erwiesen, dass Sie einen Streit friedlich 
beigelegt haben, der sonst unglückliche Folgen 
zunächst für die beiden erwähnten Länder, aber 
auch für die Interessen Grossbritanniens und anderer 
Vertragsmächte gehabt hätte." Sir Henry Parkes, 
Englands Gesandter in Japan, schrieb an Lord 
Derby, dass der Mikado, der Kaiser dieses Lan- 
des, ihn um eine Unterredung gebeten habe, um 
Gelegenheit zu bekommen, seine Zufriedenheit über 
das Resultat auszudrücken und durch ihn seinen 
warmen Dank für den geleisteten raschen und wirk- 
samen Dienst an den Tag zu legen. Der japa- 
nische Gesandte in London besuchte auch Lord 
Derby und drückte den Dank seiner Regierung 
an Mr. Wade aus. „Er könne versichern," be- 
richtete Lord Derby, indem er die Worte Seiner 
Excellenz citierte, „dass bei seinen Landsleuten 

Paz mnndi. 3 
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der Dienst, der ihnen geleistet wurde, in dankbarer 
Erinnerung bleiben werde." 

Der zweite Streit berührte die Souveränität 
der Liu-Kiu-Inseln, und wurde durch einen Kom- 
promiss unter Vermittlung des früheren Präsidenten 
Grant geschlichtet, der in seinem Gespräche mit 
dem chinesischen Minister die denkwürdigen Worte 
äusserte : „Ein Schiedsgericht zwischen zwei Nationen 
kann nie beide Parteien gleichmässig befriedigen, 
aber es befriedigt immer das Gewissen der Mensch- 
heit." 

Dieser Zwist hatte einen recht ernsten und 
drohenden Charakter angenommen, als der vor- 
malige Präsident Grant während seiner Rundreise 
um die Erde nach China kam. Nachdem seine 
Ankunft bekannt wurde, ersuchte ihn der chinesische 
Minister Prinz Kung, dass er seinen grossen 
Einfluss benützen möge, um zwischen den beiden 
Ländern zu vermitteln. Ein besonders interessantes 
Gespräch entstand zwischen ihnen, während dessen 
Prinz Kung äusserte: „Wir (in China) haben das 
internationale Recht, wie es von englischen und 
amerikanischen Gesetzgebern aufgestellt worden ist, 
studiert; deren Arbeiten sind ins Chinesische über- 
setzt worden. Wenn man einigermassen diePrincipien 
des Völkerrechts würdigt, wie sie bei euren Nationen 
hervortreten, so ist die Aufhebung der Selbständigkeit 
der Liu-Kiu-Inseln ein Unrecht." Grant erinnerte 
daran, dass er hier bloss als Privatmann sei, fügte 
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aber hinzu : „Es würde mir eine wahre Freude sein, 
dui'ch meinen Rat und meine Bemühung als Ver- 
mittler zur Wahrung des Friedens beizutragen, vor 
allem zwischen zwei Nationen, für welche ich ein 
solches Interesse hege, wie für China und Japan." 
Unmittelbar darauf kehrte er nach Tokio zurück, 
besuchte den Kaiser und seinen Minister und sprach 
für eine friedliche Beilegung des Streites. Er schrieb 
an den Prinzen Kung über das Resultat seiner 
Vermittlung und schlug ein Schiedsgericht vor. 

Um den Leser nicht zu ermüden, übergehe ich 
mehrere andere bemerkenswerte Fälle, wo Krieg 
und manches kleinere Unglück durch ein Schieds- 
. gericht verhütet worden ist, und will in folgendem 
nur einige aus den nächst vorhergegangenen Jahren 
erwähnen. 

1887 wurde auf diese Weise durch Vermitt- 
lung des Gesandten der Vereinigten Staaten ein 
langwieriger Grenzstreit zwischen Chile und der 

Argentinischen Republiic erledigt. 

Nach einer vollständigen und genauen Bestim- 
mung der Grenzlinie wurde dem Uebereinkommen 
hinzugefügt: „Die Magellanstrasse ist für immer 
neutralisiert, freie Durchfahrt durch sie den Schiffen 
aller Nationen zugesichert und das Erbauen von 
Festungen oder anderen militärischen Anstalten 
auf irgend einem seiner Ufer verboten." 

In frischer Erinnerung ist der hitzige spanisch- 

deutsche Streit Ober die Karolineninseln, der jedoch 

3* 
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auf den Vorschlag des Fürsten Bisinarck dem 
Papste Leo XIII. als Schiedsrichter anheimgestellt 
und von ihm beigelegt wurde. 

Dasselbe gilt von der freundschaftlichen und 

glücklichen Lösung der Afghanischen Grenzfrage, 
die durch die englische und die russische Regierung 

ausgeführt wurde. 

Die ganze Welt folgte eine Zeit lang mit Span- 
nung und Unruhe diesem Zwiste. Die Presse wendete 
leider wie gewöhnlich ihren Einfluss an, die natio- 
nalen Leidenschaften in beiden Ländern aufzureizen. 
Aber ehe es zu spät wurde, gelang es, die Gemüter 
dadurch zu beruhigen, dass man die allgemeine 
Aufmerksamkeit darauf richtete, dass England und . 
Russland beide am Beschlüsse des Pariser Kon- 
gresses teilgenommen haben, wonach irgend ein 
ernsterer Streit, der zwischen Vertragsmächten 
entstehe, der Vermittlung einer befreundeten Macht 
überlassen werden solle. Infolgedessen schlug die 
englische B-egierung der russischen vor: „Den Streit 
dem Monarchen eines befreundeten Staates an- 
heimzustellen, damit die Streitfrage auf eine mit 
der Würde beider Staaten vereinbare Weise bei- 
gelegt werde!" Dieser Vorschlag wurde angenom- 
men, aber nicht angewandt. Es war nicht nötig. 
Die afghanische Grenzkommission führte selbst 
ihren Auftrag glücklich aus. 

Kleinere internationale Zwiste sind später durch 

ein Schiedsgericht beigelegt worden, z, B, 
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zwischen Italien und Columbia in Südamerika, 
die italienischen Unterthanen hetreffend, die hei der 
letzten Revolution in Columhia Schaden gelitten, 
hei welcher Gelegenheit Spanien als Schiedsrichter 
zu Gunsten Italiens entschied. 

Ebenso zwischen Brasilien und Argentinien, ihre 

Grenzen betrefifend, welche Streitfrage von beiden 
Parteien dem Präsidenten der Vereinigten Staaten 
übergeben und auf diese Weise beigelegt wurde. 

Femer zwischen den Vereinigten Staaten von 
Nordamerika und Dänemark, welch letzteres von 

dem aufgestellten Schiedsrichter, dem Gesandten 
Englands in Athen, Sir Eduard Monson, nach 
langer Zögerung von der Verpflichtung, den Ameri- 
kanern Ersatz zu geben, befreit wurde. Dänemark 
hatte nämlich im Jahre 1854 ein amerikanisches 
Schiff, das vom Hafen St. Thomas auslaufen wollte, 
beschiessen lassen, weil Verdacht vorlag, dass das- 
selbe Proviant nach Venezuela führe, wo damals 
ein Aufruhr war. 

Zuletzt mag angeführt werden: 

dass Frankreich und England übereingekommen 
sind, die Grenzen zwischen ihren Besitzungen in 
Guyana in Südamerika durch ein Schiedsgericht 
bestimmen zu lassen. (Durch den Frieden in Utrecht, 
1713, war bestimmt worden, dass der Lauf des 
Flusses Maroni die Grenze ausmachen sollte, aber 
dieser Fluss teilt sich in zwei Zweige, die ein 
grosses Stück Land umschliessen , ungefähr den 
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fünften Teil des französischen Guyana. Weder 
Frankreich noch Holland hatten Ansprüche an 
dieses ^pand gemacht, ehe das Goldlager dort ent- 
deckt wurde. Es galt nun festzustellen, welcher 
von heiden Flussarmen für den Maroni und welcher 
für dessen Nebenfluss gehalten werden sollte); 

dass der internationale Ausschuss, welcher in 
Washington versammelt war, beschlossen hat, die 
Schaffung eines beständigen Schiedsgerichtsstuhles 

zu empfehlen, um die zwischen Grossbritannien, 
Kanada und den Vereinigten Staaten schwebenden 

Fischereifragen in Zukunft durch ein permanentes 
Schiedsgericht beizulegen ; 

und dass der schweizerische Bundesrat, auf 
gemeinschaftliches Ansuchen der Regierungen von 

Portugal und den Kongostaaten sich verpflichtet hat, 

bei möglicherweise entstehenden Streitigkeiten, die 
die Regulierung der Grenzen für ihre afrikanischen 
Ländergebiete betreffen , Schiedsrichter zwischen 
ihnen zu sein. 



Ausser diesen und sonstigen mir bekannten 
Fällen sind sicher viele andere vorhanden, obgleich 
sie weniger bemerkt worden sind. 

Die Fortschritte der Schiedsgerichtsidee gehen 
ruhig und stille vor sich und erregen deshalb nicht 
die Aufmerksamkeit der Welt. 

Anders verhält es sich mit dem Getöse des 
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Krieges, mit seinem äusseren Scheine von Grösse 
und Ehre und seinem inneren Brande von Hass 
und Verbrechen, welche das Glück der Völker 
zerstören und Finsternis und Not zur Folge haben. 
Das eine ist der fürchterliche Orkan, der Berge 
zersphttert und Felsen zersprengt. Das andere 
ist die ruhige, sanfte Stimme, die mächtiger ist 
als der verheerende Sturm, da sie uns im Namen 
der ewigen Gerechtigkeit anredet, weil sie die 
Stimme Gottes ist! 



Neutral ität. 



Neben der Schiedsgerichtsidee hat sich ein 
anderer jetzt schon mächtiger Friedensgedanke her- 
vorgedrängt und ist zu einem völkerrechtlichen 
Grundsatz herangewachsen, nämlich das Neutrali- 
tätsrecht. 

Neutral ist der, welcher in einem Kampfe nicht 
für oder gegen jemand Partei nimmt; Neutralität, 
Unparteilichkeit, der Zustand, in dem man keine 
Seite bevorzugt. Neutral wird der Staat genannt, 
der weder selbst am Kriege teilnimmt, noch sich 
während des Krieges auf die Seite einer der krieg- ' 
führenden Parteien stellt. 
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Ehemals gab es keinen Begriff der Neutralität 
im Völkerrechte. Weder die griechische noch die 
lateinische Sprache hatte einen dem Begriff der 
Neutralität entsprechenden Ausdruck. 

Zu der Zeit, wo die römische Politik darnach 
strebte, alle Staaten der Welt in ihrem Netze 
zu fangen, sahen die ßömer in anderen Völkern 
nur Steuerpflichtige, die von ihren Heeren unter- 
worfen wurden, Untergebene, die sich dem römischen 
Joche unterwarfen, Bundesgenossen, die gezwungen 
waren, die Eroberungspolitik Roms fortzusetzen, 
oder schliesslich Feinde, die sich früher oder später 
vor ihren siegenden Legionen beugen mussten. Neu- 
trale Staaten gab es nicht. 

Die nächstfolgenden Jahrhunderte nach der 
Auflösung des weströmischen Reiches waren von 
beständigen Kämpfen in Anspruch genommen. Es 
dauerte lange, bis die im Kerne des Christentums 
schlummernde Macht anfangen konnte, in den 
äusseren Verhältnissen der Staaten hervorzutreten. 

Der Boden zum neuen Europa wurde durch 
Kriege gelegt. 

Während der Kreuzzüge war unser ganzer 
Weltteil bewaffnet. Der Kampf gegen ,,die Un- 
gläubigen" war nicht nur ein Kampf zwischen Staat 
und Staat •, er war zugleich ein Kampf zweier ent- 
gegengesetzter Weltanschauungen, geführt von dem 
christlichen Europa mit dem islamitischen Asien. 
Während eines solchen Kampfes sich neutral zu 
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halten, wäre nach der damaligen Auffassungsweise 
so viel gewesen, als seinen religiösen Glauben im 
Stiche zu lassen. 

Innerhalb der europäischen Staaten legte das 
Feudalwesen der Anwendung des Grundsatzes 
der Neutralität nicht weniger Hindernisse in den 
Weg. Diese Bande militärischer Abhängigkeit zu 
lösen, welche die Vasallen verpflichtete, mit Wafifen- 
gewalt die Sache ihrer Lehensherren zu unter- 
stützen, würde man für das gröbste Verbrechen 
gehalten haben. Erst zu Ende der Periode des 
Feudalismus, als Europa anfing, sich in drei oder 
vier grosse Monarchien zu teilen, wurde die poli- 
tische Neutralität ein Mittel zur Aufrechterhaltung 
des Gleichgewichtes. 



Zur Ausbildung des Neutralitätsrechtes neuerer 
Zeit trugen besonders die zunehmenden Handels- 
verbindungen bei. Ohne Anerkennung dieses Rechtes 
wäre auch während eines Seekrieges zwischen zwei 
mächtigen Nationen beinahe aller Handel zur See 
unmöglich gewesen. Bis zum Schlüsse des vorigen 
Jahrhunderts war das Neutralitätsrecht entweder 
von der nationalen Gesetzgebung oder von beson- 
deren Verträgen abhängig, die zwischen verschie- 
denen Staaten abgeschlossen wurden. Eine inter- 
nationale Bedeutung bekam das erwähnte Recht 
erst am Ende des 18. Jahrhunderts durch die 
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Neutralitätsalliancen , welche von Zeit zu Zeit 

zwischen den Staaten abgeschlossen wurden. 

Während der Zeit von 1780 bis 1856 wurde 
die Sache nach und nach von allen seefahrenden 
Nationen mit Interesse aufgenommen, mit Aus- 
nahme Englands, welches, immer ausschliesslich auf 
seine eigene Stärke trauend, fortwährend eine 
unbeschränkte Herrschergewalt übers Meer zu er- 
halten suchte. 

Mit den Jahren 1854 und 1856 tritt das inter- 
nationale Recht, soweit es die Neutralität berührt, 

in eine neue Periode ein. 

Von dieser Zeit an kann der Widerstand, 
welcher sich bis dahin von Seiten Englands gegen 
die Anwendung des Neutralitätsprincips während 
der Seekriege erhoben, für beseitigt angesehen, 
werden. Am 30. März 1854 veröffentlichte der 
französische Minister der auswärtigen Angelegen- 
heiten, Drouyn deLhuys, eine Bekanntmachung, 
die unter anderem den Satz enthielt, dass die neu- 
trale Flagge während des begonnenen Krieges jedes 
neutrale und feindliche Eigentum, mit Ausnahme von 
Kriegskontrebande, schützen solle. An demselben 
Tage gab die englische Regierung in der „London 
Gazette" eine ähnliche Erklärung ab, und am 
19. April desselben Jahres kündigte die russische 
Regierung in „Gazette officielle de St. Petersbourg" 
an, dass Russland während des Krieges dieselben 
Regeln anwenden wolle, wie die verbündeten Mächte. 
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Die Bestimmungen, welche also die West- 
mächte einerseits und Russland andererseits sich 
verpflichtet fühlten während des Krieges den neu- 
tralen Staaten gegenüber zu beobachten, wurden 
im Pariser Frieden 185H als ein für alle Zukunft 
gültiges internationales Gesetz feierlich bekräftigt. 

Die Grundsätze, über welche sich die im Friedens- 

traktat in Paris unterzeichneten Bevollmächtigten 
in einer Bekanntmachung vom 16. April 1856 ver- 
einigten, sind folgende: 

1. Die Kaperei ist und bleibt abgeschafft. 

2. Die neutrale Flagge schützt dem Feinde 
gehöriges Eigentum mit Ausnahme der Kriegs- 
kontrebande. 

3. Neutrales Eigentum unter feindlicher Flagge 
»darf nicht angegriffen werden mit Ausnahme von 
Kriegskontrebande. 

4. Blockaden, die wirklich bindend sein sollen, 
müssen zweckentsprechend sein, d. h. sie müssen in 
einer Stärke aufrecht erhalten werden, die hin- 
reicht, den Zutritt zur feindlichen Küste that- 
sächlich zu verhindern. 

Die Regierungen, welche den Friedensvertrag 
unterzeichneten, verpflichteten sich auch in dieser 
Bekanntmachung, den Staaten, die an der Pariser 
Konferenz nicht teilnahmen, obigen Beschluss mit- 
zuteilen und sie zu ersuchen, demselben ihren Bei- 
fall zu schenken. Sämtliche europäische Staaten, 
ausser Spanien, und viele Mächte ausserhalb Europas 
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erklärten sich bereit, alle Bestimmungen in oben- 
erwähnter Bekanntmachung anzuwenden. 

Mehrere Kriege haben seitdem Europa er- 
schüttert, aber während all diesem Unglück haben 

die kriegführenden Staaten nicht nur gewissenhaft 
die Grundsätze von 1856 beobachtet, sie sind in 

ihrer Anwendung in gewissen Punkten sogar weiter 
gegangen, als sie diesen Grundsätzen gemäss ver- 
pflichtet waren. 

So liess die österreichische Regierung während 
des Krieges mit Frankreich und Sardinien, 1859, 
eine Ordre ergehen, die in Hinsicht auf das See- 
völkerrecht in vielen Punkten weit über das hinaus- 
ging, was die feindlicheji und neutralen Mächte 
forderten. Nicht nur dass den Militär- und Civil- 
beamten anbefohlen wurde, die Bestimmungen der 
Erklärung streng zu beobachten, — sardinische und 
französische Schiffe, welche in österreichischen Häfen 
verankert waren, sollten Erlaubnis erhalten, La- 
dungen einzunehmen und nach fremden Häfen ab- 
zugehen unter der Bedingung, dass sie keine Kriegs- 
kontrebande oder verbotene Waren, welcher Art 
sie auch sein möchten, an Bord nähmen. 

Gerade beim Ausbruche des Krieges wurden 
diese Grundsätze von Frankreich und Sardinien 
angenommen. Diese Länder zeigten sich noch libe- 
raler als Oesterreich, indem sie ausdrückhch er- 
klärten, dass sie Steinkohlen nicht als Kriegs- 
kontrebande ansehen wollten. 
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Während des dänisch-deutschen Krieges, 1864, 
und des Krieges zwischen Oesterreich und Preussen- 
Italien, 1866, bekamen die Grundsätze des inter- 
nationalen Seerechts von! Jahre 1856 ebenfalls eine 
ausgedehntere Anwendung. 



Während des nordamerikanischen BOrgerJcrieges 

erhoben sich wichtige Fragen, die das Neutralitäts- 
princip mehr oder weniger direkt berührten. 

Diejenige Frage, welche hier die grösste Be- 
deutung erhielt, entstand infolge des Schadens, 
welcher während des Krieges dem Handel und der 
Seefahrt durch mehrere für die Südstaaten in Eng- 
land erbaute Kaperschiffe zugefügt wurde. 

Die Alabamafrage bekam ihren Namen von dem 
in Liverpool ausgelaufenen Kaperschiffe „Alabama", 
welches während des Krieges die grösste Verhee- 
rung anrichtete. Obwohl die englische Regierung 
zur rechten Zeit durch die ünionsregierung in 
Washington darauf aufmerksam gemacht wurde, 
dass die Erlaubnis für Kaperschiffe, aus dem eng- 
lischen Hafen auszulaufen, gleichbedeutend mit Frie- 
densbruch sei, wurden doch von seiten der Regierung 
keine Massregeln getroffen, den Abgang der Schiffe 
vom englischen Hafen zu verhindern. Amerika, das 
in der Unterlassung der englischen Regierung mit 
Recht eine Verletzung des Neutralitätsrechtes sah, 
forderte von England, wie schon erwähnt, vollen 
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Schadenersatz für das Eigentum, welches wähi'end 
des amerikanischen Bürgerkrieges durch die den 
Südstaaten gehörenden, vom engHschen Hafen aus- 
gelaufenen Kaper zerstört worden war. 

Das für Beilegung der hierdurch entstandenen 
Feindseligkeiten eingesetzte Schiedsgericht, dessen 
Zusammensetzung und Bedeutung im vorhergehen- 
den näher erwähnt worden ist, sollte den folgenden 
drei völkerrechtlichen Grundsätzen gemäss ent- 
scheiden : 

Eine neutrale Regierung ist verpflichtet: 

1. Sorgfältig darüber zu wachen, dass inner- 
halb ihres Gebiets kein Schiff ausgerüstet und 
bewaffnet wird, von dem man Ursache hat, voraus- 
zusetzen, dass es zu kriegerischen Zwecken gegen 
eine friedliche Macht angewandt werden soll, und 
femer mit derselben Sorgfalt jedes Schiff, welches 
zur Kaperei oder anderen Feindseligkeiten bestimmt 
ist, zu hindern, vom Gebiete des neutralen Staates 
sich zu entfernen. 

2. Keiner kriegführenden Macht zu erlauben, 
ihre Häfen und Fahrwasser zu ihrer Operations- 
basis zu machen oder sich derselben zu bedienen, um 
ihre militärische Macht zu verstärken oder wieder- 
herzustellen oder um Mannschaft zu werben. 

3. Innerhalb ihrer Häfen und Fahrwasser und 
in Rücksicht auf alle Personen innerhalb ihres Ge- 
bietes mit aller Sorgfalt jede Zuwiderhandlung gegen 
obenerwähnte Verpflichtungen zu verlündern. 
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Die kontrahierenden Mächte kamen in diesem 
Vertrage überein, in Zukunft die genannten Ab- 
machungen zu beobachten, sie zur Kenntnis anderer 
Seemächte zu bringen und diese zum Anschluss ein- 
zuladen. 

Aus den historischen Thatsachen, die ich an- 
geführt habe, geht hervor, dass das gemeinsame 
Interesse, welches die Nationen darin finden, dass 
die Meere pacificierte Gebiete sind, in hohem Grade 
dazu beigetragen hat, das Neutralitätsrecht zu einem 
völkerrechtUchen Begriff auszubilden. 

Nachdem man zuerst zur Einsicht über die 
Notwendigkeit gekommen war, das Neutralitäts- 
princip ^uf dem Meere geltend zu machen, dauerte 
es nicht lange, bis man Vorteile in seiner Anwen- 
dung auch auf dem Lande fand. 

In den Akten, durch welche beispielsweise 
Belgien, die Schweiz und Luxemburg für neutral 
erklärt wurden, ist ausdrücklich gesagt, dass die 
fortwährende Neutralität dieser Staaten mit den 
wohlverstandenen Interessen der ganzen euro- 
päischen Pohtik übereinstimmt. 

Es giebt, dem modernen positiven Völkerrechte 
gemäss, eine durch völkerrechtliche Akte und Ver- 
träge garantierte, dauernde und eine zufällige, auf 

freier Entwicklung beruhende Neutralität"^). 



*) Diese nebst den folgenden Kegeln stammen aus Blnntschli's 
„Das moderne Völkerrecht der civilisierten Staaten", Nördlingen 1872; einige 
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Beispiele von fortdauernder und garantierter 
Neutralität sind: 

Die Neutralität der Schweiz. Seit den un- 
glücklichen italienischen Kriegen am Anfang des 
16. Jahi'hunderts ist die Politik der Schweizer 



Vertragsbestimmungen nnd Angaben stützen sich auf „Recueil des tralt^s, 
üonventioiis'' etc. par Ch. de Martens & F. de Cassy, Leipzig 1846, 
und „Archives diplomatiques" : 

— Da die thatsächliche Nicbtbeteiligang am Kriege die natürliche 
Voraussetzung der Neutralität ist, so ist der neutrale Staat verpflichtet, 
sich jeder thatsächlichen Unterstützung einer Kriegspartei zu Kriegs- 
zwecken zu enthalten. 

— Insbesondere darf der neutrale Staat nicht einer Kriegspartei 
Truppen liefern, noch Kriegsschiffe zur Verfügung stellen , noch Subsidien 
für die Kriegführung bezahlen. 

— Wenn Privatpersonen , lediglich in Form des Handelsgeschäfts, 
Waffen oder Kriegsmaterial an einen kriegführenden Staat veräussem, 
so laufen sie zwar Qefahr, dass diese Gegenstände als Kriegskontrebande 
von der Gegenpartei weggenommen werden, aber durch die Duldung des 
Handelsverkehrs mit Kriegskontrebande wird die neutrale Haltung des 
Staates, von dem aus jener Verkehr betrieben wird, nicht verletzt. 

— Die Gestattung des freien Ankaufs von Lebensmitteln, wenn auch 
für die Verproviantierung der kriegführenden Armee, ist nicht als Be- 
günstigung derselben zu betrachten , wenn sie allgemein ist und gleich- 
massig für beide Parteien gilt. 

— In die Eigengewässer (Seehäfen) darf der neutrale Staat die 
Kriegsschiffe der feindlichen Parteien nicht einlaufen, noch über seine 
Ströme, Flüsse, Kanäle hindurchfahren lassen, ausser zu offenbar fried- 
lichen Zwecken (Aufnahme von Lebensmitteln, Wasser, Kohlen). 

— Der neutrale Staat darf sein Gebiet nicht hergeben zum Stütz- 
punkt für kriegerische Unternehmen eines der Feinde etc. — Die Ver- 
folgung geschlagener Truppen hört auf, wo das neutrale Gebiet beginnt. 

— Die feindlichen Staaten sind verpflichtet, die Gebietshoheit der 
neutralen Staaten auch während ihres Krieges vollständig zn achten und 
sich jeden Eingriffs in dieselbe zu enthalten. 

— Ist die Verletzung des neutralen Staates lediglich aus Unkenntnis 
der Grenze, nicht aus böswilliger Absicht geschehen, so ist derselbe ver- 
anlasst, die sofortige Beseitigung des Unrechts, Entschädigung und die 
erforderlichen Massregeln dafür von dem verletzten Staate zu verlangen, 
dass in Zukunft sich keine ähnliche Missachtung der Neutralität wiederhole. 
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Eidgenossenschaft darauf ausgegangen, dem Lande 
den Schutz zu sichern, den die Neutralität gewährt. 

Diese Neutralität ist von den Grossmächten 
Europas auf dem Wiener Kongress 1815 (durch 
Artikel 84 und 92) anerkannt und garantiert und 
dann noch feierlicher durch den besonderen Akt 
von Paris am 20. November desselben Jahres von 
den Mächten bestätigt worden, aus welchem folgen- 
des hier angeführt werden mag: 

„Die Mächte erklären . . . durch gegenwärtigen 
Akt, dass die Neutralität und ünverletzUchkeit der 
Schweiz (inviolabilite) , sowie ihre Unabhängigkeit 
von jeder fremden Einmischung (influence) mit den 
wahren (veritables) Interessen der europäischen 
PoUtik übereinstimmt (est conforme)*).'* 

Die Neutralität Belgiens. Auf Grund des Ver- 
trages von London vom 15. November 1831 (Art. VII), 
den die Mächte am 19. April 1839 aufs neue be- 
kräftigten, wurde dem Königreiche Belgien fort- 
dauernde Neutralität zuerkannt. 

Dieses Land, welches Jahrhunderte hindurch 
zum Kriegschauplatz fremder Mächte, besonders 
Prankreichs und Deutschlands dienen musste, wurde 
dadurch vor solchen Gefahren geschützt und das 
europäische Kriegsfeld dadurch noch mehr begrenzt. 

Der Art. VII im Londoner Vertrage lautet 
folgendermassen : „Belgien soll innerhalb der in 



*) „Recneil des traitäs, Conventions etc.", Ch. de Martens & 
F. de Cnssy, S.Teil, Seite 243, Leipzig 1846. 

Pax mnndi. 4 
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Art. I und IV festgestellten Grenzen einen selb- 
ständigen und dauernd (perpetuellement) neutralen 
Staat bilden. Das Königreich wird verpflichtet, 
dieselbe Neutralität gegen alle Staaten zu be- 
obachten*).^* 

Während des französisch -deutschen Krieges 
1870 — 71 wurden der von Frankreich bedrohten 
belgischen Neutralität weitere verstärkte Garantien 
durch neue von England vorgeschlagene Verträge 
zuerkannt. 

Die Neutralität des Grossherzogtums Luxem- 
burg nach dem Londoner Vertrage vom 11. Mai 1867. 

Als ein Beweis der Kraft und Bedeutung der 
eingegangenen Neutralitätsverträge in unseren Tagen 
mag hier folgendes angeführt werden: 

Während des französisch -deutschen Krieges 
1870 — 71 beklagte sich die preussische Regieruug 
bei den Garantiemächten über neutraUtätswidrige 
Handlungsweise auf luxemburgischer Seite und 
drohte, die Neutralität des Grossherzogtums nicht 
weiter zu beachten (Depesche des Fürsten Bismarck 
vom 3. Dezember 1870). Infolgedessen konstatierte 
der österreichische Reichskanzler, Graf vonBeust, 
am 22. Dezember desselben Jahres, dass die Prüfung 
und Entscheidung, ob eine Verletzung von Seiten 
des neutralen Staates in Rücksicht auf die „euro- 
päische Garantie" stattgefunden habe, principiell 



*) Vergleiche de Marteiis& de Cussy in oben genannter Samm- 
lang, 4. Teil, S. 675. 
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den Mächten zukomme, die die Neutralitätsakte 
unterzeichnet hätten und nicht einem der krieg- 
führenden Staaten*). 

Ausser den erwähnten Staaten ist den Jonischen 
Inseln nach den Londoner Verträgen, 1863 — 64, 
fortwährende Neutrahtät zugesichert worden; ebenso 
den Samoa-Inseln auf Grund des BerUner Vertrages 
zwischen England, Deutschland und den Vereinigten 
Staaten von Nordamerika vom 14. Juni 1890 , in 
welchem unter anderem festgesetzt ward, dass, falls 
Meinungsverschiedenheiten zwischen den kontra- 
hierenden Mächten entständen, ein Schiedsgericht 
die Sache behandeln und ein Obertribunal ein- 
gesetzt werden sollte mit einem Oberrichter, den 
der König von Schweden und Norwegen zu er- 
nennen die Befugnis erhielt. 

Ein allgemeiner Vorteil, den die NeutraUtät 
bietet, ist die Vereinfachung äusserer politischer 
Verhältnisse, die dadurch gewonnen wird. 

Auf die Stellung eines neutraUsierten Staates 
kann im voraus von allen Parteien gerechnet 
werden. 

Je nach militärischer Bedeutung und Lage 
gewährt das neutrale Land auf vielerlei Weise eine 
Sicherheit für sämtliche Mächte. 

In engem Zusammenhange mit der Neutralität 
steht das in der neuesten Zeit stärker hervortretende 



*) Hinsichtlich des Notenwechsels über diese Frage siehe „Archives 
diploraatiquea!« 1871—72. 

4* 
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Bedürfnis, den Krieg, soweit es möglich, zu loka- 
lisieren. 

Infolge der ausserordentlich schnellen Entwick- 
lung des Welthandels und der Verkehrsverbindungen, 
sowie der daraus folgenden gemeinschaftlichen Inter- 
essen wirkt ein Krieg zwischen zwei Staaten unbe- 
dingt mehr oder weniger störend auf die übrigen. 

In dieser steigenden Solidarität hegt die 
sicherste Bürgschaft dafür, dass die Neutrahtät 
respektiert wird. 

Man ist schon hienach zu dem Schlusssatz 
berechtigt, dass die Sicherheit der neutralisierten 
Staaten beständig zunehmen wird. 



Auf diese historischen und völkerrechtUchen 
Gründe gestützt, wurde im schwedischen Reichs- 
tage im Jahre 1883 — von Major C. A. Adels- 
köld in der ersten und von dem Verfasser in der 
zweiten Kammer — ein Antrag auf die Netltra- 
lisierung Schwedens eingebracht, in der Hoffnung, 
damit nicht nur gelegentlich dem weitgehenden da- 
maligen königlichen Heeresordnungsvorschlage ent- 
gegenzuarbeiten, sondern auch, und vor allem, Ver- 
anlassung zu einer fruchtbringenden Lösung unserer 
alten, vielerörterten Verteidigungsfrage zu geben. 

Antrag in der zweiten Kammer, Nro. 97 : 

Nachdem die europäischen Staaten ihre jetzige 
Konsolidierung gewonnen, hat das materielle üeher- 
gewicht der Grossmächte üher die kleineren Länder 
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mehr und mehr die Möglichkeit für die letzteren ver- 
mindert, mit militärischer Stärke allein ihre äussere 
Freiheit und Selbständigkeit zu behaupten. 

Es giebt Staaten, deren gesamte männliche Be- 
völkerung die Anzahl, die eine Grossmacht ihrem voll 
ausgerüsteten Kriegsheere geben kann, nicht erreicht 
oder wenig übersteigt. 

In früheren Zeiten konnte ein kleines, mutiges 
Volk den Kampf gegen einen grösseren und mächtigeren 
Nachbar mit Erfolg aufnehmen. Mit der damals unvoll- 
kommenen inneren Organisation, dem Mangel an Zu- 
sammenhalt und der unentwickelten Kriegskunst war 
solches möglich. 

Die neue Zeit hat diese Verhältnisse verändert. 
Als Regel gilt jetzt, dass die militärische Machtstellung 
der europäischen Staaten in einem direkten Verhältnis 
zu ihrer Volksmenge und ihren materiellen Mitteln steht. 

Hiervon war die Folge, dass die kleineren Staaten 
in Wirklichkeit aufgehört haben, kriegführende Mächte 
zu sein. Fälle, wie das Auftreten Deutschlands gegen 
Dänemark, 1864, und Englands in Aegypten, 1882, oder 
überhaupt solche, in denen der mächtigere Staat nur 
zu berechnen hat, welchen Teil seiner Macht er anwenden 
darf, um sein Ziel zu erreichen, sind nicht als ICriege, 
sondern als militärische Exekutionen zu betrachten! 

Was insbesondere unser Land betrifft, so besitzt 
es freilich, nebst Norwegen, in seiner Lage einen Vor- 
zug vor den übrigen kleinen Staaten in Europa. Aber 
hier gilt es, zur rechten Zeit und mit Klugheit sich 
diesen Vorteil anzueignen. Dies geschieht nicht da- 
durch, dass Schweden in einen Militärstaat verwandelt 
wird; denn wenn wir dies auch in möglichst grossem 
Umfange thun, so bleiben wir, uns selbst überlassen, 
dennoch unvermögend, uns auf die Dauer gegen mäch- 
tige Nachbarn zu schützen. 
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In demselben Verhältnisse, wie ein Volk durch 
militärische Büstnngen sein Vermögen erschöpft, wird 
auch seine Widerstandskraft gegen einen übermächtigen 
Feind geschwächt. Die Kriegführung unserer Tage 
fordert nicht nur grosse und gut geübte Heerscharen, 
sie erfordert in ebenso hohem Grade grosse materielle 
Mittel. Zwischen einem Volke von 4 bis 5 Millionen 
und einem anderen von 40 bis 80 Millionen ist das Ver- 
hältnis dasselbe wie zwischen dem Zwerge und dem Biesen. 

Es ist erklärlich, dass das vaterländische Gefühl 
so irre leiten kann, dass unser Volk mit seinen glänzen- 
den kriegerischen Erinnerungen nicht ohne Schwierigkeit 
diese einfache Wahrheit einsehen will und sich wider- 
willig in die veränderten Verhältnisse fügt, die die 
neuere Zeit mit sich bringt. 

Nehmen wir nun an, wir stehen am Scheidewege 
und hätten zu wählen zwischen einem nutzlosen und 
ruinierenden Militarismus und einer von sämtlichen 
Mächten garantierten Neutralität, die es uns möglich 
macht, unsere Verteidigung ohne zu grosse Schwierig- 
keiten und gemäss einer solchen geschützten Stellung 
zu ordnen. 

Die erste Alternative würde in unserem von Natur 
armen Lande die nationale Lebenskraft bedeutend 
schwächen und in hohem Grade uns hindern, als Kultur- 
volk gleichen Schritt mit grösseren und reicheren 
Nationen zu halten ; die andere würde uns in den Stand 
setzen, unsere militärischen Lasten innerhalb massiger 
Grenzen zu halten und die dadurch ersparten Kräfte 
und Einkünfte als Mittel zum Aufblühen des Gewerbes, 
des Handels, der Wissenschaften und des allgemeinen 
Wohlstandes anzuwenden. 

Der scharfsichtige Vaterlandsfreuud würde, wenn 
er die Beyölkerung des Landes in immer wachsenden 
Scharen das Vaterland verlassen sieht, um in einem 



Neutralität. 55 

fremden Weltteile eine neue Heimat zu suchen, hier 
sicherlich über seine Wahl nicht zweifelhaft sein. 

Man könnte sagen, dass von einer solchen Wahl 
keine Bede ist. Darüber sind die Meinungen geteilt. 
Aber in e i n e m Punkt werden sie sich vielleicht einigen 
können, in dem nämlich, dass die beständige Neutralität 
Schwedens ein wünschenswertes Ziel ist. Hier können 
sich vielleicht alle vaterländischen Interessen vereinen. 

Wenn eine solche Neutralität von vielen nicht für 
einen vollständigen Friedensschutz für alle Fälle ge- 
halten wird, kann doch niemand mit stichhaltigen Grün- 
den bestreiten, dass sie jedenfalls die Sicherheit des 
Landes fremden Mächten gegenüber erhöht. 

Wird diese Auffassung als richtig anerkannt, so 
bleibt nichts anderes übrig, als eine angemessene Art 
zu finden, wie man sie fruchtbringend macht. Etwa 
aufkommende Hindernisse werden sich hei näherer Be- 
trachtung nicht allzu gross zeigen, dass sie nicht mit 
gutem Willen und Beharrlichkeit überwunden werden 
könnten. 

üebrigens verdienen folgende Punkte hervorgehoben 
zu werden: erstens, dass das europäische Kriegsfeld in 
denselben Verhältnissen abnimmt, wie die Anzahl der 
neutralisierten Staaten ständig zunimmt, was wesentlich 
dazu beitragen muss, das Entstehen eines Krieges zu 
erschweren oder zu hindern; zweitens, dass keine der 
schon neutralisierten Staaten in ihrem Rechte verletzt 
worden sind ; drittens, dass die entfernte Lage Schwedens 
(ein Vorzug vor der Schweiz und Belgien) ganz natür- 
lich dessen Neutralisierung erleichtern würde; dass 
femer die hier erstrebte Neutralität der Organisierung 
unseres Verteidigungswesens nicht im Wege zu stehen 
braucht, sondern — falls der Eeichstag den Vorschlag 
Sr. Königl. Majestät zur neuen Heeresordnung u. s. w. 
ablehnt — um so mehr geeignet ist, kräftig zu einer 



56 I*&^ mundi. 

günstigen Lösung der Verteidignngsfrage mitzuwirken, 
besonders weil jeder Verdacht, dass bei dieser alten 
Streitfrage möglicherweise noch etwas anderes und mehr 
als die Verteidigung des Landes beabsichtigt werde, 
dadurch gehoben würde. 

Also — und da wir hier nicht erwarten dürfen, 
dass die anderen Mächte den ersten Schritt thun und 
uns anbieten, was wir nicht verlangt haben, — wage 
ich ehrfarchtsvoll vorzuschlagen: 

dass der Beichstag in einem Schreiben an Se. Königl. 
Majestät den Wunsch ausspreche, Se. Königl. Majestät 
möge geruhen, mit den fremden Staaten, mit welchen 
Schweden in diplomatischen Beziehungen steht, Unter- 
handlungen einzuleiten, die Schwedens fortdauernde 
Neutralität in Uebereinstimmung mit den Grundsätzen 
des modernen Völkerrechtes bezwecken. 

Stockholm, Februar 1883. 

K. P. Arnoldson. 

Obiger Antrag wird unterstützt von: 

S. A. Hedlund. J. Jonasso n. 

Arvid Gumaelius. Will. Farup. 

C. J. Svens en. J. Jonas son. 

J. Andersson. A. Th. Wallenius. 

Eric Olsson. J. E. Ericsson. 

P. M. Larsson. J. A. Ericsson. 

Pehr P ehr s son. P. G. Peters son. 

Lars Nils son. F. T. Borg. 
0. G. Otterborg. 

Ehe der Antrag im Reichstage eingebracht 
wurde, las ich ihn in einer Privatversammlung von 
70 Reichstagsmitgliedem vor, die sich einstimmig 
für denselben erklärten ; das Gleiche that später auch 
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eine Mehrzahl von Mitgliedern des norwegischen 
Reichstags folgender Mitteilung nach: 

„Bei einer am 31. März 1883 gehaltenen Zusammen- 
kunft im jVerein der Stortingsmänner* wurde ein Doku- 
ment: , Anträge in der zweiten Kammer, Nro. 97^ ein- 
gereicht, die Neutralisiernng Schwedens betreffend, ein 
Dokument, das dem Vorsitzenden des Vereins von einem 
schwedischen Keichstagsabgeordneten zugestellt wurde. 

Aus dieser Veranlassung wurde einstimmig folgen- 
der Beschluss gefasst: In Erwägung, dass die Neu- 
tralisierung des Landes im allgemeinen Interesse des 
Friedens liegt, dass dieselbe, gegen fremde Angriffe 
schützend, das Land mehr in den Stand setzt, seine 
Hilfsquellen zu benützen und seine Einrichtungen nach 
seinen besonderen Bedürfnissen weiter zu entwickeln; 
in Erwägung ferner, dass die Verhältnisse ebenso wie 
die Lage unseres Landes uns auffordern, nach diesem 
Ziele zu streben; endlich im Hinblick auf die gegen- 
wärtigen Verhandlungen des schwedischen Beichstags 
über das staatsrechtliche Verhältnis zwischen den beiden 
Eeichen und ihre Zusammengehörigkeit im Krieg und 
im Frieden, wird der Ausschuss beauftragt, zu beraten, 
auf welche Weise diese Frage weiter behandelt wer- 
den soll. A. Qvam, Sekretär des Vereins." 

Und sobald der Inhalt des Antrags durch die 
Presse bekannt gemacht worden war, kamen von 
Volksversammlungen in ganz Schweden zahlreiche 
Zustimmungsadressen an den Major Adelsköld 
und mich. 

Aber schon von Anfang an stiess der Vor- 
schlag auf den unüberwindlichen Widerstand der 
Machthabenden. 
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Mit allgemeiner Uebereinstimmung hat man 
von dieser Seite den Wert des Neutralitätsprincipes 
und dessen historische Bedeutung herabzusetzen , 
gesucht. Man hat zu diesem Zwecke alle mög- 
lichen Mittel angewandt, um die zartesten Saiten 
des Nationalgefühls zu berühren. Es wäre, hiess 
es, eine Schande für uns, durch andere als mili- 
tärische Macht unsere uralte angestammte Freiheit 
behaupten zu wollen. Wir würden mit unserer 
ruhmvollen Geschichte brechen und einen schwarzen 
Strich durch ihre glänzenden kriegerischen Er- 
innerungen machen. Es gab freilich neutrale Län- 
der, aber ihre Neutrahtät war nicht aus ihrem 
eigenen Verlangen entsprungen, sondern war von 
den Grossmächten selbst ausgegangen. Sollten wir 
denn, hiess es weiter, das erste Volk sein, welches 
einen solchen Schritt unternimmt? Wäre es nicht 
das Gleiche, wie seine Nachbarn um Frieden an- 
zubetteln und sich vor der ganzen Welt für unmündig 
zu erklären? Das Vernünftigste wäre, unser Heer- 
wesen in einem höheren Grade und stärker zu ent- 
wickeln. Der Antrag wurde ein patriotisches Armuts- 
zeugnis, ein widriger NihiUstenanschlag u. s. w. 
genannt. Ein Abgeordneter des Reichstages schlug 
vor, den Antrag einem Ausschuss zu überweisen, 
der die Reguüerung des Viehtransports nach dem 
Auslande zu besorgen hätte. Es hagelte Schmähungen, 
und nachdem es bekannt geworden , dass der An- 
tragsteller in der zweiten Kammer der Urheber, 
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der wirklich Schuldige war, wurde er von jeder- 
mann als Bösewicht gebrandmarkt, wie das Jahr 
vorher, wo er einen Antrag auf erweiterte Ge- 
wissensfreiheit machte. 

Während meiner Verteidigung des Antrags im 
Reichstage suchte ich allen beachtenswerten Ein- 
wendungen zu begegnen. 

Unter diesen richtete ich meine Aufmerksam- 
keit besonders auf folgende fünf: 

1. Die Mächte werden die Neutralisierung 
Schwedens nicht zugeben. 

2. Aber wenn sie es wider Vermuten thun 
sollten, könnte die Sicherheit des Landes 
nichts dabei gewinnen. 

3. Dagegen würde eine garantierte Neutralität 
unsere Selbständigkeit einschränken. 

4. Ohne die Verteidigungslast vermindern zu 
können. 

5. Der Vorschlag kommt zu ungelegener Zeit. 
1. Was die erste Bemerkung betrifft, nämlich, 

dass die Mächte die Neutralisierung Schwedens 
nicht gestatten würden, so schienen mir wichtige 
Umstände für das Gegenteil zu sprechen. 

Ganz gewiss werden die Mächte zu allererst 
ihre eigenen Interessen berücksichtigen. 

Für einen jeden der grossen Ostseestaaten und 
der Westmächte muss freilich Skandinavien als 
militärischer Ausgangspunkt sehr passend erscheinen. 
Aber es wäre recht sonderbar, wenn diese Mächte 
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die gegenseitige Sicherheit, die darin liegt, dass sie 
alle gleicherweise dieses Ausgangspunktes beraubt 
sind, nicht vorziehen würden, auf den skandina- 
vischen Norden als Bundesgenossen zu rechnen. 

Ein neutrahsiertes Skandinavien würde eine 
Schweiz zwischen Meeren, ein hinderndes Bollwerk 
einerseits zwischen England und Frankreich, und 
andererseits zwischen Russland und Deutschland 
werden. Wenn nun ein Krieg zwischen diesen 
Grossmächten ausbräche, wäre es wichtig für eine 
jede von ihnen, die Küstenmächte des Sundes und 
der Belte auf ihrer Seite zu haben. Die Schwierig- 
keit für diese letzteren, ihre Neutrahtät während 
der Zeit zu bewahren, liegt offen zu Tage. 

Die Interessen zeigen sich also auf allen Seiten 
gleich gross. Es könnte deshalb klug erscheinen, 
sich zur rechten Zeit der fortdauernden Neutralität 
der Küstenmächte zu versichern. 

Dass ich hier von der NeutraUsierung von ganz 
Skandinavien rede, geschieht, weil ich überzeugt 
bin, dass die Brudervölker in dieser Sache dieselbe 
Ueberzeugung haben wie das schwedische. Für 
den allgemeinen europäischen Frieden würde Skan- 
dinaviens Neutralisierung weit grössere Bedeutung 
haben als die Neutralität der Schweiz und Belgiens, 
weil die Interessen der Grrossmächte bedeutender 
sind und einander mehr um den skandinavischen 
Norden herum im Gleichgewicht halten, als um die 
erwähnten zwei kleinen festländischen Staaten. 
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An den Westmächten haben wir alte Freunde ; 
an dem vereinigten Deutschland haben wir einen 
neuen gewonnen, und durch die Neutralisierung 
Skandinaviens würden nicht nur wir Russlands 
Freundschaft erwerben, sondern auch Dänemark 
die Deutschlands, infolgedessen auch die letzt- 
erwähnte Macht möglicherweise ihre Pflicht gegen 
Dänemark in Rücksicht auf Nordschleswig erfüllen 
könnte, da sie nicht mehr zu fürchten brauchte, 
dass das kleine, benachbarte Land einmal zu einem 
Bund mit einem mächtigen Feind Deutschlands 
gezwungen würde. 

Aber es sind nicht nur die politischen Inter- 
essen der Mächte, die durch die Neutralisierung 
Skandinaviens gefördert werden könnten. 

Während der letzten Jahrzehnte hat sich der 
Welthandel unerhört vermehrt, und Verbindungen 
zwischen den Völkern sind auf vielen Gebieten 
angeknüpft worden. Zur Kennzeichnung der Folgen 
hiervon mag erwähnt werden, dass schon vor 30 Jah- 
ren die Normalfracht für Getreide vom Schwarzen 
Meere nach Nordeuropa 50 — 60 englische Shilling 
per Tonne betrug, aber jetzt von KaHfornien und 
Australien nach Europa kaum den halben Preis 
per Tonne übersteigt. Ein europäischer Krieg 
würde hier eine allgemeine, lähmende Umwälzung 
verursachen. Das fasst leicht jeder, der einen 
Begriff vom Einfluss der Getreidepreise beinahe auf 
das ganze moderne Kulturleben hat. 
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Vor dem Ende dieses Jahrhunderts werden die 
Verhältnisse unseren ganzen Weltteil mit einem 
Netze von allgemeinen Interessen umsponnen haben, 
und mit Naturnotwendigkeit wird eine solche Em- 
pfindhchkeit in dem europäischen Staatskörper 
eintreten, dass z. B. ein Leiden im italienischen 
Fusse bis in den hohen Norden schmerzhch empfun- 
den wird. 

Die Handelsflotte von Norwegen allein ist ja 
die dritte in der Reihe aller Handelsflotten der 
Welt. Wie bekannt, nehmen die vereinten Reiche 
von Schweden und Norwegen einen hervorragenden 
Platz als Vermittler von Transporten auf den Meeren 
ein. Nach dem, was mir ein bedeutender Kauf- 
mann mitgeteilt hat, sind die Gütersendungen auf 
schwedischen und norwegischen Schiffen zwischen 
verschiedenen fremden Ländern fünfmal grösser, als 
sie unmittelbar zwischen dem In- und Auslande 
sind; und wie sich nun der fortwährende Streit 
zwischen Dampf und Segel auf dem Meere gestaltet, 
scheint das einzige Land, das unsere Segelschiffe 
entbehren könnte, England zu sein, in welcher 
Grossmacht wir ja immer einen Bundesgenossen 
haben. Aber die meisten anderen Grossmächte 
brauchen unsere Handelsflotte. 

Da wir sie natürlicherweise nicht selbst in 
einem Kriege verteidigen können, aber andere und 
grössere Nationen dadurch möglicherweise ebenso- 
viel als wir riskieren würden, so darf angenommen 
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werden, dass sie willens sind, durch die Neutrali- 
sierung Skandinaviens diese Flotte vor den Zwi- 
schenfällen des Krieges zu schützen. 

Rechnet man solche Interessen, die die Han- 
dels- und Kreditverhältnisse, Kultur und Humanität 
berühren, zu den politischen Interessen hinzu, so 
scheint es, als ob gewichtige Wahrscheinlichkeits- 
gründe dafür sprechen, dass die Grossmächte wirk- 
lich bereit sein werden, unsere Neutrahtät zu 
garantieren. 

2. Nach dem zweiten Einwand würde die Sicher- 
heit des Landes durch eine garantierte Neutralität 
nichts gewinnen, wenn auch eine solche wider 
Vermuten zu stände gebracht werden könnte. 

Volle Sicherheit kann man in keiner Stellung 
hier in der Welt gewinnen. Dies gilt ebensowohl 
fär die Völker als für den Einzelnen. Aber ich 
glaube, dass eine uns garantierte Neutralität ein 
starker Schutz für unsere nationale Unabhängigkeit 
wäre, wie sie auch zugleich wesentlich zur Aufrecht- 
haltung des europäischen Friedens beitragen und 
nach und nach zur Erleichterung der Kriegslasten 
in allen Ländern mitwirken würde, folglich auch 
und zuallererst in unserem eigenen Lande. 

Verträge, sagt man, werden ebenso leicht 
gebrochen als geschlossen. Wenn das wahr ist, 
dass so etwas geschehen kann, folgt nicht not- 
wendig daraus, dass es fortwährend der Fall sein 
wird. Neue Faktoren können dazu kommen, die 
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den Bruch der eingegangenen Verbindungen er- 
schweren. 

Die Erfahrung zeigt, dass gerechte Gesetze 
übertreten werden, aber niemand wird behaupten 
wollen, dass sie deshalb nicht notwendig sind. 
Ebenso wie die moralische Macht es ermöglicht, 
die Polizeigewalt einzuschränken, so machen auch 
die Neutralitätsverträge es möglich, die Kriegs- 
macht einzuschränken. 

Uebrigens mögen unsere Gegner nur immer 
nachweisen, dass das Recht der neutralisierten 
Staaten verletzt worden ist ; dass es bedroht wurde, 
ist wahr, und es wäre bei dem Zustande der Ge- 
setzlosigkeit , der zwischen den Völkern beruht, 
wunderbar, wenn dem nicht so wäre. 

Die Idee der Neutralität hat sich mittlerweile, 
wie ich bei mehreren Gelegenheiten zu beweisen 
gesucht habe, nach und nach zu einem bindenden 
Rechte ausgebildet, das sich beständig weiter ent- 
wickelt. Mit seiner Neutrahsierung würde Skan- 
dinavien einen grossen Portschritt zum Segen so- 
wohl für unser eigenes als auch für andere Völker 
machen. 

3. u. 4. Was den dritten und vierten Punkt 
betrifft, so würde eine garantierte Neutralität unsere 
Selbständigkeit einschränken, ohne eine Vermin- 
derung der Verteidigungslasten zur Folge zu haben. 

Thatsache ist, dass das Völkerrecht auf sei- 
nem jetzigen Standpunkte unter keinem Vorwande 
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anderen Mächten erlaubt, sich in die inneren An- 
gelegenheiten eines neutralisierten Staates zu mischen , 
folglich auch nicht in sein Verteidigungswesen oder 
seine Massregeln zum Schutze der Neutralität. Alles 
dies ist die eigene Sache des neutralisierten Staates. 
Wahr ist es, dass, da Luxemburg 1867 neu- 
tralisiert wurde, dies unter der Bedingung geschah, 
dass die starke Festung gleichen Namens geschleift 
werden sollte. Aber dieser von dem allgemeinen 
europäischen Frieden geforderte Fall zeigt anderer- 
seits, dass die Garantiemächte keinem Staat als 
' Bedingung für die Neutralität die Pflicht auferlegen,* 
sich besonders zu befestigen, um ein solches Recht 
zu verteidigen. Indessen hielten es die Mächte 
für gut, dem Kongressprotokoll, welches Luxem- 
burgs Neutralität bestimmte, einen Anhang zu geben, 
in welchem es als eine selbstverständliche Sache 
betont wurde, dass der Artikel, die Niederreissung 
der Festung von Luxemburg betreffend, keinerlei 
Einschränkung des Rechtes des neutralen Staates 
enthielte, seine Verteidigungswerke, wenn erforder- 
lich, im Stande zu halten und zu verbessern. Auch 
hat ja Belgien die grossen Festungen um Ant- 
werpen herum, lange nachdem das Land für neu- 
tral erklärt worden war, angelegt. 

Sich darauf zu berufen, was der eine oder der 
andere über den Wert der Sache gesagt, beweist 
nichts gegen die Thatsache, dass das Neutrahtäts- 
recht schon in seiner jetzigen Gestalt in allem 

Fax mundi. 5 
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Wesentlichen respektiert worden ist ; und wenn ein 
neutraler Staat sich enthalten muss, in die Politik 
anderer Mächte sich zu mischen, so mag das wohl 
im Grunde keine grössere Einschränkung seiner 
Selbstbestimmungsrechte einschliessen, als wenn eine 
Garantiemacht davon abstehen muss, einen neutrali- 
sierten Staat zu bekriegen oder zu kriegerischen 
Zwecken einen Bund mit ihm zu schliessen. Für 
beide Parteien kann hier freilich eine Einschrän- 
kung in Frage kommen, aber nur eine solche, die 
die notwendige Bedingung für ein vernünftiges Zu- 
sammenleben zwischen den Staaten ist, d. h. eine 
Einschränkung eigenmächtiger Gewalt und Streit- 
sucht. An deren Stelle soll das Recht treten. 

Einer anderen Vormundschaft braucht sich 
der neutrale Staat nicht zu unterwerfen, als einer 
solchen, der jeder Mensch sich unterordnet, wenn 
er seine Leidenschaften durch die Macht des sitt- 
lichen Willens zügelt. 

Da die Garantiemächte kein B,echt besitzen, 
sich in unsere Privatangelegenheiten zu mischen, 
besonders nicht darein, wie wir unser Verteidigungs- 
wesen ordnen wollen, so sind wir von ihrer Seite 
gar nicht gehindert, eine grosse oder kleine Kriegs- 
macht zu halten. Der neutralisierte Staat ist aber 
verpflichtet, im Kriege zwischen anderen Mächten 
Truppen, die sein Gebiet betreten, zu entwaffnen, 
wie er auch während des gesetzlosen Zustandes, 
den der Ki'ieg an und für sich herbeifuhrt, sogar 
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mit Waffengewalt seine Grenzen schützen muss. 
Aber wenn eine solche Aufgabe bis auf weiteres 
nichts anderes zur Folge haben kann, als dass sie, 
z. B. der Schweiz und Belgien, grosse Kriegslasten 
zur Friedenszeit auferlegt, so gilt dies keineswegs 
in demselben Grade von der skandinavischen Halb- 
insel als neutralisiertem Staat, da ja nicht davon 
die Rede sein kann, die in ihre Gebiete fliehenden 
Truppen zu entwafihen, sondern nur die Kriegs- 
schiffe der kriegführenden Mächte zu hindern, in 
schwedisch-norwegische Häfen einzulaufen, — was 
unter dem Schutze der garantierten Neutralität 
nicht eintreten kann. 

5. Was den fünften Punkt betrifft, nämlich dass 
der Vorschlag zu einer unpassenden Zeit ans Tages- 
licht gekommen, so wage ich als meine Meinung 
auszusprechen, dass die rechte Zeit zu dessen 
Aufstellung wegen der nun herrschenden Waffenruhe 
gerade die jetzige ist. Ueberall wächst das Be- 
dürfnis eines dauernden Friedens. WahrscheinUch 
würde deshalb eine Vorlegung der Frage über die 
garantierte Neutralität der vereinigten Reiche an 
die Grossmächte mit allgemeiner Sympathie in 
Europa aufgenommen werden. 



Mit diesen und anderen Gründen suchte ich 
meinen Antrag zu verteidigen. 

Dieser wurde unter anderen vom Minister 
der auswärtigen Angelegenheiten, dem Freiherrn 



68 Pax mundi. 

von Hochschild, bekämpft, der es für unmög- 
lich erklärte, ihn zu unterstützen. Er gab zu er- 
kennen, dass seine sämtlichen Kollegen in der 
Regierung denselben Standpunkt in der Frage ein- 
nehmen wie er selbst. Er wünschte, dass der 
Vorschlag auf Ueberweisung an eine provisorische 
Kommission ganz und gar verworfen werde. 

Da der Herr Minister die Sache gewisser- 
massen zu einer Kabinettsfrage gemacht hatte, konnte 
eine Zustimmung zu meinem Antrage unter den 
damaligen Verhältnissen nicht wohl in Betracht 
kommen. 

Dessenungeachtet wurde die Aufforderung des 
Ministers der auswärtigen Angelegeuheiten nicht 
befolgt, sondern die zweite Kammer nahm einen 
Vermittlungsvorschlag an , nachdem gleichwohl 
53 MitgHeder meinem ursprünglichen Antrag ihre 
Zustimmung gegeben hatten. 

Was den angenommenen Vermittlungs Vorschlag 
betrifft, so missbilligte die Kammer die Motivierung 
in der Erklärung der Kommission — welcher der 
Minister der auswärtigen Angelegenheiten beige- 
stimmt hatte — , Hess es aber in der Erwartung, 
dass die Regierung unaufgefordert nach dem Haupt- 
beweggrund des Antrags handeln werde, bis auf 
weiteres bei der Ueberweisung an die Kommission, 
und sprach sich dagegen aus, dass in dieser An- 
gelegenheit ein Schreiben an den König gerichtet 
werde. 



Neutralität. 69 

Nach solchem Ausgang in der zweiten Kammer 
wurde in der ersten kein Versuch in dieser Sach^ 
gemacht. (Vergleiche: Riksdagstrycket, 1883, Stock- 
holm.) 

Während der Beratung in der zweiten Kammer 
am 28. April machte der Minister der auswärtigen 
Angelegenheiten darauf aufmerksam, dass ich in 
meinem Antrag unbeachtet gelassen, dass seit 1814 
die europäischen Mächte die beiden Reiche der 
skandinavischen Halbinsel, wenn es sich um Krieg 
und Friede handelt, als politische Einheit betrach- 
ten; denn sonst würde ich gleich anfangs vor- 
geschlagen haben, dass sich das Bruderreich in 
einer Angelegenheit äussern möchte, die Norwegen 
ebensosehr als Schweden berührt. 

Diese Bemerkung war unberechtigt. 

Schon bei der Lesung vom 2. März bekam ich 
Veranlassung, zu betonen, dass es keinem Antrag- 
steller gezieme, sich zu Norwegens Vormund im 
schwedischen Reichstage zu machen ; zugleich sprach 
ich jedoch meine Meinung aus, dass der norwegische 
Reichstag (Storting) unserem Wunsch seinen Bei- 
fall schenken würde, wenn der Reichstag den Vor- 
schlag, soweit er Schweden betrifft, billigte. 

Dass sich die Neutralisierung nicht nur auf 
Norwegen, sondern auch auf Dänemark erstrecken 
solle, scheint keinem Zweifel zu unterliegen. 

Ein sehr angesehener Rechtsgelehrter, der Graf 



70 ^'^^ mimdi. 

L. Kamarowski, Professor des Völkerrechts an 
der Universität in Moskau, fordert im Interesse 
des Weltfriedens , dass die internationalen See- 
wege und angrenzenden Küstenländer neutralisiert 
werden*). Dies gilt besonders für Dänemark und 
zwar im Vereine mit den zwei anderen skandi- 
navischen Staaten. Eine solche Neutralisierung 
würde, sagt er, zu einer Entwaffnung am Sund und 
an den Belten führen. Diese grossen Verbindungs- 
wege würden dann für Handels- und Kriegsschiffe 
aller Nationen zugänglich. Sie dürften nicht be- 
festigt werden, aber die Freiheit der Schififahrt 
müsste von einem internationalen Komite ge- 
sichert sein. 



Bei der Berliner Konferenz 1885 — einer Re- 
präsentation von 15 Staaten — wurden gerechte 
Grundsätze für die Seefahrt auf dem Kongo und 
Niger angenommen. Die Freiheit der Schiffahrt 
und des Handels auf diesen Flüssen wurde den 
Flaggen aller Nationen zuerkannt. Dasselbe Princip 
ersti^eckte sich auch auf die Nebenflüsse und auf 
Seen, Kanäle und Eisenbahnen, die in Zukunft 
angelegt werden könnten, um die nicht schiffbaren 
Teile vom Kongo und Niger zu umgehen. Sogar 
während der Kriegszeit soll die Freiheit der Kom- 
munikation und des Handels nicht unterbrochen 



*) ^llevue de droit international et de Legislation eompart^*e", 1888, 2, 
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werden; nur der Transport von Kriegskontrebande 
ist zu der Zeit verboten. Das Beobachten aller 
dieser internationalen Verträge ist unter die Obhut 
einer internationalen Kommission gestellt. Diese 
Kommission, die aus Bevollmächtigten eines jeden 
der Staaten besteht, die an der Berliner Konferenz 
teilgenommen haben, ist von den lokalen Behörden 
im Kongolande unabhängig. 

Nun hat natürlicherweise jedes freie Volk ein 
unbestrittenes Recht, seine eigenen Verhältnisse, 
wie es selbst will, zu ordnen, unter der Bedingung, 
da SS es auch einem jeden anderen Staate dieselbe 
Achtung zollt, die es von ihm fordert. 

Auf Grund dieses völkerrechtlichen Principes 
wird die Neutralisation auf ganz verschiedene Weise 
nach ganz ungleichen Verhältnissen und im ganzen 
nach dem Willen derjenigen angewandt, die Nutzen 
von derselben ziehen. So besteht z. B. die Neu- 
tralisation, wenn sie ein bestimmtes Ländergebiet 
umfasst, nicht allein darin, dass jeder Kriegshand- 
lung auf dem pacificierten Gebiete vorgebaut wird, 
sondern sie umfasst zugleich ein Verbot gegen jedes 
Einrücken oder jeden Durchmarsch von Armeen, 
sogar von kleineren Abteilungen einzelner Offiziere 
oder Soldaten. 

Ein Kanal dagegen oder eine Meerenge kann 
so neutralisiert werden, dass jede Kriegshandlung 
daselbst verboten wird , jedoch so, dass die Durch- 
fahrt gestattet ist — aber unter der Bedingung, 
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dass kein Krieger das Recht hat, während der 
Durchfahrt an den Ufern des neutralisierten Ge- 
bietes ans Land zu steigen. 

Diese Art der Neutralisierung ist es, die für 
die skandinavischen Gewässer beabsichtigt ist. 



Eine auf den jährlichen Kongressen der Frie- 
densvereine ständig wiederkehrende Frage ist lange 

die Neutralisierung des Suezkanals gewesen, bis sie 

endhch eine praktische Lösung bekam. Nach lang- 
wierigen Unterhandlungen wurde dieser leicht ent- 
zündbare Streitgegenstand durch einen Vertrag 
zwischen England und Frankreich am 24. Okto- 
ber 1887 gedämpft, dem später die übrigen inter- 
essierten Mächte beistimmten und nach welchem 
der wichtige Verkehrsweg für alle Zukunft paci- 
ficiert wird. 

Die wichtigsten Bestimmungen des Vertrags 
sind folgende: 

Artikel 1. Der Saezkanal soll immer, sowohl in 
Kriegs- als in Friedenszeit, für Kriegs- und Handels- 
schiffe frei und offen sein, ohne Rücksicht darauf, unter 
welcher Flagge sie segeln. Demgemäss beschliessen 
die Vertragsmächte, weder in Friedens- noch in Kriegs- 
zeit das Recht der Benutzung des Kanales einzuschrän- 
ken. Der Kanal soll nie blockiert werden. — — — 

Artikel 4. Keine Festungswerke, die zu Kriegs- 
bewegungen gegen den Suezkanal angewendet werden 
können, dürfen an einem Punkt errichtet werden, der 
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ihn beherrscht und bedroht. Kein Punkt, der den Ein- 
gang oder die Fortsetzung des Kanales beherrscht oder 
bedroht, darf militärisch besetzt werden. 

Artikel 5 bestimmt, dass, obgleich der Suezkanal 
während der Kriegszeit offen sein wird, keine kriege- 
rischen Operationen, weder in seiner Nähe noch in seinen 
Häfen oder auf einer Strecke seiner Ufer, die von der 
den Kanal überwachenden internationalen Kommission 
näher bestimmt wird, stattfinden sollen. 

Artikel 6 folgt unmittelbar aus dem vorhergehen- 
den und lautet: In Kriegszeit dürfen die kriegführen- 
den Mächte weder Truppen noch Munition, noch Kriegs- 
material ans Land setzen oder auf dem Kanäle und 
dessen Häfen an Bord nehmen. 

Artikel 8. Die Mächte dürfen kein Kriegsschiff in 
den Gewässern des Kanals haben. Doch dürfen sie in 
die Häfen Port Said und Suez Kriegsschiffe senden, 
insofern ihre Anzahl nicht zwei für jede Macht über- 
steigt. 

Artikel 9. Die Vertreter der Mächte in Aegypten, 
die diesen Vertrag unterzeichneten, sollen den Auftrag 
haben, dessen Ausführung zu überwachen. Bei jeder 
Qelegenheit, wo die Sicherheit und die freie Kommuni- 
kation im Kanäle bedroht wird, sollen sie auf die Vor- 
ladung ihres ältesten Mitgliedes zusammentreten, um 
die Verhältnisse zu untersuchen. Sie sollen die Regie- 
rung des Khedive von der drohenden Gefahr benach- 
richtigen, damit derselbe passende Massregeln ergreift, 
um die Sicherheit und den freien Zutritt zum Kanäle 
zu schützen. Sie sollen regelmässig einmal des Jahres 
zusammentreten, um dafür zu sorgen, dass dieser Ver- 
trag richtig ausgeführt wird. Sie sollen zuallererst die 
Einstellung aller Arbeit oder die Auflösung jeder Truppen- 
zusammenziehung fordern, die auf irgend einem Ufer 
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des Kaiiale3 den Zweck oder die Folge haben könnte, 
die freie Seefahrt und ihre Sicherheit zu bedrohen. 

Artikel 10 behandelt die Obliegenheiten der ägyp- 
tischen Eegierung und hat folgenden Inhalt: 

Die ägyptische Regierung soll, soweit es in ihrer 
durch die Firmane bestimmten Macht steht, die erfor- 
derlichen Massregeln ergreifen, um diesem Vertrag 
Nachdruck zu geben. Im Fall die ägyptische Eegierung 
nicht über hinlängliche Mittel verfügt, soll sie an die 
Hohe Pforte appellieren, welche dann mit den übrigen 
Mächten, die den Londoner Vertrag vom 17. März unter- 
zeichnet haben, über die zu ergreifenden Massregeln 
sich zu verständigen hat, — 

Artikel 14 schreibt vor: Ausser den Fällen, die 
ausdrücklich in den Paragraphen des vorliegenden Ver- 
trages vorgesehen sind, wird das souveräne Recht 
Sr. Kais. Majestät des Sultans oder die Rechte und 
Privilegien Sr. Hoheit des Khedive, wie sie von den 
Mächten bestimmt worden sind, auf keine Weise ein- 
geschränkt. 

Auf dem Programme der Friedensfreunde haben 
lange die Fragen über die Neutralisierung Elsass- 

Lothringens und der Balkanstaaten, sowie der Donau, 
des Bosporus^ des Marmarameers, der Dardanellen 

und ihrer europäischen Küsten gestanden, woraus 
zugleich Konstantinopels Pacificierung folgen würde, 
ebenso die des Sundes und als Folge davon die 

Neutralisierung der skandinavischen Reiche. 

Im Zusammenhange mit der Neutralisierung 
des Sundes ist später die Frage der Neutralisie- 
rung des nicht - deutschen Gebietes nördlich vom 
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Nordostseekanale, zwischen der Elbemünduug und 
dem Kiiegshafen in Kiel, hinzugekommen. 

Durch die Verwandlung von Elsass-Lothringen 
in einen selbständigen neutralen Staat, wie Belgien, 
sollte Gerechtigkeit gegenüber Frankreich und 
Deutschland ausgeübt und diese Grossmächte durch 
eine ungeheure Mauer von neutralen Staaten ge- 
trennt werden, die das europäische Streitfeld zu- 
gleich wesentlich einschränken sollte. 

Dieselbe Wirkung erwartet man von einem 
Bunde der neutralen Staaten auf der Balkanhalb- 
insel, sowohl im Verhältnisse zwischen Russland 
und Oesterreich als auch in Hinsicht auf ganz 
Europa. 

Der Sund ist eine der wichtigsten Pulsadern 
des Erdkörpers. Ungefähr 100 Schiffe von allen 
Nationen durchfahren täglich den Sund, während 
nur ungefähr 10, wenn auch grössere, den Suez- 
kanal passieren, der im Interesse des Welthandels 
neutral geworden ist. 

Den Einlauf sowohl in die Ostsee als auch in 
das Schwarze Meer zu pacificieren, kann nur zum 
Nutzen für ganz Europa sein. 

In einem eingehenden Vortrage über „die Be- 
deutung des Sundes für den Norden" im national- 
ökonomischen Vereine spricht Friedrich Bajer 
bestimmt aus, dass „solange der Sund und dessen 
Küstenländer kein neutrales Gebiet sind, die Ver- 
heerungen des Krieges in und um den Sund auf 
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die grossen, kriegführenden Mächte zurückwirken 
werden", und „der Umstand, dass der Sund nicht 
allein dänisch, sondern auch schwedisch ist, und 
dass Schweden eine gemeinsame auswärtige Regie- 
rung mit Norwegen hat, es wahrscheinlich mache, 
dass es eher im wohlverstandenen Interesse von 
ganz Europa liegt, dass alle drei nördlichen Reiche 
gleichzeitig neutralisiert werden, als dass dies nur 
mit einem von ihnen gescliieht" *). 

Durch Bajers unermüdlichen Eifer für das 
einige Zusammenwirken der nordischen Reiche im 
Dienste des Weltfriedens hat dieser Gedanke auch 
im Auslande viele einflussreiche Anhänger gefunden, 
und auf seinen Vorschlag haben zwei internationale 
Friedenskongresse — in Genf am 16. September 1883 
und in Bern am 6. August 1884 — einstimmig 
folgende Resolution gefasst, die auch mit Hinsicht 
auf ihre allgemeinen Gesichtspunkte von dem ersten 
nordischen Friedenskongresse in Gothenburg am 
19. August 1885 anerkannt wurde: 

„In Anbetracht dessen 
1. dass die geographische und topographische Lage 
der drei nordischen Staaten — Schweden, Norwegen und 
Dänemark — eine solche ist, dass sie mit einer bedeu- 
tenderen Seemacht, als sie jetzt besitzen, kommerziell 
und strategisch die Besitzer der Schlüssel zur Ostsee 
sein könnten: 



*) „Nationalftkonomisk Tidskrift« XXII, Seite 139-155. Vergleiche 
auch im „Politiken" 1890, 31. März den Artikel : „Oeresunds Fred«, unter 
Signatar „Defensor patriae". 
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2. dass, weun auch die geringe Macht dieser Staaten 
jede Gefahr ferne hält, dass sie sich den Vorteil dieser 
Lage gegen Europa zu nutze machen könnten, derselbe 
Mangel an Macht sie Tag für Tag der Gefahr aussetzen 
würde, durch List oder Gewalt ihren mächtigen Nach- 
barn preisgegeben zu werden; 

3. dass die Unverletzlichkeit der drei nordischen 
Staaten und ihre Unabhängigkeit von jedem fremden 
Einfluss im wahren Interesse von ganz Europa ist und 
dass also ihre Neutralisierung zur allgemeinen euro- 
päischen Ordnung gehört; 

4. dass diese Unabhängigkeit — ein gemeinsames 
Recht für alle Völker — den nordischen Staaten nur 
durch ihre Neutralisierung gesichert werden kann; 

5. dass diese Neutralisierung folgenden Zweck und 
rechtliche Wirkung haben soll: 

erstens alle Teile des Landes und des Seegebietes, 
die zu Schweden, Norwegen und Dänemark ge- 
hören, vor aller Kriegsgefahr zu schützen ; und 
zweitens bei jeder Gelegenheit, auch in Kriegs- 
zeiteu, jedem Handels- oder Kriegsschiffe, unter 
welcher Flagge es auch segeln mag, sei es 
kriegführend oder nicht, volle Freiheit zuzu- 
sichern, von der Nordsee in die Ostsee oder 
umgekehrt einzulaufen, und dies sowohl, wenn 
es allein, als auch weun es in einer Flotte 
segelt, — 
aus diesen Gründen erklärt die Versammlung, dass 
Schweden, Norwegen und Dänemark neutralisiert werden 
sollen und dass diese Neutralisieruug folgendes um- 
fassen muss: 

1. hinsichtlich des Festlandes und Inselgebietes von 
Schweden, Norwegen und Dänemark, dass alle Teile des- 
selben für immer neutral werden; 

2. hinsichtlich des Sundes und Kleinen Beltes, dass 
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es in Kriegszeiten jedem Kriegsschiffe einer kriegführen- 
den Macht verboten ist, sich in diesen Gewässern zu 
zeigen, welche dagegen für Handelsschiffe stets offen 
bleiben sollen, auch wenn sie kriegführenden Mächten 
angehören, ebenso wie für Kriegsschiffe neutraler Mächte; 

3. in Hinsicht auf den Grossen Belt, dass diese 
Meerenge immer für Handels- und Kriegsschiffe jeder, 
auch einer kriegführenden Nation, mögen sie allein oder 
in Flotte segeln, offen steht, aber dass es solchen Schiffen 
vollständig verboten wird, an den Küsten der erwähn- 
ten Meerenge oder in ihrem Fahrwasser bis auf einen 
Abstand, der die grösste Schussweite der Artillerie über- 
trifft, vor dem Ein- und nach dem Aussegeln irgend 
eine feindliche Handlung, einen Angriff, eine Beschlag- 
nahme, Kaperei, Blockade u. s. w., sowie Ein- oder Aus- 
schiffen von Truppen oder Kriegs Vorräten oder überhaupt 
irgend etwas, was eine kriegerische Handlung bedeutet, 
vorzunehmen. 

Die Versammlung spricht ihren Wunsch aus, einen 
Vertrag von dem internationalen Kongresse festgesetzt 
und abgeschlossen zu sehen, dessen Annahme und Unter- 
zeichnung allen Völkern Europas offen steht, und der auf 
oben erwähnter Grundlage neben der Garantie der unter- 
zeichneten Mächte die fortdauernde Neutralität der 
Nordstaaten zusichert und ein fortdauerndes Schieds- 
gericht einführt, das in letzter Instanz alle Zwiste, 
die bei der Anwendung des erwähnten Vertrages ent- 
stehen können, beseitigt." 

Das Berliner Tagbiatt vom November 1890*) 
äussert etwa folgendes: 

„Infolge der vollständigen Veränderung, die im 
Laufe der Zeit in der politischen und militärischen 

*) Aus dem Schwedischen znrüükübcrsetzt ; das Original konnte der 
Uebersetzer nicht bekommen. 
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Machtstellung der drei nordischen Beiche eingetreten 
ist, und infolge der Gefahren, die in höherem oder ge- 
ringerem Grade diese Staaten hedrohen, sohald sie im 
politischen Streite der europäischen Staatengruppen 
Partei nehmen müssen, muss sowohl innerhalb der drei 
nordischen Reiche, soweit sie ihre Stellung bewahren 
wollen, als auch innerhalb der europäischen Grossmächte 
die Frage hervortreten, ob die Zeit nicht gekommen 
sei, die Neutralität der drei nordischen Reiche vorzu- 
bereiten und zu verkündigen. 

Die Politik wird dadurch eine Ursache zur Unruhe 
verlieren. Die Zeit für den Anfang der Unterhandlungen 
darüber könnte nicht günstiger sein als jetzt ; denn man 
kann mit gutem Grund erwarten, dass Deutschland, 
Oesterreich, Italien und England ihren Beifall geben 
werden, weil ihre Interessen entweder Vorteil davon 
ziehen oder auch vom Gange dieser Sache nicht berührt 
werden würden. 

Die drei nordischen Beiche selbst würden sich ganz 
gewiss nicht abgeneigt zeigen, wenn als Gegenstück 
zum centraleuropäischen Friedensbunde, welcher aktive 
Politik treibt, im Norden zwischen ihnen ein anderer 
Friedensbund gebildet würde, der Hindemisse dieser 
aktiven Friedenspolitik aus dem Wege räumte und sich 
auf diese Weise allein durch den Bestand der Neutra- 
lität den politischen Grundsätzen der neutralen Mächte 
anschlösse.^ 

Das Berliner Tagblatt schliesst seinen Artikel mit 
einer Erklärung, „dass die Grossmächte von Schwedens, 
Norwegens und Dänemarks Neutralisierung nur Nutzen 
haben können", und spricht zugleich den Wunsch aus, 
„dass aus diesem richtigen und weisen politischen Ge- 
danken ein Vertrag über die Neutralität der drei nor- 
dischen Reiche entstehen möge". 
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Dass die Xeutralisierung des Suezkanals, die 
lange nur als ein frommer Wunsch angesehen, aber 
endlich zur Wirklichkeit geworden ist, in einer 
nahen Zukunft zu Aegyptens Pacificiening Veran- 
lassung giebt, daran braucht man nicht zu zweifeln. 
Und wenn das geschieht, wird das gute Verhältnis 
besonders zwischen England und Frankreich noch 
mehr befestigt werden und dadurch der Gruüd zu 
einem grossartigen Zusammenwirken im Dienste 
des Weltfriedens mit dem jungen Kongbstaate ge- 
legt, einem Staat, der sich über ein Gebiet beinahe 
so gross wie halb Europa, mit einer Bevölkerung 
von mehr als zehn Millionen, erstreckt, ohne dass 
um seinetwillen ein Tropfen Blut geopfert wurde, 
einem Staat, der von Anfang an von den euro- 
päischen Mächten in Eintracht anerkannt und für 
neutral erklärt wurde — was einst auf einem der 
schönsten Blätter der Geschichte der Menschheit 
geschrieben stehen wird. 



Weitere Fortschritte. 



Mit etwas gutem Willen haben die europäi- 
schen Mächte auch auf andere Weise bewiesen, 
dass sie im Interesse des allgemeinen Friedens ge- 
meinsam zu handeln vermögen. 

Ein instruktives Beispiel in dieser Hinsicht 
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bietet die Donau-Kommission , die seit 1856 den 
Verkehr auf dem gemäss dem Pariser Vertrage 
neutralen Donaudelta überwacht. 

Diese Kommission, die aus Bevollmächtigten 
sämtlicher Grossmächte, der Türkei und Rumäniens 
besteht, ist in Anbetracht ihres grossen Nutzens 
als internationale Einrichtung von Jahr zu Jahr 
erneuert und ihre Macht mehr und mehr erweitert 
worden, obgleich sie ursprünglich nur für eine kurze 
Zeit beabsichtigt war. Die Kommission hat ihre 
eigene Flagge, ihr Zoll- und Lotsenwesen, ihre 
Polizei , ihre kleine Flotte u. s. w. Sie hat mehr 
als 30 Jahre eine beinahe uneingeschränkte Macht 
an dem Einlaufe der Donaumündung ausgeübt, 
Gesetze gegeben, eine Staatsanleihe aufgenommen, 
grosse Bauwerke aufgeführt u. s. w., und in mehre- 
ren anderen Beziehungen eine Probe der Möglich- 
keit des einigen Zusammenwirkens zwischen den 
Mächten bei mehreren wechselnden und verwickel- 
ten internationalen Verhältnissen gegeben. 

In dem sogenannten europäischen Konzerte 

sieht man den Anfang zu einem umfangreichen 
Zusammenwirken in einer derartigen Richtung. 
Durch den gemeinsamen Willen der Mächte wurde 
der Krieg zwischen Serbien und Bulgarien einge- 
grenzt und Griechenland genötigt, seine wilde 
Kriegslust zu bändigen. 

Was ferner solche Koalitionen betrifft, die nicht 
vor ganz Europa offen zum Ausdruck kommen, 

Pax mnndi. R 
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von denen aber gesagt wird, dass sie durch ver- 
einigte Kräfte den Frieden zu sichern beabsich- 
tigen, so wird man freilich infolge ihrer Natur 
nicht erwarten können, dass sie unmittelbar ihren 
vorgegebenen Zweck erfüllen werden. Aber an- 
dererseits wäre es kurzsichtig, ihre Bedeutung in 
der nach und nach vor sich gehenden Entwick- 
lung der Interessen der einzelnen Nationen in ge- 
meinsamen europäischen Angelegenheiten nicht zu 
beachten. Ein Zeichen in dieser Richtung ist der 
Vorschlag, den mehrere Deputierte im Anfang des 
Jahres 1888 im österreichischen Reichsrate mach- 
ten, dass die Regierung, nachdem sie die Ein- 
willigung der ungarischen Regierung bekommen, 
rnterhandlungen mit Deutschland in der Absicht 

einleiten solle, dass die deutsch - Österreichische 

Allianz von den Reichs Versammlungen der verbün- 
deten Reiche angenommen und auf verfassungs- 
mässige Weise den Grundgesetzen beider Staaten 
einverleibt werde. Dieser Vorschlag wird wahr- 
scheinlich keine praktische Folge haben. Er ist 
aber wert, als einer dieser kleinen Lichtpunkte 
bemerkt zu werden, die uns von Zeit zu Zeit den 
rechten Weg zum gemeinsamen Ziele zeigen. 



Dahin deuten ja auch aus weiter Entfernung 
diese hie und da auftauchenden Entwaffnungsvor- 
schläge, welche mittlerweile ganz natürlich ebenso 
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schnell verschwinden müssen, als sie gekommen 
sind, solange das Princip der Schiedsgerichte nicht 
alleinige Gültigkeit in Europa hat. 

Die einzige Rettung für Europa wäre allge- 
meine Entwaffnung — betont der berühmte Fran- 
zose Jules Simon, und besonders der ehemalige 
italienische Minister Bonghi, der hervorragende 
konservative Staatsmann, der in der „Revue inter- 
nationale" (in Rom) folgende strenge Worte 
äusserte : 

„Die Friedensideen, die ich soeben ausge- 
gedrückt und die auch die Massen hegen, kom- 
men einem beinahe lächerlich vor angesichts aller 
der Kriegsdrohungen, die wir um uns herum 
hören; und sie sind auch lächerlich, wenn näm- 
lich die Politik, der die Regierungen folgen, 
ernst gemeint ist. Es wäre interessant, erraten 
zu können, wielange das Lächerliche für ernst 
und das Ernste für lächerUch gehalten werden 
soll, wielange ein Betragen so ohne gesunde 
Vernunft wie das der europäischen Grossmächte 
für vernünftig gelten wird. Ich bin meinerseits 
überzeugt, dass eine solche Verwirrung hinsicht- 
Uch der Bedeutung der Worte nicht von Dauer 
sein kann, und dass dieser Zustand, mag man 
wollen oder nicht, bald aufhören wird. Man 
darf jedoch nicht erwarten, dass dies durch Ge- 
walt zuwege gebracht werde, und vollends nicht, 

dass dies durch eine Gewalt geschieht, die von 

6* 
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unten kommt. Mögen die Dynastien daran denken, 
und mag es mir, als überzeugtem Monarchisten, 
erlaubt sein, diese Meinung auszusprechen." 
Im englischen Unterhause legte Mr. A. 1 1 1 i n g- 
worth am 30. Mai 1889 dem Finanzminister 
Mr. W. H. Smith die Frage vor, „ob die Re- 
gierung vor kurzem den Vorschlag an die Regie- 
rungen der Kontinentalstaaten eingereicht habe, 
eine wesentliche und baldige Einschränkung der 
kriegerischen Rüstungen zu stände zu bringen, und 
mit welchem Resultate das geschehen sei; und im 
entgegengesetzten Falle: ob dieselbe ohne Verzug 
Unterhandlungen einleiten wolle in der Absicht, 
die Lasten der Militärausgaben und die Gefahren, 
die Europas Frieden bedrohen, zu vermindern." 

In seiner Antwort äusserte der Finanzminister: 
„Wenn sich irgend eine günstige Gelegenheit bietet, 
wird es der Regierung eine Freude sein, dieselbe 
zu benützen und ihren Einfluss in der Richtung, 
auf welche der geehrte Antragsteller hinweist, aus- 
zuüben; aber er dürfte wissen, dass eine Ein- 
mischimg in Fragen solcher Art oft zu grösserem 
Schaden als Nutzen für den Zweck ist, den er zu 
erreichen wünscht. Ich kann ihm versichern, dass 
die Regierung von der Sache ebenso denkt wie er, 
und sie hat oft im Unterhause ihre Ansicht dahin 
ausgesprochen, dass der jetzige kriegerische Zustand 
ein grosses Unglück für Europa und eine Gefahr 
für den Weltfrieden ist.« 
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Sogar im deutschen Reichstage kann man 
solche Aeusserungen hören, wie die des Centrums- 
mannes Reichensperger während der Militär- 
debatte am 28. Juni 1890, nämlich : es möge doch 
einmal gelingen, eine allgemeine Entwaffnung zu 
stände zu bringen. Der Redner hatte freilich für den 
Regierungsvorschlag gesprochen, dass das deutsche 
Heer während der Priedenszeit um 18000 Mann 
verstärkt werden sollte. Aber er wollte zugleich 
erklären, dass, wenn der Entschluss des Kaisers, 
eine Arbeiterkonferenz für ganz Europa zusammen- 
zurufen, mit Jubel begrüsst worden sei, die civili- 
sierte Welt mit noch grösserem Beifall die Nach- 
richt empfangen würde, dass Wilhelm II. für eine 
allgemeine Entwaffnung eingetreten sei. 



Viele glauben, es sei die erste Bedingung einer 

solchen Entwaffnung, die Regenten selbst von ihrer 
gefährlichen Macht zu befreien, nach eigenem Gut- 
dünken Krieg anzufangen und einen Bund zu krie- 
gerischen Zwecken miteinander einzugehen. 

Verschiedene Vorschläge zu einer Einschrän- 
kung dieser Macht sind auch in unserem Lande 
laut geworden, besonders wenn es sich um den 
Abschluss von Verträgen handelte, bei denen nicht 
einmal der ganze schwedische Staatsrat gehört zu 
werden braucht. 

Wie bekaunt, war die königliche Macht noch 
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unter Gustav Adolfs II. Zeit in dieser Hinsicht 
nicht grösser, als dass der König erst den Reichs- 
tag hören und dessen Zustimmung erhalten musste, 
ehe er sich in Kriege einlassen oder einen Bund 
mit fremden Mächten schliessen konnte. Die un- 
umschränkten Könige massten sich später grössere 
Macht an, und die Gesetzgeber des Jahres 1809 
genehmigten leichthin die gefährliche Macht- 
erhöhung. 

Nun wird, wenn es das Ordnen des Verteidi- 
gungswerkes gilt, unaufhörlich von Aufopferungen 
gesprochen. Es wird versichert, dass keine Opfer 
zu gross wären; denn der Staat müsse das Recht 
besitzen, den Vater, den Gatten, den Sohn mit 
Gewalt zur Verteidigung des Landes zu zwingen — 
und dies nicht nur, wenn es sich wirklich um Ver- 
teidigung handle, sondern auch wenn es nur Vor- 
bereitungen dazu gilt, d. h. Uebungen, sogar wenn 
diese sich auf jahrelanges Kasernenleben in Friedens- 
zeit erstrecken sollten. 

Das sind die Opfer, die man vom Volke fordert. 

Wäre es dann wohl zu viel verlangt, meint 
man, wenn das Volk seinerseits wenigstens eine 
geringe Sicherheit wünschte, dass das Land nicht 
zu unbedachtsam in Kriege verwickelt werde, die 
ja ferner nicht mit besoldeten, freiwilligen Soldaten, 
sondern mit Familienangehörigen geführt werden 
müssen, die durch die allgemeine Zwangsmacht der 
Wehrpflicht hiefür in Anspruch genommen werden? 
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Eine solche Sicherheit könnte ja durch Aen- 
derung der schwedischen Verfassungsurkunde §§ 12 
und 13 und des norwegischen Grundgesetzes § 26 
zu stände gebracht werden, teils so, dass das Ein- 
gehen auf Verträge die Gegenwart des gemeinsamen 
schwedisch-norwegischen Staatsrats forderte, teils 
auch so, dass gewisse Verträge, d. h. solche, die 
irgend eine grössere politische Einmischung in ihrem 
Schosse trügen, der Anerkennung des Reichstages 
und des Stortings (norwegischen Reichstags) unter- 
worfen wären, wie es mit gewissen Handelsverträgen 
der Fall gewesen sei — unbedeutenden Dingen im 
Vergleich mit einem Krieg! 

Gegen die Behauptung, dass der König das 
in Frage gestellte Recht nicht geltend machen 
kanr>y spricht die Erfahrung. 

Während des Krimkrieges wären wir durch 
einen Vertrag zum Kriege verleitet worden, wenn 
nicht der Friede in Paris dazwischen gekommen 
wäre. 

Dasselbe hätte sich auch während des dä- 
nisch - deutschen Krieges ereignet , wenn nicht der 
Tod des Königs Friedrich VII. eingetroffen wäre. 

Dasselbe hätte femer während des letzten 
deutsch - französischen Krieges eintreffen können, 
hätte nicht die Schlacht bei Wörtli einen Strich 
durch die Rechnung gemacht. Wieder war es 
ein Vertrag, der unsere Einmischung hätte veran- 
lassen können. 
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Auf alle diese Verträge hätte der König ein- 
gehen können, ohne dass es dem ganzen Staatsrat 
erlaubt gewesen wäre, sich auch nur darüber zu 
äussern. 

Die Gefahr einer solchen Macht beginnt 
man mehr und mehr einzusehen, besonders in 
England. 

Im Jahre 1886 wurde im englischen Unter- 
hause von Mr. H. Richard ein Vorschlag ge- 
macht auf Abschaffung des Rechtes des Monar- 
chen, Krieg zu erklären, was ohne die Zustimmung 
des Parlaments nicht geschehen sollte. Der Antrag 
wurde zwar abgelehnt, aber mit der grossen Mino- 
rität von 109 Stimmen gegen 115. Dass der Vor- 
schlag eine so grosse Minorität um sich sammeln 
konnte, muss in der That als ein bemerkenswertes 
Zeichen der Zeit betrachtet werden. 

Ein Vorschlag in gleicher Richtung wurde 
1889 im Unterhause von W. R. Crem er gemacht. 
Er schlug vor, dass ein parlamentarisches Komite 
eingesetzt werde mit der Aufgabe, die auswärtigen 
Angelegenheiten, die später dem Parlamente vor- 
gelegt werden sollten, zu untersuchen und vorzu- 
bereiten. Auch dieser Vorschlag fiel, aber unter 
günstigem Ausfall der Abstimmung, und Mr. Cre- 
mer erwartet nur eine passende Gelegenheit, ihn 
zu erneuern. 
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Einen eigentümlichen Ausweg zeigt der be- 
rühmte belgische Nationalökonom de Molinari in 
einer Darstellung, die in der „Times" veröffentlicht 
wurde. 

Er weist zuerst darauf hin, wie die Solidarität 
der verschiedenen Staaten der civilisierten Welt 
in letzter Zeit in einem unerhörten Grade zuge- 
nommen hat. Vor nicht sehr langer Zeit noch 
war der auswärtige Handel der civilisierten Natio- 
nen und das von ihnen an andere Staaten ausge- 
liehene Kapital von sehr geringer Bedeutung. Jedes 
Land erzeugte beinahe alle Lebensbedürfnisse, die 
es verbrauchte, selbst und benützte sein Kapital 
zu eigenen Unternehmungen. Im Jahre 1613 be- 
trug der Wert der ganzen Ein- und Ausfuhr Eng- 
lands nur 83 Millionen Kronen. Hundert Jahre darauf 
war der auswärtige Handel sämtUcher europäischer 
Staaten nicht so gross, als gegenwärtig der aus- 
wärtige Handel des kleinen Belgien. Die Anleihen 
an das Ausland waren noch unbedeutender. Hol- 
land war das einzige Land, dessen Kapitalisten 
etwas an ausländische Regierungen ausliehen. Und 
Personen, die ihr Geld an industrielle Unter- 
nehmungen in fremden Ländern oder auch nur in 
der Nähe der Provinzen, wo sie ansässig waren, 
aufs Spiel zu setzen wagten, gab es kaum. Des- 
halb hatte ein neutraler Staat zu der Zeit wenig 
oder gar keinen Schaden davon, dass zwei andere 
Staaten Krieg führten. Eine Fehde zwischen 
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Frankreich und Spanien oder Deutschland schadete 
Englands Interessen nicht mehr, als ein Krieg 
zwischen China und Japan in unseren Tagen thun 
würde. 

Ganz anders ist es jetzt. Handel und Ka- 
pital sind in unserer Zeit international geworden. 
Während der auswärtige Handel der civilisierten 
Welt nicht 2 MiUiarden Kronen (= 278 Milliar- 
den Mark) betrug, beläuft er sich jetzt auf beinahe 
100 Milliarden, und die Anleihen ans Ausland 
haben sich in demselben Verhältnisse vermehrt. 
In einem jeden Lande hängt ein beständig wach- 
sender Teil der Bevölkerung für seinen Lebens- 
unterhalt von Verbindungen mit anderen Völkern 
ab, sei es durch Fabrikation und Export von 
Waren, oder durch Einkauf von auswärtigen Be- 
darfsartikeln. In Frankreich hängt der zehnte Teil 
der Bevölkerung auf diese Weise vom Auslande 
ab, in Belgien ein Drittel, in England wahrschein- 
lich beinahe ein Drittel. 

Solange der Friede dauert, ist diese wach- 
sende Verbindung mit dem Auslande eine Quelle 
des Gedeihens und der steigenden Kultur; bricht 
aber ein Krieg aus, so verwandelt sich, was ein 
Segen für alle gewesen wäre, zum Fluche. Um von 
den Lasten und Sorgen, die die Verteidigung 
den neutralen Nationen auferlegt, nicht zu 
reden: sie leiden unter der Krisis, die der Krieg 
auf dem Geldmarkte zur Folge hat, und von der 
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Unterbrechung und Einschränkung ihres Handels 
mit den kriegführenden Mächten. 

Aus dieser Thatsache leitet de Molinari 
seinen Rechtsgrundsatz her: 

Neutrale Staaten haben ein Recht, Kriege zu 

verbieten, die mit solcher Stärke ihren 
eigenen berechtigten Interessen schaden. 
Wenn zwei Duellanten auf einem einsamen 
Platze ihren Streit ausfechten, wo niemand vor 
ihren Kugeln oder Schwertern beschädigt werden 
kann, so kann man sie ja ohne grosse üngelegen- 
heit ihr Recht, sich zu schlagen, ausüben lassen. 
Wenn sie sich aber vornehmen, auf einer be- 
lebten Strasse aufeinander zu schiessen, so kann 
niemand der Polizei verdenken, dass sie ihre 
Hand an sie legt, weil ihre That friedlich Vor- 
beigehende der Gefahr aussetzt. Gerade so ist 
es mit dem Kriege zwischen den Staaten. Die 
neutralen Mächte hätten wenig Interesse daran, 
Kriege zu verhindern, wo diese ihnen keinen beson- 
deren Schaden zufügten •, und man könnte auch ihr 
Recht bestreiten, einzugreifen. Aber wenn, wie es 
jetzt der Fall ist, Krieg nicht geführt werden kann, 
ohne einen grossen und wachsenden Teil der Inter- 
essen der neutralen Bevölkerung, sogar ihre 
Selbständigkeit zu bedrohen, so ist das Recht, 
einzugreifen und abzuwehren, unbestreitbar. 

Das schlimmste ist, dass es im Grunde nicht 
einmal die kriegführende Nation selbst ist, die ihr 
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Schicksal bestimmt. Das wird von einer geringen 
Anzahl politischer und Militär-Personen abgemacht, 
die ganz andere Interessen haben, als das Gewerbe. 
Oft hängt es an einem einzigen Mann, und ohne Ueber- 
treibung kann gesagt werden, dass der Weltfrieden 
nur vom Gutdünken von drei oder vier Männern, 
Souveränen und Ministern, abhängt; sie können 
eines Tages nach Belieben alle Entsetzlichkeiten 
des Krieges loslassen, sie können damit grenzen- 
lose Leiden und Schäden für das friedliche Ge- 
werbe der civilisierten Welt, auch der neutralen 
Völker, verursachen, worüber sie sonst nichts zu 
sagen haben. Frühere unbeschränkte Selbstherr- 
scher der rohen Zeit hatten nicht einmal eine 
solche Macht. 

Auch das politische Interesse giebt den neu- 
tralen Staaten, besonders den kleineren, das Recht, 
zu thun, was sie können, um dem Kriege zwischen 
anderen Mächten vorzubeugen. Denn es ist eine 
alte Erfahrung, dass Krieg zwischen den Grossen 
leicht auf die Kleinen übergeht. 

Um so mehr haben die neutralen Staaten nicht 

nur ein Kecht, sondern auch die Macht, alle diese 
Uebel abzuwehren — wenn sie sich's nur vornehmen, 
meint de Molin ari. 

Darauf entwickelt er seinen Vorschlag. 

Mit England an der Spitze und mit Holland, 
Belgien, der Schweiz und Dänemark als Mitglie- 
dern sollte eine Liga der Neutralen gebildet werden. 
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die zur Aufgabe hätte, jede der übrigen Mächte, die 
Krieg anfangt, anzugreifen und der angefallenen 
Macht zu helfen. Die erwähnten Staaten*) haben 
zusammen eine Friedensstärke von 460000 Mann 
in runder Zahl und eine gesamte Kriegsmacht von 
ungefähr 1 200 000 Mann. Dazu kommen Englands, 
Hollands und Dänemarks Flotten, die die grösste 
Seemacht der Welt bilden. 

Nehmen wir an, dass eine Verwicklung zwischen 
zwei Grossmächten auf dem Festlande Europas, 
z. B. Deutschland, Frankreich, Oesterreich oder 
Russland, eintritt, so kann es keinem Zweifel unter- 
liegen, dass, wenn die Liga ihre Streitkräfte mit 
der der bedrohten Macht vereinigt, dieselbe da- 
durch dem Gegner so überlegen wird, dass der 
Sieg nicht ausbleibt. 

Deshalb würde es nur die friedliche Einmischung 
der Liga vor dem Kriegsausbruche erfordern, um 

die streitsüchtigsten unter den Mächten zur Besin- 
nung zu bringen. 

Aber die Folge davon, dass kein Staat Krieg 
anfangen könnte, ohne einer zermalmenden Ueber- 
macht zu begegnen, würde einen dauernden Frie- 
denszustand und eine Entwaffnung veranlassen. 

De Molinari will seinen Plan dadurch 



*) Von der skandinavischen Halbinsel erwähnt er nichts, sei es, weil 
er die beiden nordischen Reiche von den Kämpfen des Festlandes zu 
entfernt hält, um von denselben berührt zu werden, oder dass er keine 
hohe Meinung von der Brauchbarkeit der Streitkräfte dieser Länder hat. 
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fördern, dass er in den genannten Ländern einen 
Verein bilden will, der den Zusammenschluss der- 
selben in der hier dargestellten Richtung bewir- 
ken soll. 

Der Vorschlag wird wohl kein unmittelbar 
praktisches Resultat haben. Aber er hat auf jeden 
Fall das Verdienst, dass er auf das steigende 
Interesse, welches alle neutralen Mächte an unge- 
störtem Frieden haben, hindeutet. Dieses Inter- 
esse zeigt sich schon in der hohen Politik durch 
die bei einem Kriegsausbruch so eifrig betriebene 
Arbeit von Seiten der nicht beteihgten Mächte, den 
Krieg zu „lokalisieren, d. h. ihn auf so wenig Teil- 
nehmer und auf ein so kleines Gebiet als möglich 
zu beschränken. Dieses Friedensinteresse der Neu- 
tralen wird von Jahr zu Jahr ein mächtigerer Faktor 
in der Politik. 

Dabei mag auch bemerkt werden, dass immer 
mehr Staaten in die Stellung kommen, dass sie 
von selbst „eine Liga der Neutralen" bilden. Sie 
haben das Ziel, nach welchem sie lange mit Waffen 
und Diplomatie strebten, erreicht. Sie sind — um 
Fürst Bismarcks Ausdruck zu gebrauchen — 
„satt" und streben nach nichts mehr ! Solche Staa- 
ten sind Deutschland und Italien nach erkämpfter 
Einheit, und Ungarn, nachdem es seine Freiheit 
gewonnen. 
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Indessen ist hiermit nicht gesagt, dass es an 
beachtenswerten Kriegsursachen in Europa mangelt. 

In dem oben (Seite 70) erwähnten Aufsatze des 
rechtsgelehrten Russen Kamarowski wird dieses 
Verhältnis mit wissenschaftlicher Genauigkeit und 
Klarheit beleuchtet. 

Was Deutschland betriflft, sagt er, hat dieses 
Land im wesentlichen seine nationale Einheit ver- 
wirklicht und dadurch sein berechtigtes Ziel erreicht, 
sich aber zugleich zweier ernster Kränkungen der 
Grundsätze des internationalen Rechtes schuldig ge- 
macht; „es hat mit einer unerbittlichen und ganz un- 
nötigen Strenge Krieg mit Frankreich geführt und 
diesem Staate Elsass und Lothringen entrissen"^).** 

In letztgenannter Hinsicht sucht man sich frei- 
lich damit zu rechtfertigen, dass diese beiden Pro- 
vinzen ehemals zu Deutschland gehört haben und 
dass es absolut notwendig für dieses Land ist, sich 
militärische Garantien gegen die Möglichkeit neuer 
Angrifife von Seiten Frankreichs zu schaffen. 

Kamarowski zeigt die Unhaltbarkeit dieser 
Gründe. Wenn die Völker immer auf das Verflossene 
zui'ückblicken und die alten Verhältnisse wiederher- 
zustellen strebten, würden sie nie eine dauerhaftere 
und gerechtere Ordnung der Dinge den jetzigen 
zu Grunde legen können. Was hier entscheidend 



*) Herr Professor Kamarowski scheint die Sache mehr von ms- 
sischeni als internationalem Gesichtspunkte ans za betrachten. 

Anmerk. d. Uebers. 
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sein mag, ist, dass die Sympathien der grossen 
Mehrzahl der Bevölkerung dieser unglücklichen Pro- 
vinzen entschieden auf der Seite Frankreichs sind. 

Der Besitz von Strassburg und Metz hat nicht 
nur Deutschland die vorgespiegelte Sicherheit nicht 
gebracht, sondern er hat im Gegenteil seit 1871 
dieses Land gezwungen, in einer beständigen Unruhe 
zu leben, eine ungeheure Armee auf den Beinen 
zu halten und seine letzten Hilfsquellen durch den 
Bau der Festungen zu erschöpfen. Dieser Besitz 
lähmt ferner die Thatkraft des deutschen Volkes 
in allen Fragen sowohl der inneren als der äusseren 
Politik. Ebensowenig beneidenswert ist die Stellung 
Frankreichs, welches durch die Meinung, dass ihm 
ein Unrecht zugefügt worden sei, und dadurch 
das hervorgerufene Verlangen nach Vergeltung in 
beständiger Spannung gehalten wird. Kann man 
wohl bei einem solchen schrecklichen Hasse zwischen 
zwei der civilisiertesten Völker Europas an einen 
dauernden europäischen Frieden denken? Und was 
können wohl die Regierungen dieser Völker aus- 
richten, wenn sie nicht daran denken, das Uebel 
mit der Wurzel auszurotten? 

Kamarowski schlägt drei verschiedene Lö- 
sungen der elsass- lothringischen Frage vor. Ein 
europäischer Kongress sollte das Schicksal dieser 
Provinzen in Ordnung bringen dadurch, dass er sie 
so teilte, dass z. B. Elsass schliesslich mit Deutsch- 
land und Lothringen mit Frankreich vereinigt würde, 
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oder dadurch, dass man sie als in zwei oder mehrere 
Kantone konstituierte, die mit der Schweiz ver- 
einigt würden, oder endlich dadurch, dass man sie 
einen freien und selbständigen Staat werden liesse, 
der seine Regierungsform selbst wählte, jedoch mit 
der ausdrücklichen Bedingung, dass dieser Staat 
neutralisiert, seine Festungen niedergerissen und 
seine Selbständigkeit unter die Garantie von ganz 
Europa gestellt würde. Es könnte für Europa 
ziemlich gleichgültig sein, welcher von diesen drei 
Auswegen gewählt würde ; deshalb dürfte die Wahl 
den Bewohnern von Elsass-Lothringen selbst über- 
lassen werden. Sie sollten darüber durch eine 
Volksabstimmung unter voller Sicherheit gegen allen 
ungebührlichen Druck von französischer oder deut- 
scher Seite entscheiden. 

Dies gilt ebenso, was das dänische Süd- 
Jütland betrifft, welches Deutschland gegen das 
Völkerrecht von Dänemark genommen, und dass 
der Verfasser nichts von diesem Falle erwähnt, 
beruht wahrscheinlich darauf, dass er glaubt, dass 
keine Kriegsgefahr dabei zu befürchten ist. 

Die orientalische Frage findet Kamarowski 

noch drohender als die elsass-lothringische. Schon 
seit dem Schlüsse des vorigen Jahrhunderts ist das 
türkische Reich durch seine inneren Verhältnisse 
zur Zersplitterung verdammt und seine schliessliche 
Auflösung nur eine Frage der Zeit. Was am 
meisten den Fall dieses Reiches verzögert, ist die 

Pax mandi. 7 
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Schwierigkeit, zu wissen, was mit seinen Ueberresten 
anzufangen sei. 

Die einzige vernünftige und gerechte Lösung 
ist die, dass die vormals von den Türken unter- 
jochten christlichen Völker, welche die grosse Mehr- 
zahl der Bevölkerung des europäischen Teils der 
Türkei ausmachen, selbständige Staaten bilden. 
Aber mannigfaltige Ursachen hindern die Organi- 
sation des politischen Lebens dieser Völker, der 
Mangel an politischer Reife infolge der langjährigen 
Sklaverei, der gegenseitige Neid und der Einfluss 
der Grossmächte, die unter allerhand Vorwänden 
Vorteil auf Kosten dieser Völker ziehen, die sie 
vorgeblich beschützen und in Wirklichkeit zu ihren 
Vasallen zu machen suchen. 

Russland hat ohne Zweifel am meisten zur 
Befreiung dieser Völker und zur Herstellung der 
jetzigen Ordnung der Dinge beigetragen, dass näm- 
lich die Vasallenstaaten der Türkei, Serbien und 
Rumänien, in selbständige Staaten verwandelt 
worden sind und dass Bulgarien, statt eine türkische 
Provinz zu sein, nur in einem losen Vasallenvefhält- 
nisse zur Türkei steht. 

Es ist, bemerkt der Verfasser, nicht ganz ohne 
Ursache, dass die Russen ihre südslawischen Brüder 
der Undankbarkeit beschuldigen. Aber, fügt er 
hinzu, Russland ist zum Teil schuld daran. Es hat 
nämlich zuweilen eine entschiedene Neigung gezeigt, 
ihnen seine Principien und seine politischen Formen 
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aufzuzwingen und ihr ganzes inneres Leben unter 
seine Botmässigkeit zu bringen. Diese Politik Russ- 
lands verdient vom Gesichtspunkte der Selbständig- 
keit, die mit Recht einem jeden Staate zukommt, 
getadelt zu werden, aber ebenso aus dem Gesichts- 
punkte der eigenen wohlverstandenen Interessen 
Russlands. Durch eine solche Politik kann dieses 
Land nur seine slawische Mission preisgeben, sich 
mehr als ein neues Polen auf den Hals schaffen 
und seine politische Macht künstlich vom Norden 
nach dem Süden verlegen, während es sich selbst 
dadurch seine nationale Stärke raubt. 

Ferner schildert Kamarowski die eigen- 
nützigen Pläne Englands und Oesterreichs hinsicht- 
lich der Balkanhalbinsel: 

Diese Pläne sind der christlichen Bevölkerung 
dieser Halbinsel noch mehr zuwider, als die Russ- 
lands, mit welchem sie wenigstens durch Bluts- 
verwandtschaft und gemeinsame Religion verbunden 
ist. England und Oesterreich suchen diese Be- 
völkerung durch die Aussicht auf liberale Insti- 
tutionen und grösseren materiellen Wohlstand an 
sich zu locken; aber sie können dieselbe nur auf 
Kosten ihrer nationalen und geistigen Unabhängig- 
keit in ihr Netz ziehen. Und der Neid zwischen 
diesen Mächten, die jede für sich Vorteile von 
der Erbschaft der zerfallenden Türkei ziehen oder 
dieselbe in Beschlag nehmen wollen — Russland 
einerseits, Oesterreich und England andererseits — , 
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bedroht beständig den Frieden Europas und der 
AVeit. 

Diese Gefahren, die Kamarowski hinsicht- 
lich Englands zu übertreiben scheint, könnten 
beseitigt werden, wenn man sich nur dazu be- 
quemen wollte, den erwähnten Völkern zu erlauben, 
sich selbst anzugehören. 

Nachdem Oesterreich die Aufgabe ausgeführt 
hat, die ihm der Berliner Kongress auferlegte — 
bis auf weiteres die Regierung und Verwaltung von 
Bosnien und Herzegowina zu übernehmen — , sollte 
es sich von diesen Provinzen zurückziehen, deren 
Bevölkerung durch eine allgemeine Abstimmung 
über ihr Schicksal selbst bestimmen sollte, entweder 
so, dass sie zu dem Resultate kämen, dass Bosnien 
mit Serbien und Herzegowina mit Montenegro ver- 
einigt, oder dass die Verhältnisse auf irgend eine 
andere V7eise geordnet werden. Alles, worauf 
Oesterreich mit Recht Ansprüche machen könnte, 
wäre die freie Schiffahrt auf der Donau, sowie 
durch den Bosporus und die Dardanellen. Damit 
wären auch seine wirklichen Interessen in diesen 
Gegenden gefördert. 

Die christlichen Staaten, die sich auf der Balkan- 
halbinsel neben der Türkei gebildet haben, sind 
Griechenland, Rumänien, Serbien, Montenegro und 
Bulgarien. Das letztgenannte befindet sich noch 
im Vasallenverhältnisse zu der Türkei, hat aber 
dasselbe Recht auf vollständige Unabhängigkeit wie 
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seine Nachbarn. Es ist offenbar die Bestimmung 
dieser Staaten, den übrig gebliebenen Teil der 
europäischen Türkei, deren Bevölkerung ja, der 
weit überwiegenden Mehrzahl nach, aus Südslawen 
und Griechen besteht, zu teilen. Aber unglück- 
licherweise scheinen diese ihre Aufgabe bis jetzt 
noch wenig zu begreifen, denn sie leben in bestän- 
digem Neide untereinander. Alle diese Staaten 
sind erst in ihrem Beginnen. Sie haben bei weitem 
noch nicht ihre natürlichen Grenzen erhalten. Eine 
grosse Anzahl von Griechen und Bulgaren stehen 
noch unter der unmittelbaren Herrschergewalt der 
Türkei. Es wäre eine verlorene Mühe, erraten zu 
wollen, wie viele kleine Staaten auf den Ruinen 
der Türkei entstehen und in welche politische 
Formen sie sich kleiden werden. Am besten wäre 
es für sie, bemerkt der Verfasser, sich in einem 
oder mehreren Staatsverbänden zu organisieren, 
mit dem Vorbehalt der inneren Selbstregierung für 
alle die kleinen Staaten, aus welchen dieser Bund 
bestände. 

Europa mag — aus dem Gesichtspunkte des 
internationalen Rechtes — wohl darüber wachen, 
1) dass die Völker auf der Balkanhalbinsel keine 
Beute für eine fremde Macht werden; 2) dass sie 
sich kein Recht über die Unabhängigkeit anderer 
anmassen; 3) dass ihre Entwicklung, soweit 
möglich, einen friedlichen und gesetzlichen Weg 
geht; 4) dass sie das Erbe der Türkei auf eine 
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vollkommene, gerechte AVeiso teilen, so dass ihre poli- 
tischen Grenzen dem Wunsche und den Interessen 
der Bevölkerungen gemäss gezogen werden ; 5) dass 
sie selbst keinen Einfall in die Gebiete anderer 
Staaten machen und alle Grundsätze des inter- 
nationalen Rechtes anerkennen. 

Ein europäischer Kongress würde dadurch, 
dass er zu einer solchen Ordnung der Verhältnisse 
auf der Balkanhalbinsel mitwirkte, in hohem Grade 
zur Beseitigung der Kriegsursachen in Europa bei- 
tragen und sich um die Sache der Freiheit und 
Civilisation verdient machen. 

Griechenland sollte alle Inseln im Archipelagus 
nebst Kandia und Cypern erhalten, Macedonien 
sollte nach den Nationalverhältnissen zwischen 
Griechenland und Bulgarien geteilt werden. Die 
natürlichen Grenzen für das letztgenannte wären 
die Donau auf der einen, der Archipelagus auf der 
anderen Seite. Konstantinopel sollte entweder die 
Hauptstadt in einem bulgarischen Reiche oder in 
einem südslawischen Staatsverbande oder auch eine 
freie Stadt mit einem kleinen, selbständigen Gebiete 
werden *). Die Befestigung auf dem Bosporus und- 
den Küsten der Dardanellen sollten niedergerissen 



*) Dem Vorschlage eines alten Diplomaten gemäss sollte dem Snltan 
eine ähnliche Stellung in Konstantinopel bereitet werden , wie sie der 
Papst in dem römischen Vatikan besitzt. Der Snltan würde anf diese 
Weise für Europa unschädlich gemacht, während er fortführe, „der Be- 
herrscher der Gläubigen" in Asien zu sein („La question d'Orient devant 
l'Europe democratique". Paris, E. Den tu, libraire, 1886). 
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werden. Beide Meerengen sollten für die Seefahrt 
aller Nationen offen stehen. 

Die Türkei sollte, nachdem sie aus dem Reiche 
der europäischen Staaten verschwunden wäre, ruhig 
ihr Dasein in Asien fortsetzen. 



Aber hiermit sind nicht alle Veranlassungen 
zum Kriege aus unserem Weltteile entfernt. 

Solche von Bedeutung liegen in den Beziehungen 

zwischen England und Russland. Es sind vorzüglich 

zwei, sagt Kamaro wski. 

Die erste ist die Verschiedenheit der poli- 
tischen Verwaltung. Infolge dieser Verschiedenheit 
sympathisiert England überall mit den liberalen 
Institutionen des europäischen Festlandes, während 
ßussland sich als die vornehmste Stütze für die 
unbegrenzte monarchische Macht und die konser- 
vativen Grundsätze betrachtet. Aber unzweifelhaft 
wird Russland früher oder später mit einer Festig- 
keit und Folgerichtigkeit, die bisher vermisst worden 
ist, den Weg der politischen Reformen betreten, 
und dann wird jener Gegensatz ausgeglichen werden. 

Die zweite Ursache ist das ungleich^ Interesse 
beider Mächte in der orientalischen Frage. Aber 
wenn diese so, wie der Verfasser vorgeschlagen, 
gelöst wird, dadurch, dass sämthche Völker der 
Balkanhalbinsel selbständige Staaten unter dem 
gemeinschaftlichen Schutze Europas bilden, wird 
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auch diese Veranlassung zum Streite beseitigt und 
Russland braucht auch nicht Indien zu bedrohen. 
Es liegt nicht im wahren Interesse Russlands, sein 
Gebiet in Asien über Wüsten und Einöden immer 
mehr zu erweitern und ins Unendliche feindHch 
gesinnte Völker zu unterjochen. Es wird ohne 
Zweifel zur Einsicht darüber kommen. 

Die Gebiete und Grenzen für den Einfluss 
beider Reiche sind schon durch die historischen Ver- 
hältnisse angedeutet. Der grösste Teil von Süd- 
asien hängt mehr oder weniger von England ab. 
Ganz Nord- und Mittelasien gehören Russland. 
Russland und England haben in Asien eine gemein- 
same Aufgabe — die Fortschritte der christlichen 
Civilisation zu fördern. Beide haben in dieser 
Hinsicht ihren besonderen Beruf. 

Auch im Verhältnisse zwischen Russland und 

Deutschland giebt es ja gefährliche Brennstoffe, die 
indessen durch beiderseitige Klugheit ohne Schwierig- 
keit entfernt werden können. 

Mehr als irgend eine andere Macht hat Russ- 
land Deutschlands Einheit und Machtstellung ge- 
fördert. Mit Ausnahme des Streites zwischen der 
Kaiserin Elisabeth und dem König Friedrich IL 
herrschte immer ein freundschaftliches Verhältnis 
zwischen Preussen und Russland. Ebenso unter 
Friedrich II. und Katharina II. So auch während 
des Kampfes zwischen Preussen und Napoleon I. 
Die Freundschaft zwischen Alexander II. und 
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Wilhelm I. machte den Krieg 1866 und 1870—71 
möglich. 

Das hohenzoUersche Haus, welches nie ein 
Freund der Volksfreiheit gewesen, wurde durch 
seine Neigung zu den konservativen Ideen und der 
Alleinherrschaft zu Russland hingezogen. 

Nachdem aber Preussen sein Ziel erreicht — 
die leitende Macht in Deutschland zu sein — , ist 
es in ein gespannteres Verhältnis zu Russland ge- 
kommen. 

Eine der Ursachen dafür sind die Streitigkeiten 
gewesen, die durch die ökonomischen Fragen im 
allgemeinen und besonders die Zollfragen hervor- 
gerufen worden sind. 

Hierzu kommt, sagt er unter anderem, noch 
ausserdem die Aufhetzung der öffentlichen Meinung 
durch die Presse. Die Aufgabe der politischen 
Presse, sagt Kamarowski, sollte in unseren 
Tagen mehr als jemals der Sache des Friedens 
dienen. Leider thut sie oäs gar nicht. Mit wenig 
Ausnahmen trägt sie viel dazu bei, den National- 
hass anzufachen und ihm Nahrung zu geben und 
die Feindschaft zwischen den Staaten Europas zu 
erregen. Ihre vornehmsten Organe haben grössten- 
teils einen sehr engen Gesichtskreis. Ein Teil von 
ihnen wird nur geschäftsmässig betrieben und be- 
zweckt nur, den Aktieninhabern möglichst grosse 
Dividenden zu verschaffen. Die besten unter ihnen 
verteidigen mit grosser Einseitigkeit die Interessen 
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ihres Landes. Selten offenbaren sie einen Blick 
für die grossen, rein menschlichen Interessen. Auf 
diese Weise ist die politische Presse grösstenteils 
eine Ursache gegenseitigen Misstrauens und Hasses, 
welche die europäischen Nationen hindern, zu dem 
von allen so lebhaft gewünschten friedlichen Zu- 
stande zu kommen. Man schlage aufs ungefähr 
irgend eine grosse Zeitung auf, welche seltsame 
Meinungen betreffs des internationalen Rechtes 
findet man dort nicht ; welche Dummdreistigkeit 
in der Beurteilung und, wenn von sogenannten 
Erbfeinden des Vaterlandes die B;ede ist, welche 
rein heidnische Ansichten von Unterjochung und 
Zerstörung ! 

Eine wesentliche Ursache der Spannung zwi- 
schen Kussland und Deutschland ist schliesslich 
ihre Stellung zur slawischen Frage. Wenn es zu 
keiner befriedigenden Lösung dieser Frage auf 
friedlichem Wege kommt, stehen viele Verwick- 
lungen bevor, in welche Russland unvermeidUch 
hineingezogen werden inuss. 

Hier haben wir vor allem die polnische Frage. 
In unseren Tagen kommt Russland durch die Macht 
der Ereignisse mehr und mehr in seine historische 
Aufgabe hinein — nämlich die Befreiung und Ver- 
einigung der Slawen. Aber diese Aufgabe steht in 
offenbarem Widerspruche mit der Politik, die ihren 
Ausdruck in der Teilung von Polen bekommen hat. 

Russlands Zukunftspolitik muss die Förderung 
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eines Bundes aller slawischen Völker werden. Seine 
wirkliche Aufgabe kann nicht die sein, irgend 
eine slawische Nationalität zu unterjochen oder zu 
unterdrücken, sondern vielmehr sie alle zu befreien. 
Wovon befreien? Vom Joche der Türken und 
Deutschen. Was die ersten betrilGft, ist ein grosser 
Teil dieser Arbeit erledigt. Den Deutschen gegen- 
über muss Russland nicht die Wiederherstellung 
der bestrittenen und seit langer Zeit beseitigten 
Grenzen der slawischen Rasse vor Augen haben, 
die sie im Kampfe gegen die Germanen verloren, 
wohl aber die Unterstützung der Organisierung 
neuer Staatskörper von slawischen Völkern und die 
Wiedererweckung derjenigen unter diesen Völkern, 
die noch nicht vollständig tot sind. 

Der Verfasser will deshalb, dass Pokn durch 
Russlands eigenes Zuthun wiederhergestellt werden 
soll. Doch muss es keine Ansprüche auf seine 
Grenzen vor 1772 (d. h. auf den Besitz von Lit- 
thauen) machen. Einmal in einen slawischen Bund 
aufgenommen, wird es nicht länger eine Gefahr 
für jemand sein, aber es wird zu einem Bollwerke 
zwischen Russland und Deutschland dienen. 

Die Lösung der slawischen Frage muss, der 
Ueberzeugung des Verfassers gemäss, das Zerfallen 
der österreichischen Monarchie herbeiführen. Die 
deutschen Teile davon werden wahrscheinlich 
Deutschland einverleibt werden. Triest 
und Südtyrol werden wohl Italien zufallen. 
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Oesterreichs slawische Provinzen sollen als selb- 
ständig anerkannt werden und sich entweder mit dem 
slawischen Bunde auf der Balkanhalbinsel vereinigen 
oder einen besonderen Staat bilden. Die Verhältnisse 
in Böhmen sind am schwersten zu ordnen, weil ein 
Teil des Landes deutsch redet. Aber da es ein 
slawisches Land ist, darf es auf keinen Fall ganz 
den Deutschen überlassen werden. Auch Ungarn 
soll seine Selbständigkeit wieder gewinnen, muss 
aber seinerseits die Freiheit Kroatiens anerkennen. 
Die Bevölkerungen in den verschiedenen Teilen 
der jetzigen österreichischen Monarchie sollen selbst 
über ihr Schicksal verfügen •, und im Interesse aller 
soll ein europäischer Kongress zusammengerufen 
werden, um den allgemeinen Frieden aufrecht zu 
halten uiid die eine Nationalität daran zu hindern, 
die andere zu unterdrücken oder zu verschlingen. 



Wenn aber der Professor Kam arowski hier 
und anderswo in seiner Abhandlung Kongresse be- 
fürwortet, meint er damit nicht solche Versamm- 
lungen von Diplomaten, denen man jetzt diesen 
Namen giebt. 

Sie sollen, sagt er, wirklich internationale Organe 
sein, die nicht zur Aufgäbe haben, der schwanken- 
den PoUtik und den widerstreitenden Interessen, 
sondern den strengen Grundsätzen des Rechtes zu 
dienen. Sie sollen so treu als möglich dem Rechts- 
bewusstsein der gegenwärtigen Zeit Ausdruck geben. 
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Sie können beständige Institutionen werden und 
als solche internationale Reformen bewirken, z. B. 
eine stufenweise fortschreitende EntwaflEnung der 
Staaten und die Kodifikation des Völkerrechtes, 
d. h. das Ordnen und Zusammenfassen der einzelnen 
völkerrechtlichen Regeln und Grundsätze zum ge- 
meinsamen Gesetze für alle civilisierten Nationen. 

In letzterer Hinsicht wirkt hauptsächlich „der 
Verein für Reform und Kodifizierung des Völker- 
rechtes", gegründet in Brüssel am 10. Oktober 1873; 
er besteht wesentlich aus den hervorragendsten 
Rechtsgelehrten der Nationen, 

Dieser Verein, der jährhch zu völkerrechtlichen 
Beratungen in verschiedenen Teilen von Europa 
zusammentritt, nimmt zur wissenschaftlichen Be- 
handlung auch jenes beständig wachsende Material 
auf, welches durch die internationalen Kongresse 
für verschiedene Zwecke geboten wird, die jetzt 
öfters da und dort in der civihsierten Welt zu- 
sammentreten — in der neuesten Zeit beispielsweise 
Post- und Telegraphenkonferenzen; der Seerechts- 
kongress in Washington, der 21 verschiedene Staaten 
repräsentiert, mit der Aufgabe, ein für alle Völker 
geltendes Reglement für Signale, zur Verhinderung 
von Zusammenstössen , auszuarbeiten; die afrika- 
nische Konferenz in Brüssel, die aus Repräsentanten 
der meisten europäischen Mächte besteht und zum 
Zwecke hat, zu beraten, welches die besten Mittel 
sind, Afrika zu civilisieren , den Sklavenhandel 
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auszurotten und den Spiritusexport einzuschränken*); 
die Eisenbahnkonferenz in Lugano zum Zustande- 
bringen einer gleichartigen Zeittabelle und Fracht- 
berechnung für alle Eisenbahnen auf dem euro- 
päischen Festlande; die Madrider Konferenz zu 
internationalen Verträgen über den Schutz des 
industriellen Eigentumsrechtes ; und die durch Kaiser 
Wilhelm 11. veranlasste Einladung zum Arbeiter- 
kongresse in Berlin. 



Während sich der Wunsch und die Bedürfnisse 
der verschiedenen Völker durch die besondere Natur 
der Verhältnisse verzweigen und zu grossen, gemein- 
samen Interessen heranwachsen, streben die Frie- 
densfreunde unablässig, ihrem klaren Ziele näher 

zu kommen — Recht vor Gewalt! 

Einen historischen Hintergrund für ihre Wirk- 
samkeit zu zeichnen, wäre beinahe dasselbe, wie 
alles Vereinigende, Wesentliche und Bestehende in 
den Annalen der Völker ans Tageslicht zu bringen, 
es wäi*e, wie wenn man über die Wohlthäter der 
Menschheit in allen Zeiten schriebe; eine solche 
Aufgabe liegt hier nicht vor. Ich gebe hier nur 



*) Im nordamerikanischeu Kongresse hat Mr. B 1 a i n e den Vor- 
schlag gemacht, 1891 in Washington eine internationale Konferenz zu 
halten znr Bildung einer Allianz, zum Zweck, die Sklaverei zn nnter- 
drtlcken und das Einführen von Waffen und Spirituosen in unkultivierten 
Ländern zu verbieten. Ferner sollte bei derselben über die Errichtung 
von Schiedsgerichten zur Schlichtung internationaler Streitigkeiten und 
über eine allgemeine Entwaffnung verhandelt werden. 
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eine kurze Andeutung über die organisierte Friedens- 
arbeit unserer Zeit. 

Diese Wirksamkeit enstand zunächst auf Ver- 
anlassung der napoleonischen Kriege, die mit dem 
Frieden in Paris, im November 1815, endigten. 
Jene Kriege hatten viele Gemüter, sowohl in der 
Alten als Neuen Welt, tief erschüttert und Gedan- 
ken über das Versäumnis der christlichen Kirchen 
geweckt, weil sie die Unvereinbarkeit der Kriege 
mit der christlichen Lehre nicht strafend genug 
vorhielten. 

In Amerika war diese Denkart von DP. W. El- 

lery Channing und Dr. Noah Worcester vertreten, 

welche schon im Jahre 1814 die Friedensfreunde 
in Bewegung setzten, um sich zu gemeinsamen An- 
strengungen zu organisieren. 

Ein Friedensverein wurde in New York im 
August 1815 gebildet. Im folgenden Dezember 
wurde Ohios Friedensgesellschaft (Ohio Peace 
Society) gegründet. Massachussets (Bostons) Frie- 
densverein wurde im Januar 1816 gebildet, während 
gleichartige Vereine in Rhode Island und Maine 1817 
gegründet wurden. Diese Gesellschaften vereinigten 
sich 1828 mit der von Süd-Carolina und bildeten 
die „American Peace Society" mit dem Hauptsitz 
in Boston, die noch eine lebhafte Wirksamkeit aus- 
übt. Auch in Philadelphia wurde 1816 ein Verein 
gebildet, dem 1868 der „Weltfriedens verein" (Uni- 
versal Peace Union) folgte. 
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Im Jahre 1814 lud ein eifriger Mensclieufreund, 
Mr. Wm. Allen, Mitglied der Quäkergesellschaft, eine 
Ä^nzahl Personen in sein Haus in London, um einen 
Friedensverein zu gründen. Man konnte nicht gleich 
über die beste Art hiefür einig werden, und der 
Vorschlag ruhte einö Zeitlang. Aber 1816, nach- 
dem der Friedensschluss unterzeichnet war, berief 
Mr. Allen mit seinem Freunde und Glaubens- 
genossen Mr. Joseph Trageiles Price seine Freunde 
wieder zusammen, und es gelang ihm, den eng- 
lischen Friedensverein (Peace Society) zu stände zu 
bringen. 

Die erste Veranlassung zu dessen Organisation 
finden wir bei der Quäkergesellschaft, die immer 
ein treues Zeugnis von der Friedensidee des Christen- 
tums abgelegt hat. Aber die Gründer gehörten nicht 
ausschliesslich zu dieser Gesellschaft. Einige von 
ihnen waren Mitglieder der engUschen Hochkirche •, 
einige gehörten anderen Glaubensbekenntnissen an. 

Als Grundlage für seine Wirksamkeit nahm 
der Verein das grosse Princip an, „dass der Krieg 
gegen den Geist des Christentums und das wahre 
Interesse der Menschheit streite". Der Verein ist 
immer allen Glaubensbekenntnissen offen gestanden. 
Eine seiner ersten Vorschriften war, dass „die 
Gesellschaft aus Personen von jedem Stande be- 
stehen soll, welche sich dazu vereinigen, die Worte: 
jFriede auf Erden und den Menschen ein Wohl- 
gefallen^ wahr zu machen." Der Verein ist immer 
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ein internationaler gewesen. Von Anfang an hat 
er als wünschenswert hervorgehoben, soweit möglich, 
auch ändere Nationen in den Bereich seines Ein- 
flusses zu ziehen. 

Das erste, was der Gründer des Vereins aus- 
führte, war, seine wichtigsten Schriften ins Fran- 
zösische, Deutsche, Spanische und Italienische zu 
übersetzen. 

Gleich nach 1816 unternahm Mr. J. T. Price, 
der Eifrigste der Gründer, eine Reise nach Frank- 
reich, um Anhänger unter den Christen und Men- 
schenfreunden in diesem Lande zu gewinnen. 

Verschiedene Hindernisse begegneten ihm bei 
der Errichtung einer Organisation, die allein den 
Frieden bezweckte. Diese Schwierigkeit wurde je- 
doch durch die Stiftung des „Vereins für christliche 
Moral" (La societe de Morale Chretienne), der die 
Anwendung der christlichen Lehren auf die sozialen 
Fragen zum Zweck hatte, beseitigt. Dieselbe Ge- 
sellschaft bestand mehr als ein Viertel Jahrhundert 
und zählte viele hervorragende Franzosen unter 
ihre Mitglieder. Ihr erster Präsident war der 
Herzog Rochefoucauld Liancourt, ihr zwei- 
ter war sein Sohn, der Marquis gleichen Namens. 
Andere Mitglieder waren Benjamin Constant, 
der Herzog von Broglie, de Lamartine, 
Guizzot, Carnot, Duchätel u. a. m. Die För- 
derung des Friedens war das Ziel dieser Gesell- 
schaft. 

Pax mundi. g 
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Ein Zweigverein wurde unter der Leitung des 
örafen von Sellon in Genf gebildet. 

Mit diesen beiden Gesellschaften unterhielt der 
englische Mutterverein eine enge und lebhafte Ver- 
bindung. 

Einige Jahre hatte der Verein einen energischen 
Mann, Mr. Stephen Rigaud, in seinem Dienste, der 
Frankreich, Deutschland, Belgien und Holland 
durchreiste und überall in diesen Ländern, wo es 
möglich war, Vorträge hielt, Schriften austeilte und 
Komites und Vereine zur Förderung des Friedens 
bildete. 

Zwischen den Jahren 1848 und 1851 wurde 
ein kräftigerer Anlauf auf der Friedensbahn auf 
dem Festlande Europas gewonnen durch eine Reihe 
von Friedenskongressen, die in Brüssel, Paris und 
Frankfurt gehalten und von vielen Hundert Be- 
vollmächtigten aus beinahe allen Ländern Europas 
besucht wurden. 

Dieser Kampf für den Frieden wurde von dem 
Sekretär Mr. Henry Richard angefangen. Wenigstens 
zwanzigmal besuchte er den europäischen Kontinent 
und befürwortete den Frieden und das Schiedsgericht 
in vielen, wenn nicht den meisten grösseren Städten 
Europas, z. B. Paris, Berlin, Wien, Pest, Dresden, 
Leipzig, München, Frankfurt. Brüssel, Antwerpen, 
Bremen, Köln, Haag, Amsterdam, Genua, Rom, 
Florenz, Venedig, Mailand, Turin u. s. w. 

Diese Anstrengungen trugen gute Früchte. Die 
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Friedensfreunde fingen an in Bewegung zu kommen; 
Friedensvereine wurden gebildet, nahe Freund- 
schaftsverbindungen eingegangen und persönlicher 
Umgang zwischen Freunden des Friedens in ver- 
schiedenen Ländern kam zu stände. 

Dies war besonders in Frankreich der Fall. 

„Die internationale Friedensliga" (Ligue Inter- 
nationale de la Paix) wurde dort von M. Fridiric 
Passy gegründet. Im Jahr 1872 wurde ihr Name 
mit dem andern: „Französischer Verein der Frie- 
densfreunde" (Societe Frangaise des Amis de la 
Paix) vertauscht. Diesen Namen behielt sie, bis 
sie mit dem internationalen Komite des Schieds- 
gerichts und Friedensbundes in Paris (Comit6 de 
Paris de la Federation Internationale de 1' Arbitrage 
et de la Paix), von Mr» Hodgson Pratt 1883 
gegründet, vereinigt wurde. Der aus beiden gebil- 
dete neue Verein hat den Namen „Der französische 
Verein für ein Schiedsgericht zwischen Nationen** 
(Societe Frangaise de TArbitrage entre Nations). 

„Die internationale Friedens- und Freiheitsliga 
(Ligue Internationale de la Paix et de la Liberte) 
wurde schon 1867 von dem kürzhch verstorbenen 
M. Charles Lemonnier in Genf gebildet. Unter der 
kräftigen Leitung dieses alten Friedenskämpfers hat 
jene Gesellschaft durch ihre Wirksamkeit für die 
Förderung der Idee der „Vereinigten Staaten Euro- 
pas** beständig auf praktische Weise für ihren Zweck : 

Friede und Freiheit zu arbeiten gesucht. 

8* 
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Im ebenerwähnten Jahre wurde auch „die Ent- 
waffnungsliga" (Ligue du Desarmement) und „die 
Friedensunion" (Union de la Paix) in Havre ge- 
gründet. 

Aber das wichtigste Ereignis desselben Jahres 
auf diesem Gebiete war der freiwillige Austausch 
von freundschaftlichen Adressen und Begrüssungen 
zwischen Arbeitern in Frankreich und Deutschland, 

die zur Bildung eines Vereins von französischen 
und deutschen Arbeitern in Bibrich am Rhein Ver- 
anlassung gaben. 

Infolge eines Besuches von Mr. Richard 
wurde drei Jahre später, am 8. September 1870, in 
Haag der Holländische Friedensverein von Van Eck 

und anderen gegründet. Später, während desselben 
Jahres, entstanden acht oder zehn solcher Vereine 
in Haag, Amsterdam, ZwoUe, Groningen und an- 
deren Orten. Einer von diesen, „der Friedens- 
verein der Frauen" in Amsterdam, unter Fräu- 
lein Bergendahl, verdient seiner hervorragenden 
Stellung wegen hervorgehoben zu werden. Im 
Jahre 1872 wurde diese Gesellschaft „die National- 
union der Friedensvereine in Holland" genannt, 
und 1873 „die Friedensliga der Niederlande"» Ihre 
jetzige Benennung ist „der allgemeine niederlän- 
dische Friedensbund" (Algemeen Nederlandsch 
Vredebond). Während 17 Jahren war Geo. Belln- 
fante sein unermüdlicher Sekretär. Er starb 1888. 
Sein Nachfolger wurde C. Bake in Haag. 



Weitere Fortschritte. 117 

Im Jahre 1871 wurde der belgische Verein der 

Friedensfreunde in Brüssel gebildet und gleichzeitig 
damit ein Lokalverein in Verviers. Später, am 
15. April 1889, kam die belgische Abteilung des 
internationalen Schiedsgerichts und Friedensbundes 
(Federation Internationale de 1' Arbitrage et de la 
Paix, Section Beige) unter dem Vorsitze des Herrn 

M. E. de Laveleye. 

Während dreiviertel Jahrhunderten hat der 

englische Stammverein alle Mittel angewandt, diese 

Frage zu fördern. Durch Vorträge und öffentliche 
Versammlungen, durch Austeilen von Schriften und 
fleissiges Benützen der Presse, durch Adressen an 
die Völker, Petitionen an die Regierungen, An- 
träge in den Parlamenten, Einrichtung von Sonn- 
tags- und anderen Schulen, ferner dadurch, dass 
man auf religiöse Gesellschaften, Prediger und Lehrer 
einwirkte, durch Verbindungen und Zusammenkünfte 
mit Friedensfreunden in anderen Ländern — auf 
jede praktische Weise hat er für seinen Zweck zu 
wirken gesucht. 

Zuvörderst hat er das Schiedsgericht als Mittel 
gegen Kriege hervorgehoben, die schliessUche Schaf- 
fung eines internationalen Gesetzes und eines Richter- 
stuhles für die Völker und die allmähliche Abschaf- 
fung der stehenden Heere, während er nie unter- 
lassen hat, seine Stimme gegen die Kriege zu erheben, 
in welche England und andere Länder verwickelt 
waren. Auf einem allgemeinen internationalen 
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Friedenskongress , der auf Veranstaltung des Ver- 
eins 1843 in London gehalten wurde, beschloss 
man, eine Adresse »an die Regierungen der civili- 
sierten Welt" abzusenden, in welcher sie ernstlich 
ermahnt wurden, das schiedsgerichtliche Princip 
zu beachten und auf dessen Annahme zu dringen. 
Diese Adresse wurde an 45 Regierungen über- 
sandt. Durch eine Deputation an die Mächte 
auf dem Kongresse in Paris 1856 gelang es dem 
Vereine, wie früher angedeutet, sie zur Anerken- 
nung des Schiedsgerichtsprincipes u. s. w. zu veran- 
lassen. 

Die englischen und amerikanischen Friedens- 
vereine haben in brüderUcher Eintracht von Anfang 
an zusammengearbeitet. 

Es giebt nun mehr als 40 Friedensvereine in 

Amerika. Ausser dem schon erwähnten, nämlich 
„American Peace Society** und „Universal Peace 
Union** sind die bedeutendsten von ihnen: 

„Der christliche Schiedsgerichts- und Friedens- 
verein** (Christian Arbitration and Peace Society) 
Philadelphia; „Die nationale Schiedsgerichtsliga** 
(National Arbitration League) Washington; „Der 
Friedens verein der amerikanischen Freunde**, der 
Quäker (American Friends Peace Society), für In- 
diana und Ohio, gegründet den 1. Dezember 1873, 
und „Das internationale Gesetzkomite** (Inter- 
national Code Committee) in New York, dessen 

Präsident David Dudley Field ist. 
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Am 25. Juli 1870 wurde der Friedensverein 
der englischen Arbeiter — gegenwärtig die inter- 
nationale Schiedsgerichtsliga genannt (International 
Arbitration League) — von den Mitgliedern der 
„Reformliga", einer grossen Organisation von Ar- 
beitern, in London gegründet. Zwei Jahre später 
hatte sie unter Mr. W. R. Cremers geschickter 
Leitung überall im Lande gut organisierte Lokal- 
vereine und in verschiedenen Städten beinahe 100 
eifrige Führer. Kurz darauf wurde Mr. Crem er 
ParlamentsmitgUed, und als solches hatte er Ge- 
legenheit, auf mancherlei Art der Friedenssache 
nützlich zu sein , z. B. als eifriger Teilnehmer an 
der Zwölfmänner-Deputation an den Präsidenten 
der Vereinigten Staaten, die am Anfange dieses 
Buches ausführlicher erwähnt worden ist. 

Im April 1874 wurde der Hiifsverein der Frauen 

(Women's Auxiliary of the Peace Society) gegrün- 
det. Dieser wirkte in Verbindung mit dem eng- 
Uschen Stammvereine bis 1882, wo eine Trennung 
eintrat. Ein Teil der Mitglieder sammelte sich 
wieder zu einem Hilfsverein, der jetzt „Local Peace 
Association Auxiliary of the Peace Society" genannt 
wird und in England allein 33 üntervereine hat. 
Der andere Teil bildete „den Friedens- undSchieds- 
gerichtsverein der Frauen" (Women's Peace and 
Arbitration Association)*). 

*) Seitdem znsammengeschmolzen mit ^Women's Committee of the 
International Peace Association". 
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Während dieser Zeit wurden grosse Fort- 
schritte auf dem Festlande gemacht. 

In Italien gab es schon seit 1878 eine „Friedens- 
und Brüderschaftsliga, die vom Signor E. T. Moneta 
gebildet wurde. 

Ein Arbeiterfriedensverein wurde desgleichen 

1878 in Paris von IN. Desmoulins und anderen unter 
dem Namen „Societe des Travailleurs de la Paix" 
gegründet. 

Ende des Jahres 1882 entstand in Kopenhagen 

der dänische Friedensverein oder der Verein zu 

Dänemarks Neutralisierung, dessen Wortführer der 
Reichstagsabgeordnete Fredrik Bajer ist. Derselbe 
Verein hat in Dänemark 25 Lokalvereine. 

Der Zweck dieses Vereines ist nach den am 
4. August 1890 geänderten Bestimmungen, dafür zu 
wirken : 

a) dass Dänemark eine von Europa anerkannte 
fortdauernde Neutralität gleich der der Schweiz 
und Belgiens zugesichert wird; 

b) dass fortdauernde Schiedsgerichtsverträge 
zwischen Dänemark und anderen unabhängigen 
Staaten, hauptsächlich den beiden anderen nor- 
dischen Reichen, abgeschlossen werden; 

c) dass die nordschleswigische Frage auf fried- 
lichem Wege gelöst wird nach dem Grundsatze des 
Selbstbestimmungsrechtes der Völker. 

Es giebt auch in Kopenhagen einen Fort- 

sclirittsverein der Frauen mit Frau M. Bajer als 
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Vorsitzenden; derselbe Verein hat die Förderung 
der Friedenssache zuerst auf sein Programm gesetzt. 

In einer Versammlung der Reichstagsabgeord- 
neten im Frühjahre 1883 wurde ein schwedischer 
Friedensverein gebildet, dessen Zweck ist, mit dem 
internationalen Friedens- und Schiedsgerichtsbunde 
in London (The International Arbitration and Peace 
Association) zusammenzuwirken, sowie auch für die 
Erhaltung des Friedens zwischen den Völkern und 
die Bildung eines internationalen Schiedsgerichtes 
thätig zu sein, das unter dem Schutze sämtlicher 
Staaten stehen soll und an das etwaige Streitig- 
keiten verwiesen werden könnten. 

In demselben Jahre (1883) wurde ein nor- 
wegischer Friedensverein gegründet, der jedoch, 
wie der schwedische Bruderverein, während der 
späteren Jahre nur ein Scheinleben geführt hat. 

Dies dürfte wesentlich auf mangelndem Inter- 
esse der gebildeten Klassen beruhen. 

Sie sinid im allgemeinen entweder gleichgültig 
oder feindlich gesinnt, — gleichgültig, weil sie aus 
Unbekanntschaft mit dem Gegenstande das organi- 
sierte Friedensstreben für phantastisch und unfrucht- 
bar halten, — feindlich, weil sie in diesem Streben 
ein Hindernis für die Verstärkung des nationalen 
Schutzes mit vermehrter Kriegsmacht sehen. Doch 
scheint sich, besonders was Norwegen betrifft, in 
letzter Zeit eine andere Denkart geltend zu machen. 

In Frankreich wurden die Friedensvereine von 
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der von M. Godin im Jahre 1884 gegründeten „So- 
ciete de Paix et d' Arbitrage International de Fa- 
milist^re de Guise" (Aisne) verstärkt. Godins 
Thätigkeit hat nicht weniger als 42 Departements 
in Frankreich umfasst. Ferner mögen folgende 
erwähnt werden: „Die Gesellschaft für brüderlichen 
Beistand und soziale Studien** (Societe d'Aide Fra- 
ternelle et d'Etudes Sociales); „Der Verein für 
Frieden durch Erziehung** (Societe de la Paix par 
TEducation) Paris; „Der Verein der Friedens- 
freunde in Chermont-Ferrand** (Groupe des Amis de 
la paix ä Chermont-Ferrand); „Die allgemeine Bru- 
derschaft" (La Fraternite Universelle) Grammond, 
Oanton de Saint-Galmier (Loire); nebst „Verband 
der jungen Friedensfreunde" (Association des Jeunes 
Amis de la Paix) Nimes. 

Der internationale Friedens- und Schieds- 

gerichtsverband für Grossbritannien und L*land 

wurde 1880 gegründet. 

■ 

Das Programm des Bundes. 

Grundsätze: 

Der Bund stützt sicli auf die Anerkennung gegen- 
seitiger Achtung und Gerechtigkeit zwischen den Nationen 
und auf die umfassenden Grundsätze des internationalen 
Bechtes, deren allgemeine Annahme hezwecken soll, dass 
man ein Schiedsgericht an die Stelle des Krieges treten 
lässt. ' 

Der Bund ist von jedem Religionsbekenntnis und 
jeder politischen Parteistellung unabhängig und spricht 



I 



I 
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keine Meinung über die bestehenden Regiemngsformen 
aus, noch sucht er anf dieselben verändernd einzu- 
wirken. 

Zwecke: 

L Ueberall in Europa eine öffentliche Meinung zu 
Gunsten der Einführung des Schiedsgerichts anstatt des 
Krieges zu schaffen, auszubilden und zu organisieren. 

2. Ein besseres Verständnis und eine freundlichere 
' Gesinnung zwischen den Bürgern verschiedener Nationen 

hervorzurufen. 

3. Irrtümliche Berichte über internationale Fragen 
in der öffentlichen Presse oder in den Parlamenten zu 
berichtigen. 

Diese Gesellschaft, mit welcher die skandina- 
vischen Vereine zunächst zusammenwirken sollten, 
hat einen würdigen Verfechter in Mr. Hodgson Pratl 
bekommen. Die Begabung und der unermüdliche 
Eifer dieses Mannes haben ihn zu einem ausgezeich- 
neten Leiter der Friedensbewegung gemacht, welcher 
er sein ganzes Leben gewidmet hat. 

Seine Wirksamkeit hat sich bis aufs Festland 
erstreckt und dort gute Früchte getragen. 

Unter anderem ist es ihm gelungen, Friedens- 
vereine in Stuttgart und Frankfurt am Main (1886) 

zu gründen, sowie ein Verbandskomite in Budapest, 
sodann in Rom den „Verein für Schiedsgericht 
und Frieden zwischen den Nationen" (Associazione 
per 1' Arbitrato e la Face tra le Nazione), dessen 
Vorsitzender Ruggiero Bonghi ist; und in Mai- 
land den -Lombardischen Verein für Frieden und 
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internationales Schiedsgericht" (Unione Lombarda 
per la Pace e TArbitrato Internazionale). 

Während der letzten Jahre haben die Friedens- 
gedanken grossartige Fortschritte in Italien gemacht. 
Die Bewegung hat sich nicht auf eine besondere 
Klasse beschränkt, auch nicht auf gewisse politische 
oder religiöse Parteien, sondern hat sich gleich- 
massig unter allen verbreitet. 

Im Herbste 1888 erliess das Centralkomite 
der itaUenischen „Freiheits- und Friedensliga" ein 
Manifest, worin es gegen jeden Krieg mit Frank- 
reich protestiert. Dasselbe Komite, welches unter 
seinen Mitgliedern Senatoren, Deputierte und viele 
der ehemaligen Kriegskameraden Garibaldis zählte, 
äusserte unter anderem: 

^Die Liga fordert alle Italiener, junge und 
alte, Männer und Weiber, Gelehrte, Handwerker 
und Arbeiter dazu auf, alle ihre Kräfte zu der 
grossen Friedensarbeit zu vereinigen, um den kriege- 
rischen Rüstungen ein Ende zu machen, die ein 
wirkliches Verderben für alle Völker sind." 

Während des Jahres 1889 wurden mehrere 
bedeutende Friedenskongresse gehalten. 

In Mailand trat ein solcher Kongress das 
erstemal am 13. Januar zusammen, der 200 Vereine 
in Frankreich, Italien und Spanien repräsentierte, 
und das zweitemal am 28. April, wo 54 italienische 
Gesellschaften vertreten waren. 

Acht Tage nach der ersten Konferenz in 
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Mailand, am 20. Januar, fand eine ähnliche Zu- 
sammenkunft in Neapel statt, die von 3000 Per- 
sonen besucht war, welche die Meinung sämtlicher 
500 Vereine ausdrückten. 

Später wurde vom 10. bis 14. Mai ein Kongress 
in Rom gehalten, der 39 Friedensvereine unter dem 
Vorsitz des Ministers Bon ghi repräsentierte. Die 
Versammlung sprach den Wunsch aus, dass die 
Regierung einen Weg finden möge, die Lasten 
des Krieges durch internationale Verträge zu ver- 
mindern, ähnlich, wie man schon ökonomische, 
wissenschaftliche und zur allgemeinen Gesundheits- 
pflege gehörende Fragen geordnet habe. Darauf 
wurde ein Komite aus sechs Senatoren und Depu- 
tierten ernannt, das die Friedensache weiter fördern 
sollte. 

Das besonders Bezeichnende dieser italienischen 
Friedenskongresse ist ein lebhaftes Verlangen, auch 
mit den Mächten, die sich dem Dreibund nicht 
angeschlossen haben, Frankreich nicht ausgenommen, 
in ein gutes Verhältnis zu kommen. 



Der Weg dahin geht durch wachsende, fried- 
liche Verbindungen. Das war besonders dem 
Kongresse in Eom klar, der auch die Italiener 
zur Teilnahme an dem internationalen Friedens- 
kongress in Paris im Sommer 1889 vorzubereiten 
hatte. 



126 Pax mundi. 

Diese Kongresse — Zusammenkünfte zur Ver- 
brüderung der Völker — welche nach der Er- 
öffnungsrede des Präsidenten Carnot „die Zeit 
näher bringen sollten, wo die Hilfsquellen der 
Nationen unter Austausch der Arbeit nur dem 
Werke des Friedens geweiht werden sollen**, mach- 
ten einen Teil des grossen Revolutionsfestes aus. 

Die eine Versammlung, der internationale oder 
Weltfriedenskongress (Paris 23. bis 27. Juni 1889), 
zusammengesetzt aus Repräsentanten der Friedens- 
vereine in Europa und Amerika, hatte unter 
anderem zur Aufgabe, sich über gewisse all- 
gemeine Gründe für die Durchführung der Schieds- 
gerichtsidee zu äussern. Besonders wurde hier 
hervorgehoben, dass das Schiedsgerichtsprincip eine 
der Grundlagen in jeder Staatsverfassung sein 
solle *). 

Ehe sich die Versammlung vertagte, wurde 
beschlossen, dass der nächste internationale Frie- 
denskongress 1890 in London gehalten werden solle. 

Die zweite Versammlung, eine „interparlamen- 
tarische Konferenz" (29. bis 30. Juni), die aus- 
schliesslich aus Gesetzgebern verschiedener Län- 
der bestand, verpflichtete sich, genauer über wirk- 
same Massregeln sich auszusprechen, besonders über 



*) Dieser Grundsatz ist schon durch den Vorschlag an die Republik 
Brasilien, der von der Regierung des neuen Freistaates anerkannt ist, 
nahe daran, angewandt zn werden ; demzufolge darf die Regierung keinen 
Krieg anfangen, ohne erst an das Schiedsgericht appelliert zn haben. 
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die beste Art, Schiedsgerichtsverträge zwischen ge- 
wissen Staaten und Staatengruppen zu stände zu 
bringen. 

Mit dieser interparlamentarischen Konferenz, 
dieser internationalen Versammlung von Parlaments- 
mitgliedern, stehen wir am Anfange einer neuen, 
verheissungsvollen Organisation, die zunächst durch 
den kräftigen Vorschlag zu gemeinsamer Arbeit 
zwischen Amerika, England und Frankreich ver- 
anlasst wurde, von welchem ich am Anfange dieser 
Schrift gesprochen habe. 

Nachdem die Deputation der 270 Parlaments- 
mitglieder im Herbst 1887 ihren Auftrag in Amerika 
vollbracht und dort eine Bewegung ins Leben ge- 
rufen hatte, die sich später über den ganzen 
amerikanischen Weltteil verbreitete, traten englische 
und französische Volksvertreter in einer Versamm- 
lung in Paris am 31. Oktober 1888 zusammen und 
beschlossen dort in ihrem eigenen und im Namen 
mehrerer hundert abwesender Kollegen, eine Zu- 
sammenkunft von Mitgliedern möglichst vieler Volks- 
vertretungen während der Weltausstellung 1889 
zu halten. 

Der Beschluss wurde ausgeführt. Am 29. Juni 
1889 traten in Paris gegen 100 Parlamentsmitglieder 
aus Belgien, Dänemark, England, Frankreich, Ita- 
lien, Liberia, den Vereinigten Staaten von Nord- 
amerika, Spanien und Ungarn zusammen. Ungefähr 
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400 Mitglieder verschiedener Parlamente hatten 
ihren Anschluss an diesen Plan ausgesprochen. 
Die Verhandlungen wurden von Jules Simon ge- 
leitet. Die Versammlung fasste mehrere bedeutungs- 
volle Resolutionen hinsichtlich der Anwendung der 
Schiedsgerichtsidee. Darauf wurde beschlossen, 
dass eine ähnliche Zusammenkunft alljährlich in 
einer der Hauptstädte der beteiligten Länder statt- 
finden solle, zuerst 1890 in London. Zuletzt wurde 
ein Komite von 40 Männern gewählt, das nach der 
sechsten Resolution „aus Mitgliedern jeder Natio- 
nalität bestehen soll, welche die folgende Kon- 
ferenz vorbereiten, Einladungen ergehen lassen, 
nötige Geldbeiträge sammeln und während der 
Zwischenzeit alles in ihrer Macht Stehende thun 
sollen, um alle möglichen Missverständnisse zu be- 
seitigen, indem sie sich, wenn es notwendig wäre, 
an die öflfentliche Meinung wenden." 

Auf Veranlassung dieser Einladung des Komites 
trat die zweite*) internationale Versammlung der 
Parlamentsmitglieder am 22. und 23. Juli 1890 in 
London zusammen. 

Gleichwie bei dem kurz vorher (14. »bis 19. JuH) 
ebenfalls in London zusammengetretenen zweiten 
Weltfriedenskongresse — Centralversammlung der 



*) Die Pariser Konferenz, 81. Oktober 1888, die ans englischen und 
französischen Parlamentsmitgliedern bestand, dürfte nur als ein vorberei- 
tendes Zusammentreten zu betrachten sein. 

Aus diesem Gedanken ist allmählich das „Weltfriedensburean" her- 
vorgewachsen. 



Weitere Fortschritte. 129 

Friedensvereine — , so schlössen sich wieder eine 
grosse Anzahl einÜussreicher Männer von verschie- 
denen Nationalitäten dieser internationalen Gesetz- 
geberversammlung an. Unter den Teilnehmern des 
ersten Weltfriedenskongresses waren ebenfalls viele 
Parlamentsmitglieder von verschiedenen Ländern 
anwesend. 

Die zweite „interparlamentarische Konferenz", 
die in London 1890 gehalten wurde, zählte doppelt 
so viele Teilnehmer wie die erste in Paris 1889 — 
Parlamentsmitglieder von Belgien, Dänemark, Eng- 
land, Frankreich, Holland, Italien, Norwegen, 
Spanien, Schweden, Deutschland, Ungarn, Oester- 
reich. Ausserdem hatten über tausend andere 
Volksvertreter, die gehindert waren, an der Ver- 
sammlung teil zu nehmen, ihren Ansclüuss schrift- 
lich zu erkennen gegeben. Unter ihnen waren 
Gladstone, Clemenceau und der Vizepräsi- 
dent des deutschen Reichstags, Baumbach; ferner 
Crispi und Andrassy nebst drei französischen 
Ministem. Jn besonderen Adressen drückten 94 ita- 
lienische Senatoren und Deputierte nebst 31 Mit- 
gliedern der spanischen Cortes ihre Sympathie für 
die auf den Kongress bezügliche Arbeit aus. 

Als Vorsitzender fungierte der vormalige Lord- 
Kanzler Lord Her seh eil. 

Der wichtigste Beschluss der Versammlung 
ging darauf aus, allen civilisierten Regierungen an- 
zuempfehlen, jede internationale Streitigkeit, die 

Fax mundi. 
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zwischen ihnen entstehen könnte, dem Schieds- 
gerichte vorzulegen. 

Die Teilnehmer verbanden sich mit allen Kräf- 
ten, für diesen Zweck, besonders durch die Presse 
und in den gesetzgebenden Körperschaften, zu arbei- 
ten, damit man die öffentliche Meinung nach und 
nach für die Sache gewinne. 

Als erster Schritt zur Verwirklichung des 
Planes, internationale Streitigkeiten durch ein 
Schiedsgericht beizulegen, empfiehlt die Konferenz, 
dass allen Handelsverträgen, sowie litterarischen 
und anderen Konventionen eine besondere Klausel 
über ihre Auslegung und Entscheidung mittelst 
Schiedsgerichts beigefügt werde. 

Nebst anderen Resolutionen wurde beschlossen, 
dass in jedem Lande ein parlamentarischer Aus- 
schuss für gegenseitige Beratung in internationalen 
Angelegenheiten gebildet werden soll. Solche sind 
schon jetzt 1892 in Dänemark, Deutschland, Eng- 
land, Prankreich (?), ItaUen, Norwegen, Rumänien 
und der Schweiz gebildet worden. 

Zuletzt wurde ein ständiges interparlamen- 
tarisches Komite, aus 30 Personen bestehend, ge- 
bildet, welches in der Zwischenzeit zwischen den 
Kongressen als Vereinigungspunkt dienen sollte. 

Der dritte interparlamentarische Kongress 
wurde 1891 in Rom gehalten.*) 



*) Am 14. November 1891 wurde auf dem Kongresse in Rom ein 
internationales Friedensbareaa von fünf Mitgliedern provisorisch ei-nannt. 
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Dass diese Kongresse aus Gesetzgebern be- 
stehen, die vom Volke gewählt worden, darin liegt 
ihre eigentliche Bedeutung. 

Sie reden uns mit einer Autorität an, die von 
Millionen von AVählern in den verschiedenen Län- 
dern unterstützt wird. Und das Gewicht ihrer 
Worte nimmt selbstverständlich in demselben Ver- 
hältnisse zu, als die Anzahl der Mitglieder wächst. 
Noch repräsentiert dieses Parlament der Völker 
nur "die geringere Anzahl der Volksvertretungen. 
Eines Tages wird es vielleicht die allgemeine Mei- 
nung der Mehrzahl aussprechen. Das wird das 
Urteil des menschlichen Rechtes über die Gewalt sein. 



Diese Kommission bestand aus folgfenden Personen , welche im Bernor 
Kongresii 1892 durch ein nermanentes Bureau ersetzt wurden: Frederick 
Bajer (Kopenhagen N.), Präsident; EU Ducomun (Bern), Sekretär; Angelo 
MazKoleni (Milano); Hodgon Pratt (London); Alfred Love (Phila- 
delphia). 

YerfahniDgsweise. 

1. In allen Hauptstädten von Europa Komites oder Vereine zu bil- 
den, die über alle Streitfragen schriftlich miteinander beraten sollen zu 
dem Zwecke, die Verhältnisse zu untersuchen und gerechte und praktische 
Mittel zu ihrer Regelung vorzuschlagen. 

2. Wo Komites gegenwärtig nicht gebildet werden können , die 
Dienste solcher Personen in Anspruch zu nehmen, welche schon zu obigem 
Zwecke thätig sind. 

3. Zwischen Personen verschiedener Länder ein gemeinschaftliches 
Organ zu gründen, worin unsere Ansichten offen ausgesprochen werden, 
um dadurch auch die internationale Brüderlichkeit und Solidarität zu 
fördern. 

4. In allen Teilen von Europa periodische Kongresse und Kon- 
ferenzen abzuhalten. 

5. Mit ähnlichen Gesellschaften und Komites zu korrespondieren 
und zu arbeiten. 
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Im Streben nach einem solchen Ziele gilt es, 
nicht zurückzubleiben. 

Die Friedensvereine sollten überall ihre Kräfte 
sammelo, um für die Wahl von eifrigen Friedens- 
freunden zu Abgeordneten zu wirken, und sie dann 
durch Geldmittel unterstützen, damit sie an den 
internationalen parlamentarischen Versammlungen 
teilnehmen können. 

Noch besser wäre es natürlich, wenn eine solche 
Teilnahme durch Staatsunterstützung gefördert wer- 
den könnte. 

In dieser Hinsicht ist der norwegische Reichs- 
tag mit einem Beispiel vorangegangen, das ihm 
immer zum Ruhme gereichen wird. 

Nachdem sich ungefähr 60 Parlamentarier dem 
interparlamentarischen Vereine angeschlossen hatten, 
und die Herren üllmann, Horst und Lund als 
Repräsentanten bei der internationalen Versamm- 
lung der Reichstagsverordneten in London 1890 
gewählt worden waren, nachdem ferner der früher 
erwähnte Schiedsgerichtsvorschlag angenommen war, 
bewilligte die norwegische Reichsversammlung am 
2. Juli des erwähnten Jahres mit 80 Stimmen 
gegen 29 einen Reisekostenbeitrag von 1200 Kronen 
(1325 Mark) für die drei Delegierten bei der Lon- 
doner Konferenz*). 

*) Im Jahr 1891 bewilligte der uurwegische Reichstag 3000 Kronen 
(3150 Mark) als Reise nnterstütznng für die drei Delegierten der dritten 
Weltfriedenskonferenz in Rom, nnd 1892 2400 Kronen (2760 Mark) für die 
Delegierten zur Berner Konferenz. 
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Dies mag wohl das erstemal in der Gescliiplite 
der europäischen Völker gewesen sein, wo eine Unter- 
stützung aus Staatsmitteln für ein Streben, das alte 
Kainssystem zu überwältigen, gewonnen wurde. 



In Amerika bedarf es weniger Anstrengung. 
Dort scheint eine durchgehende Veränderung nahe 
bevorzustehen. 

Lange vor der grossen Friedensbewegung 1887 
ging der damalige nordamerikanische Minister der 
auswärtigen Angelegenheiten, James G. Blaine, damit 
um, einen Friedensbund zwischen allen selbstän- 
digen Staaten in Nord-, Mittel- und Südamerika 
zuwege zu bringen^ Er stand während G ar fiel ds 
kurzer Präsidentschaft, 1881, an der Spitze der 
Unionsregierung der auswärtigen Angelegenheiten. 
Schon damals war er mit dem grossartigen Ge- 
danken beschäftigt. Zu dessen Verwirklichung 
wollte er sämtliche amerikanische Staaten auf- 
fordern, durch Regierungsvertreter an einem inter- 
nationalen Kongresse in Washington teilzuneh- 
men. Mittlerweile starb Garfield und Arthur 
wurde Präsident. Da ging Blaine als Minister 
der auswärtigen Angelegenheiten ab. Aber sobald 
er wieder auf seinen Posten unter Harrisons 
Präsidentschaft berufen worden, setzte er die unter- 
brochene Arbeit fort. 

Im Juni 1888 billigte der Präsident einen vom 
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Kopigresse angenommenen Gesetz verschlag, nach 
welchem der Präsident beauftragt wird, alle ameri- 
kanischen Staaten zu einer Konferenz einzuladen, 
die aus Repräsentanten der Regierungen dieser 
sämtUchen Staaten bestehen sollte, mit der Auf- 
gabe , ein ständiges Schiedsgericht zu stände zu 
bringen, das etwa entstehende Streitigkeiten zwischen 
ihnen schlichten und bessere Handelsverbindungen 
durch Handelsverträge herbeiführen sollte, den Be- 
dürfnissen, Produkten und ökonomischen Interessen 
der verschiedenen Staaten gemäss. 

Man liess die Einladung ergehen, und sie wurde 
von allen selbständigen Staaten in ganz Amerika 
angenommen. 

Am 1. Oktober 1889 traten die Repräsentanten 
dieser Staaten zu einer beratenden Versammlung, 

der Panamerikanische Kongress genannt, zusammen. 

Mr. Blaine wurde zum Vorsitzenden gewählt. 
Unter seiner Leitung unternahmen die Kongress- 
mitglieder anfänglich eine Rundreise durch die 
sämtlichen Staaten der nordamerikanischen Union, 
die 40 Tage dauerte; darauf fanden die Ver- 
handlungen in Washington statt und wurden am 
18. April 1890 geschlossen. 

Die Früchte der Wirksamkeit des Kongresses 
hinsichthch der gemeinsamen Interessen, des Han- 
dels, der Kommunikationsmittel u. s. w., können sich 
nur allmählich geltend machen, da verschiedene 
dieser Angelegenheiten verwickelter Natur sind und 



J 
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in gewissen Fällen eine Reihe von neuen inter- 
nationalen Verhandlungen erfordern. Aber was 
die Hauptsache, die Errichtung eines ständigen 
Schiedsgerichts für ganz Amerika, angeht, so ist 
der Zweck im wesentlichen erreicht. 

Der Kongress nahm beinahe einstimmig *) den 
Vorschlag des Ausschusses an, wonach in jedem 
einzelnen Fall eine Kommission der höchsten Instanz 
einzusetzen ist, welche drohende Streitigkeiten zu 
schlichten hat. 

Die Kongressmitglieder waren jedoch nicht 
bevollmächtigt, im Namen ihrer Regierungen bin- 
dende Verträge abzuschliessen. Ihre Aufgabe war 
auf Beratung über Geschäfte, die für die verschie- 
denen Länder von gemeinsamem Interesse sind, 
beschränkt und bestand darin, den Regierungen 
solche Vorschläge vorzulegen, die nach der Meinung 
des Kongresses am besten die Wohlfahrt aller 
Staaten fördern könnten. 

Mittlerweile haben die meisten Regierungen 
sich an die Beschlüsse des Kongresses gebunden. 
Schon eine Woche, ehe sich die Versammlung 
trennte, waren die betreflfenden Minister von Bra- 
silien, Bolivia, Columbia, Ecuador, Guatemala, 
Haiti, Honduras, Nicaragua und Salvador bevoll- 
mächtigt, in Washington den vom panamerikanischen 
Kongress nngenommenen Schiedsgerichtsvertrag zu 

*) Bedenken hinsichtlich Chiles, Argentiniens und Mexikos scheinen, 
wenig-^tens was die beiden letztgenannten Staaten betrifft, gehoben za sein. 
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unterzeichnen und einige andere Regierungen haben 
denselben später auf gleiche Weise anerkannt*). 

Wenn diese Sache einmal völlig durchgeführt 
ist, wird ein Viertel der bewohnten Erde pacificiert 



*) Der Wortlaut des Vertrages : 

,,Die sitr Konferenz ▼ersammelten Delegierten vom nördlichen; 
mittleren und südlichen Amerika 

-welche glauben, dass der Krieg das grausamste, fruchtloseste und 
verderblichste Mittel zur Beilegung internationaler Streitigkeiten ist; 

die dafür halten , dass der Fortsehritt der sittlichen Qrunda&tze, 
welche die politischen Staaten regieren , den ernsten Wunsch geschaffen 
hat, dergleichen Zwistigkeiten friedlich beizulegen ; 

die sich durch die grossen geistigen und materiellen Wohlthaten, 
die der Friede der Menschheit schenkt, ermutigt fühlen ; 

die infolge des gegenseitigen , freundschaftlichen und herzlichen 
Entgegenkommens auf dieser Konferenz überzeugt sind, dass die amerika- 
nischen Republiken sich der Grundsätze , Pflichten und Verantwortlich- 
keiten anderen Kationen gegenüber ebenso bewusst sind, und die , durch 
grosse und ständig zunehmende Gegenseitigkeit der Interessen vereinigt, 
den Frieden auf dem Kontinente und das Wohlwollen unter allen seineu 
Bewohnern aufrectit zu halten wünschen; 

und die es für ihre Pflicht halten , den erhabenen Friedensgrund- 
sätzen, welche die aufgeklärteste, allgemeine Denkart in der Welt billigt, 
ihren Beifall zu schenken, 

fordern hiermit feierlich alle Kegiernngen, deren Repräsentanten sie 
sind , auf , einen gleichlautenden Vertrag in folgenden Artikeln anzu- 
nehmen : 

Artikel I. Die Republiken von Nord-, Mittel- und Südamerika er- 
kennen hiermit das Schiedsgericht als Grundlage des amerikanischen inter- 
nationalen Gesetzes für Beilegung aller Entzweiungen und Streitigkeiten, 
die zwischen ihnen entstehen können, an. 

Artikel II. Ein Schiedsgericht soll unbedingt vorhanden sein in 
allen Streitfragen, die diplomatische und konsuläre Rechte, Grenzen, Ge- 
biete , Schadenersatz und Seefahrtsrecht betreffen , ferner die Gültigkeit 
und Bekräftigung der Verträge angehen. 

Artikel lU. Ein Schiedsgericht soll ebenso unbedingt iu allen an* 
deren als in den vorerwähnten Fällen bestehen, was auch ihre Entstehung, 
ihre Natur und Veranlassung sein mag, mit der einzigen im nächstfolgen- 
den Artikel erwähnten Ausnahme. 

Artikel IV. Die einzigen Fragen, die von den Bestimmungen der 
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und 120 Millionen Menschen von dem chronischen 
Kriegswahnsinne hefreit sein. 

H; Wenn auch damit vielleicht unbedeutenderen 
Friedensbrüchen nicht für immer vorgebeugt werden 



vorigen Artikel ausgenommen werden, sind solche, bei welchen nach der 
Aaffassnng der einen oder anderen in den Streit verwickelten Nation ihre 
Unabhängigkeit in Gefahr steht. In diesem Falle soll ein SchiedsgericUt 
fQr eine solche Nation wahlfrei, aber doch obligatorisch ftir die angreifende 
Macht sein. 

Artikel V. Alle Zwiste oder Uneinigkeiten , mit Ausnahme deier, 
die im Artikel IV bestimmt sind , mögen sie vorhanden sein oder erst 
später entstehen, sollen dem Schiedsgerichte anheimgestellt werden, auch 
wenn sie ihren Ursprung in Ereignissen haben, die sich vor diesem Ver- 
trage zutrugen. 

Artikel VI. Keine Frage darf kraft dieses Vertrages in Anregung 
gebracht werden , weun tlbcr dieselbe ein bestimmtes Uebereinkommen 
schon eingegangen ist. In solchem Falle soll ein Schiedsgericht nur die 
Entscheidung solcher Fragen vornehmen, welche die Gültigkeit, Auslegung 
oder Bekräftigung solcher Verträge betreffen. 

Artikel VII. Als Schiedsrichter kann jede Regierung dienen, welche 
mit der Gegenpartei der wählenden Nation in freundschaftlicher Verbin- 
dung steht. Der Schiedsgerichtsauf trag kaun auch RichtersiUhlen, wissen- 
schaftlichen Vereinen , öffentlichen Richtern oder Privatpersonen über- 
tragen werden , ob sie nun Bürger der Staaten , in welchen sie gewählt 
worden, sind oder nicht. 

Artikel VIII. Das Schiedsgericht kann aus einer oder mehreren 
Personen bestehen. Wenn es aus einer Person bestehen soll, muss diese 
von den streitenden Staaten gemeinsam gewählt werden. Soll es ans 
mehreren Personen bestehen , so kann ihre Wahl von den fraglichen 
Staaten gemeinsam vorgenommen werden. Sollte keine Wahl stattfinden, 
80 soll ein jeder Staat , der Anspruch auf ein bestimmtes Interesse zur 
Lösung der Frage macht , ein Recht haben , auf eigene Rechnung einen 
Schiedsrichter zu bestimmen. 

Artikel IX. Wenn das Schiedsgericht aus einer geraden Zahl von 
Schiedsrichtern bestehen soll , so sollen die streitenden Staaten einen 
nrteilf&Uenden Richter wählen , der alle Fragen entscheiden soll , über 
welche die Schiedsrichter nicht einig werden können. Wenn die inter- 
essierten Mächte ihre Genehmigung zur Wahl eines urteilfällenden 
Richters verweigern , so soll ein solcher aus den bereits ansersehenen 
Schiedsrichtern gewählt werden. 
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kann, muss doch die willkürliche Gewalt gegen eine 
Kulturherrschaft, welche sich über die ganze west- 
liche Halbkugel erstreckt, machtlos bleiben. 



Ausblick. 



Die Ereignisse, die ich zuletzt geschildert habe, 
werden vielleicht als Einleitung zu einer neuen Zeit 



Artikel X. Die Wahl eines anssehlaggebenden Richters and seine 
Einsetzung in sein Amt sollen stattfinden, ehe die Schiedsi ichter anfargen, 
an den Streitfragen teilzunehmen. 

Artikel XI. Der ausschlaggebende Richter soll nicht als Mitglied 
des Schiedsgerichts funktionieren y sondern seine Pflicht nnd Vollmacht 
sollen sich auf die Entscheidung von Fragen beschränken, ttber welche 
die Friedensrichter sieh nicht einigen können. 

Artikel XIl. Sollte ein Schleds- oder Entscheidungsrichter durch 
den Tod, durch Rücktritt oder irgend eine andere Ursache ausscheiden, 
so muss er durch einen Vertrauensmann ersetzt werden, der auf dieselbe 
Weise gewählt wird, wie der ursprüngliche Schieds- oder Entscheidungs- 
richter. 

Artikel XIII. Das Schiedsgericht soll an einem von den Parteien 
gevvählten Orte zusammentreten , und falls keine Einigung zu stände 
kommt, soll der Schiedsrichter selbst seinen Aufenthaltsort bestimmen. 

Artikel XIV. Wenn das Schiedsgericht ans mehreren Schiedsrich- 
tern besteht, soll die Majorität der Anwesenden ohne Rücksicht auf die 
Abwesenden handeln. In solchem Falle soll die Majorität fortfahren, ihre 
Pflichten auszuüben , bis sie zu einer schliesslichen Entscheidung der 
Fragen gekommen i-st, die ihrer genauen Untersuchung anheimgestellt 
worden sind. 

Artikel XV« Was die Mehrzahl sämtlicher Schiedsrichter bestimmt, 
soll hinsichtlich d£r Haupt- und Nebensache Gültigkeit haben, wenn nicht 
im schiedsgerichtlichen Vertrage ausdrücklich die Bedingung aufgestellt 
wurde, dass Einstimmigkeit zur Gülti2:keit des Beschlupses erforderlich sei. 

Artikel XVI. Die allgemeinen Ausgaben für die schiedsgericht- 
lichen Zusammenkünfte sollen gleichmässig von den teilnehmenden Re- 
gierungen bestritten, dagegen sollen Ausgaben, die von einer Partei bei 
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betrachtet werden. Aber besonders hier in der 
Alten Welt, wo so viele Rechnungen unabgemacht 
sind, verlassen wir uns nicht auf glänzende Zukunfts- 
schilderungen. Wir fühlen uns von nichts anderem 
überzeugt, als was wir durch eigene Erfahrung be- 
stätigt gefunden haben. 

So habe ich gedacht und mich deshalb an die 
Wirklichkeit zu halten gesucht, die niemand be- 
streiten kann. 



Vorbereitung und Betreibnng ihrer Sache g^emaeht sind, von dieser allein 
bezahlt werden. 

Artikel XVII. Wenn irgend einmal Streitnrsachen entstehen, sollen 
die in dieselben verwickelten Staaten Schiedsgerichte nach der Beatim- 
ninng der vorigen Artikel einsetzen. Nur mit gegenseitiger nnd freier 
Einwilligung solcher StAaten können weitere Bestimmungen beigefügt 
und die Schiedsgerichte nach anderen Anordnungen niedergesetzt werden. 

Artikel XVIIE. Die Gültigkeit dieses Vertrages soll 20 Jahre von 
dem Tage an danern, wo er gegenseitige Bestätigung gewonnen hat. Nach 
Verlauf dieser Zeit soll er gelten , bis eine der kontrahierenden Parteien 
der anderen ktlndigt. Sollte eine solche Kündigung erfolgen, so muss der 
Vertrag wenigstens noch ein Jahr fUr die Kontruhenien bindend sein. Der 
Rücktritt eines oder mehrerer Staaten kann jedoch den Vertrag zwischen 
den übrigen Staaten nicht aufheben. 

Artikel XIX. Dieser Vertrag soll von allen Staaten bekräftigt wer- 
den, die ihn ihren verschiedenen konstitutionellen Regier nngsformen ge- 
mäss anerkennen; nnd die Ratifikationen sollen in der Stadt Washington 
vor 12 Uhr mittags am 1. Mai 1891 ausgewechüelt werden. Jeder fremde 
Staat kann diesen Vertrag annehmen nnd sich ihm anschliessen dadurch, 
dass er eine Abschrift desselben nimmt und sie an die Regierung der 
Vereinigten Staaten einsendet, worauf diese Regierung solche den anderen 
kontrahierenden Parteien mitteilt. 

Zur Bekräftigung dessen setzen die Bevollmächtigten ihren Namen 
und ihr Siegel darunter. 

Ausgefertigt in der Stadt Washington, am neunzehnten Tage des 
Monats April, Rintausendachthundertundneanzig. 
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Eine solche Wirklichkeit thut sich auch da- 
durch kund, dass der Krieg unaufhörlich abnimmt 

in demselben Verhältnisse, wie sich die Völker durch 
Handel und Verkehr einander nähern. Der alte 
Kriegszustand hat aufgehört. Ehemals verging kein 
Jahr ohne Krieg in Europa, während des Mittel- 
alters kaum eine Woche. Nach dem Jahre 1815 
herrschte hier in den meisten europäischen Staaten 
ein beinahe 40j ähriger internationaler Friede. Auf 



Beilage. 

Da die internationale amerikanische Konferenz ihrer brüderlichen 
nnd friedlichen Denkart gemäss die nationale Unabhängigkeit fördern 
und zugleich die Verbindungen zwischen den Völkern schützen will, 

sei hiermit beschlossen : dass die beiden Regierangen , die in der- 
selben vertreten sind, die Annahme folgender Erklärungen nachdrücklich 
befürworten. 

1. Dass der Erober ungsgrundsatz während der Dauer des Schieds- 
gerichtsvertrages vom allgemeinen amerikanischen Gesetze nicht für zu- 
lässig angesehen werden soll. 

2. Dass jede Länderabtretnug, die während der Dauer des Schieds- 
gerichtsvertrages geschehen ist, aufgehoben werden soll, wenn sie unter 
Kriegsdrohungen oder durch die Anwesenheit einer bewaffneten Macht 
vollzogen worden ist. 

Sf Jeder Staat, der zu solchen Abtretungen gezwungen wurde, kann 
fordern,' dass deren Gültigkeit dem Schiedsgerichte unterworfen werden soll. 

4. Jeder Verzicht auf den Appell an das Schiedsgericht, der unter 
den im zweiten Punkte genannten Bedingungen geleistet worden , soll 
ungültig nnd kraftlos sein. 



Fernere Beilage. 

Die internationale amerikanische Konferenz drückt den Wunsch ans, 
dass Streitfragen zwischen den amerikanischen Republiken und den euro- 
päischen Nationen ebenfalls auf ähnlichem schiedsgerichtlichem Wege 
beigelegt werden möchten. 

Es wird femer angeraten, die Regierung jeder hier repräsentierten 
Nation möge diesen Wunsch allen befreundeten Mächten gefälligst mitteilen. 

Washington, den 17. April 1890. 
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der skandinavischen Halbinsel hat dieser Friede 
beständig fortgedauert. Früher, oder wenigstens 
bis 1721, war Schweden beinahe beständig in Kriege 
verwickelt. Wir rechnen 260 Kriegsjahre für die 
Union von Kalmar und die Begierde, Länder auf 
der anderen Seite der Ostsee zu erobern und zu ver- 
teidigen. Die alten Kriegsursachen werden entfernt. 
Freilich kommen neue dazu infolge neuer Gewalt- 
thätigkeiten , durch die der Nationalegoismus zum 
Ausbruch kommt. Aber diese Ausbrüche werden 
immer seltener. Leider sind sie desto gefahrlicher, 
wenn sie eintreten. Sie sind jedoch von kurzer 
Dauer. Dies gilt von allen grossen europäischen 
Kriegen während der letzten Hälfte dieses Jahrhun- 
derts. Dreissigj ährige Kriege kommen nicht mehr vor. 

Während der Perioden zwischen den gewalt- 
samen Aderlassen bekommen die Wunden Zeit, zu 
heilen, und die entzweiten Interessen wachsen von 
neuem zusammen. 

Die Hebel der Kultur werden in Bewegung 
gesetzt, Verbindungen zu Land und zu Wasser 
durch Dampf, Elektricität und andere Kräfte 
vermehrt. Die Triumphe eines Alexander und Na- 
poleon werden von dem Siegeszuge des kleinen Welt- 
portos um die Erde herum in den Schatten gestellt. 
Handel und Industrie, Kunst und Wissenschaft, 
internationale Bestrebungen für Sittlichkeit und 
Aufklärung — alles verzweigt sich und umspinnt 
die Nationen mit einem unermesslichen Netze von 
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gegenseitigen Interessen, die nach gewissen Zwi- 
schenzeiten der rohen Gewalt entrissen werden, 
um mit vermehrter Kraft und in ausgedehnterem 
Umfang von neuem zusammenzuwachsen, bis sie 
einmal unter der Majestät des Kechtes eine unüber- 
windliche Kulturmacht bilden. 

Das ist es, was in Wirklichkeit vor sich geht. 
Dass die Menschen es im allgemeinen nicht sehen, 
ist eine Veranlassung dazu, dass sie sich so viel 
mit kriegerischen Gedanken beschäftigen und solchen 
Begebenheiten, wie ich sie im vorhergehenden er- 
wähnt habe, so w^enig Aufmerksamkeit schenken. 



Die Freunde des Friedens mögen einander er- 
mutigen, besonders wenn es trübe in der grossen 
Welt aussieht und niemand weiss, wie nahe das 
Unglück ist. Einmal wurde es von unserem Lande 
durch ein kluges Verfahren einer unserer Könige 
abgewandt. Ich meine Oskar I., da er uns davor 
rettete, in kriegerische Abenteuer verwickelt zu 
werden, durch seine 1854 erlassene Neutralitäts- 
erklärung, die von sämtlichen Mächten anerkannt 
wurde und ihm die Huldigung und Dankbarkeit 
des schwedischen Reichstags in einem Schreiben 
einbrachte, worin er als einer unserer weisesten 
und edelsten Könige gepriesen wird*). 



*) Reichstagsverhandlungen 1853/54, Nro. 61. 

In der Einleitung eines Schreibens an den Reiclistag- äusserte der 
König, dass er aus Fürsorge für das Wohl des Landes sich veranlasst 
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Aber man hat keine Sicherheit dafür, dass 
derselbe Ausweg immer ein ebenso glückliches Re- 
sultat habe, wenn er nicht betreten wird, ehe der 
Krieg vor der Thüre steht. 

In Friedenszeiten und während ein besonders 
gutes Verhältnis zwischen den beiden englisch 
redenden Nationen, wie auch zwischen Frankreich 
und Amerika besteht, benutzen unsere Gesinnungs- 



geftthlt, Schweden für neutral zu erklären, indem er dem Reichstage die 
Neutralitätserklärung mitteilte, worin der König unter anderem äusserte : 

„Das System , dem Seine Majestät der König von Schweden und 
Norwegen unverändert zu folgen beabsichtigt und das anzuwenden er 
bestrebt ist, ist das einer strengen Neutralität, die auf Offenheit, Unpar- 
teilichkeit und vollkommen gleicher Achtung des Rechtes aller Mächte 
gegründet ist. Diese Neutralität sollte der Regierung Seiner Majestät dem 
König von Schweden und Norwegen folgende Verbindlichkeiten auferlegen 
und zugleich seiner Regierung folgende Vorteile sichern: 

1. Bezüglich der Streitigkeiten, die möglicherweise entstehen 
können, aller Teilnahme an denselben, sei es mittelbar oder unmittelbar, 
zum Vorteil für die eine der kriegführenden Mächte und zum Schaden für 
die andere, sich zu enthalten.^ 

„Solchermassen sind die allgemeinen Gründe für die neutrale Stel> 
lung, die Seine Majestät der König von Schweden und Norwegen einzuneh- 
men beabsichtigt, falls Krieg in Europa ausbrechen sollte. Die Königliche 
Majestät ist überzeugt davon , dass sie als mit dem Völkerrecht überein- 
stimmend anerkannt werden sollen und dass ihre genaue und unpar- 
teiische Anwendung es Seiner Majestät möglich machen wird, fortwährend 
mit den freundlich gesinnten und verbündeten Mächten die Verbindungen 
zu unterhalten, welche die Königliche Majestät in so hohem Grade für 
das Wohl Seines Volkes wünscht, um es vor jeder Störung zu schützen. 

„Die Mitteilungen haben befriedigende Antworten zur Folge gehabt, 
in denen dem Beschluss Seiner Königlichen Majestät von den verschie- 
denen Regierungen volle Würdigung zu teil wurde.* — 

* lieber die Dankadresse des Reichstags an den König siehe Reichs- 
tagsverhandlungen 1853/54, Nro. 42. 
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genossen auf beiden Seiten des Weltmeeres die 
günstige Gelegenheit, um durch ein Gesetz dieses 
gute Verhältnis zu befestigen. 



Man könnte fragen, weshalb wir in Skandi- 
navien, die wir mit der ganzen Welt in freund- 
schaftlichem Verhältnisse stehen, nicht nur was 
Siam betrifft, sondern auch besonders in Hinsicht 
auf unsere Nachbarländer, nicht das Gleiche zu- 
wege bringen. 

Dieser Gedankengang war es, der zu den 

Schiedsgerichtsvorschlägen beim norwegischen und 
schwedischen Reichstag im Jahr 1890 Veranlas- 
sung gab. 

Schon bei der ersten norwegischen Reiclis- 
versammlung wurde von der Linken am 4. Februar 
die Sache zur Sprache gebracht und fand allgemeinen 
Anklang. Darauf folgte der Antrag im Reichstage 
am 21. desselben Monats und seine xlnnahme mit 
grosser Mehrheit am 5. März, nachdem der Staats- 
minister vergebens eine lange Rede dagegen gehal- 
ten hatte. 

Infolge dieses glücklichen Ausganges wurde 
ein ähnlicher Vorschlag, Schweden betreffend, in 
der ersten Kammer von Herrn F. T. Borg und 
in der zweiten Kammer von Herni J. Ander sson 
gemacht. Der Ausschuss äusserte sich verschieden. 
Die erste Kammer lehnte ab, die zweite Kammer 
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unterstützte den Vorschlag. Am 12. Mai wurde 
die Frage in beiden Kammern entschieden*). 

Mit Würde sprach Herr Borg für seinen 
Antrag in einer längeren Rede. Diese wurde von 
dem Vorsitzenden des Ausschusses mit der Er- 
innerung an die verkehrte Beschaffenheit der Welt- 
und Menschennatur beantwortet. Der Antrag sei 
bloss eine „nichtssagende Meinungsäusserung**. Für 
die kleinen Völker liege in der Hoffnung und dem 
Glauben an den ewigen Frieden eine wirkliche Ge- 
fahr, einzuschlafen. Es wäre „jetzt noch so, wie 
es vor uralten Zeiten gewesen, dass der, welcher 
den Frieden liebt und ihn bewahren will, sich für 
den Krieg vorbereiten müsse". Der Vorsitzende 
erklärte, er wolle dem Antrag seine Sympathie 
nicht versagen, aber, fügte er hinzu, man komme 
doch nicht weit mit Papier und Rede allein, und 
gewiss würde, seiner Auffassung nach, der geehrte 
Antragsteller noch grössere Liebe zum Frieden 
zeigen, wenn er in einem späteren Jahr, wo er 
wahrscheinlich auf den Gegenstand zurückkommen 
werde, statt dessen mit dem Antrag auf Herstel- 
lung einiger Panzerschiffe und Artillerieregimenter 
oder dergleichen von mehr effektiver Wirkung 
kommen wollte, als mit der platonischen Liebe, die 
er hier ausgesprochen habe, „und ich wage es, zu 
versprechen, dass ihn dann sowohl der Ausschuss als 



*) Siehe Protokoll des Reichstags 1880. Erste Kammer Nro. 37 und 
sweite Kammer Nro. 45. 

Pax mundi. 10 
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die Kammern gewiss kräftiger unterstützen werden, 
als heute.** 

Nachdem sich noch ein ausgezeichnetes Genie 
in derselben allgemein bekannten Tonart geäussert 
hatte, wobei die Gründe durch Abwesenheit glän- 
zen und die Lücken mit Spott und herablassenden 
Reden von „frommen Gedanken** u. s. w. ausgefüllt 
werden, verwarf die erste Kammer den Vorschlag 
mit 58 gegen 4 Stimmen. 



In der zweiten Kammer wurde die Beratung 
von dem Herrn Minister der auswärtigen Angele- 
genheiten mit einer Rede eingeleitet, die deutlich 
genug von dem Bedürfnis zeugt, auf welches das 
Memorial diplomatique hindeutet, dem Studium des 
Schiedsgerichts-Systems einen hervorragenden Platz 
unter den Forderungen einzuräumen, die an die- 
jenigen gestellt werden, welche die diplomatische 
Bahn betreten sollen — was in England wirklich 
anfängt, strenge beobachtet zu werden. 

In voller Uebereinstimmung mit der hier seit 
alter Zeit herkömmlichen Beweisart erklärte der 
rechtsgelehrte Professor der Kammer kurz und gut, 
dass die Kammer „sich prostituieren würde**, 
wenn sie den vorliegenden Vorschlag annähme. — 

Bei der Londoner Konferenz 1864 wies der 
Repräsentant von England, Lord Rüssel, auf den 
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im Pariser Kongresse 1856 angenommenen Be- 
schluss hin , dass Staaten , zwischen welchen ein 
ernster Zwist entstünde, die Vermittelung einer 
befreundeten Macht anrufen sollten, ehe sie die 
Waffen ergreifen. In Uebereinstimmung hiermit 
schlugen die Bevollmächtigten Grossbritanniens vor, 
dass die Frage, wo in Schleswig die Grenzlinie 
zwischen Apenrade — Tondern und Dannerk — Sohle 
zu ziehen sei, durch ein Schiedsgericht entschieden 
werden sollte. Preussen und Oesterreich waren be- 
reit, die Vermittelung einer neutralen Macht an- 
zunehmen, aber Dänemark beantwortete den Vor- 
schlag rein ablehnend. Ebenso lehnte Dänemark 
den zuerst von Preussen und dann von Frankreich 
gemachten Vorschlag auf eine Volksabstimmung in 
Schleswig zur Entscheidung der Grenzfrage ab. 

Dänemark verliess sich zu sehr auf seine 
Macht und zu wenig auf sein Recht. Im ent- 
gegengesetzten Falle würde Nordschleswig jetzt 
dänisch sein. 

Die Geschichte kennt kein Beispiel vom Un- 
tergange freier Nationen durch ein unparteiisches 
Schiedsgericht. 



Nun wäre es wohl der Würde des Volkes 
der skandinavischen Halbinsel gemäss, wenn es 
der ganzen Welt offen beweisen wollte, dass es 

in voller Uebereinstimmung mit den friedlichen 

10* 
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Aeusserungen in den Thronreden Oskars II. im 

schwedischen und norwegischen Reichstage 1890 
seinerseits bei allen internationalen Verhältnissen 
das Recht an die Stelle der brutalen Macht setzen 
will, und zwar ohne abschwäcliende Einschränkungen. 
Und in dem schwedischen wie auch in dem nor- 
wegischen Schiedsgerichtsvorschlage wurde der Weg 
zu einer fruchtbringenden Durchführung der in 
der Thronrede stark betonten Neutralitätspolitik 
gezeigt. 

Ausser dem allgemeinen Nutzen eines günsti- 
gen Ausganges in beiden Reichsversammlungen 
würde ein einiges Zusammenwirken hinsichtlich 
dieser Sache in hohem Grade die Lösung wichtiger 
Union-Streitfragen erleichtert haben. 

Der zuletzt erwähnte Gesichtspunkt wird wohl 
mehr beachtet werden in demselben Verhältnis, 
wie die Folgen der verschiedenen Beschlüsse her- 
vortreten. Dass diese Folgen sich mehr als ent- 
zweiend, denn als heilend zeigen werden, darauf 
mögen die Friedensfreunde in beiden Ländern 
gefasst und dadurch besser in den Stand gesetzt 
sein, dieselben soviel als möglich zu mildern*). 



*) Dies wurde 1890 geäussert. Wie richtig' der Verfasser propliezeit 
hat j zeigt sich jetzt bei den kritischen Streitfragen zwischen Schweden 
und Norwegen hinsichtlich der auswärtigen Angelegenheiten beider 
Reiche — Streitfragen, die den Bestand der Union bedrohen. 

Anm. d. l'ebers. 



i 
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Was mir zunächst am Herzen lag, war, mit 
ermunternden Worten dazu beizutragen, den Glau- 
ben meiner Gesinnungsgenossen zu stärken. Haben 
diese Worte nebenbei in irgend einem Grade be- 
wirken können, bei einem oder dem anderen den 
Unglauben zu verscheuchen, um so besser. 

Unglaube verursacht Gleichgültigkeit. Ohne 
Glauben keine Handlung. Unwissenheit kann auf- 
geklärt , Aberglaube vertrieben , Unverträglichkeit 
kann geduldet und Hass in Liebe verwandelt 
werden. Die BegrifiFe sollen klarer, die Ge- 
müter ausgeweitet und die Menschenherzen ver- 
edelt werden. 

Aber vom Pessimismus, der nur dunkle Er- 
scheinungen sieht, ist nichts zu erwarten. Dieser 
Abkömmling des Materialismus ist einer der mäch- 
tigsten Gegner der Bestrebungen für Gesetz und 
Recht zwischen den Völkern. Und es ist zwecklos, 
zu verhehlen, dass er noch in unseren christlichen 
Gemeinschaften herrscht. 

Die Pessimisten deuten auf die Geschichte 
hin, die auf jedem Blatte von Verbrechen und 
Blut, Kummer und Thränen Zeugnis giebt. 

Wir antworten mit der Hindeutung auf die 
Entwicklung der Kultur, wie alles langsam reift 
und wächst, sowohl in der Menschen- als in der 
Naturwelt. 

Um zur menschlichen Vollkommenheit zu ge- 
langen, ist es nicht erforderlich, ein gefügiges 
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Glied im Staate, auch nicht ein gefügiges Mitglied 
eines Staatenbundes zu sein. Die Abschaffung des 
Krieges setzt also keineswegs eine allgemeine 
Gerechtigkeit voraus, nur einen gewissen Grad von 
Kultur. 

Dass aber die Vollkommenheit nicht erreicht ist, 
mag wohl kein vernünftiger Grund gegen das Stre- 
ben nach Vollkommenheit sein. Die Unzufrieden- 
heit mit dem Unvollkommenen sollte wohl zur Ar- 
beit anspornen, um es zu verbessern. 



Nun ist aber der Krieg nicht nur etwas Un- 
vollkommenes, sondern er ist die Zusammenfassung 
aller menschlichen Roheit; deshalb dürfte man 
wohl erwarten, dass sich alle aufgeklärten Männer 
und Frauen mit vereinten Kräften demselben ent- 
gegensetzen sollten. 

Wenn das nicht geschieht, so beweist das, 
dass die Aufklärung bei den sogenannten gebilde- 
ten Klassen nicht besonders gross ist. 

Der äussere blendende Schein verbirgt vielen 
seine innere schreckliche Wirklichkeit. Dies gilt 
nicht nur von dem Entsetzen des Schlachtfeldes 
und den damit verbundenen Greuelthaten. Die wil- 
desten Schilderungen der Phantasie sind ein Nichts 
gegen die Beschreibungen der Augenzeugen dieser 
wirklichen Hölle. Tolstoys Feder und Were- 
schagins Pinsel geben uns eine Vorstellung 
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davon. Aus diesem Elend gehen unzählige Leiden 
von tausend und aber tausend unschuldigen Opfern 
hervor: es ist eine fortwährende, üppig fliessende 
Quelle immer neuen Unglücks. 

Der bewaffnete Friede ist ein Unglück, das 

die europäische Kultur mit vollständigem Unter- 
gange bedroht. 

Durch den allgemeinen Wetteifer in der Be- 
waffnung ist es dahin gekommen, dass die jähr- 
lichen Ausgaben in Europa für militärische Zwecke 
samt Zinsen der Staatsschulden auf wenigstens 
13'/-i Milliarden Mark berechnet werden können, 
was einen entsprechenden Verlust für die produk- 
tive Arbeit mit sich führt. 

Zu Friedenszeiten werden die Armeen der 
europäischen Staaten auf beinahe 4 Millionen Mann 
berechnet, in Kriegszeiten können sie bis auf 
19 Millionen steigen, und nach einer Anzahl von 
Jahren, falls, wie man glaubt, die neuen Landwehr- 
gesetze vollständig angewendet werden, bis auf 
30. Millionen*). 

Der Krieg, die Zusammenfassung aller mensch- 
hchen Erniedrigung, verkehrt das Werk der fort- 
schreitenden Bildung, und der bewaffnete Friede, 
der die Völker ruiniert, bereitet neue Kriege vor, 
die das Elend vermehren. Unwissenheit, Krieg und 
Armut folgen einander in beständigem Kreislaufe. 

•) Vergleiche Gesetz und Recht in The Statenian's Yearbook 1890. 



152 P«"^ muiidi. 

Neben diesem unsinnigen Wettstreite dauert 
unablässig ein furchtbarer Kampf ums Dasein 
fort, Unzufriedenheit herrscht in allen Ländern. 
Dieser Zustand, der die Welt mit Unruhe und 
Beben erfüllt, muss in einer nahen Zukunft ein 
Ende haben. Entweder muss dies durch eine soziale 
Revolution, die unseren ganzen Weltteil umfasst, 
oder muss es durch Einführung eines geordneten 
Rechtszustandes zwischen den Staaten geschehen. 

Diesen letztgenannten Ausweg haben die ak- 
tiven Friedensfreunde betreten. Sie streben dar- 
nach, dem Volke Mittel in die Hand zu geben, 
dieses Unglück zu entfernen und demselben vorzu- 
beugen. Und sie erwarten, dass die sogenannten 
gebildeten Klassen aufhören werden, passive Zu- 
schauer zu sein. 

Sie finden keine begründete Ursache, dem Ge- 
spötte der Gedankenlosigkeit zu begegnen, hören 
aber stets mit Achtung die Einwendungen an, die 
von aufrichtiger Vaterlandsliebe eingegeben werden. 
In diesem Gefühle gebührt sich's, dass wir uns 
alle einander nähern. Es kommt nur darauf an, 
wie dieses sich äussert, ob wir zusammenwirken 
können oder verschiedene Wege gehen müssen. 

Im allgemeinen nennen wir Handlungen tu- 
gendhaft, wenn sie nicht im Streite mit unseren 
Interessen stehen, wogegen wir sie tadelnswert nen- 
nen, wenn sie auf irgend eine Weise unsere Macht- 
stellung bedrohen. 
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Mit glühender Bewunderung lesen wir von 
den Thaten unserer eigenen Helden, aber unsere 
Bewunderung wird in Verdruss verwandelt, wenn 
die Thaten gegen uns selbst von den Helden an- 
derer Völker ausgeführt werden. Als man in 
Schweden sagte: „Ich bin doch kein Russe", 
sagte man in Russland: „Du beträgst dich, als ob 
du ein Schwede wärest!** Hier ist Unparteilich- 
keit nötig, um vorurteilsfrei urteilen zu können. 
Recht soll Recht sein! Wenn unser sogenannter 
Feind wirklich recht hat, braucht er, in Wahrheit 
gesprochen, nicht deshalb unrecht zu haben, weil er 
unser Feind genannt wird. Und wenn wir ihn be- 
siegen und töten, haben wir hundertfaltig unsere 
entsetzliche Schuld vermehrt. Der Verlust wird 
mit der Zeit ein beiderseitiger. Hier ist jedenfalls 
wenigstens ein Kompromiss nötig, da es selten nur 
der Fehler des einen ist, wenn zwei streiten. 

Aber das Streben, ein ständiges internatio- 
nales Schiedsgericht zu stände zu bringen, kann 
selbstverständlich auf jeden Fall mit der Arbeit 
für die Wohlfahrt des eigenen Landes nicht in 
Streit kommen. Schon das blosse Bewusstsein 
von dessen Dasein sollte ganz natürlich nach und 
nach einen allgemeinen Rechtszustand herbeiführen. 
Und es wäre eine sonderbare Begriffsverwirrung, 
wenn man es flir das Nationalgeflihl herabsetzend 
fände, bei Streitigkeiten mit anderen Nationen sich 
verpflichtet zu wissen, an Gesetz und Recht zu 
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appellieren, da ja der Widerwille dagegen, den Weg 
des Rechts zu betreten, unbedingt der ganzen Welt 
Misstrauen zu der Sache, die man verficht, ein- 
flössen würde. 

Unter dem Einflüsse der Leidenschaften zum 
Schwerte zu greifen, ist dasselbe, wie während des 
Rausches das Messer in die Hand zu nehmen. 
Und es ist eine empörende Ungereimtheit von 
Menschen, die nüchtern wissen, was sie thun, zu 
verlangen, dass sie frohen Mutes zur Schlacht gehen. 
Es wird wohl gesagt, dass ein guter Mann im schweren 
Kampf mit der Pflicht möglicherweise gezwungen wer- 
den kann, eine schlechte Handlung zu begehen, um 
eine noch schlechtere zu vermeiden. Wenn er seinen 
Bruder nicht tötete, würde dieser seinen Vater töten. 
Gehen nun die Helden zum Streite, so sollten ihre 
Scharen die glänzenden Uniformen ablegen und in 
eine dunkle Trauertracht gekleidet werden, die 
besser mit dem übereinstimmte, was wahr und wirk- 
lich ist. Haben sie viele getötet und kommen im 
Triumphe mit dem ehrenreichen Kainszeichen ge- 
schmückt zurück, so zeigen sie in der väterlichen 
Heimat voll Stolz mit dem Finger auf ihren Bru- 
der, der stumm dort im Blute liegt. Man sagt, 
sie haben etwas Grosses ausgeführt; sie werden mit 
Jubel und Ehrenbezeigungen empfangen und dann 
wie Götter in den Annalen der Völker gepriesen. 
Aber diese ganze Anschauungsweise ist falsch, 
wenn Christi Lehre von der Liebe wahr ist. Und 
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wir hätten jenen heidnischen Glauben schon längst 
aufgegeben, wenn nicht so viele wahre und unwahre 
Vaterlandsliebe damit verbunden wäre, die unwahre 
in die hübschen Worte der Eigenliebe und Eitel- 
keit eingehüllt, die leider noch eine grosse Macht 
über leicht bewegliche Gemüter in allen Nationen 
haben. 



In demselben Verhältnisse jedoch, wie der 
Blick, warm von Liebe zum Vaterlande, es wagt, 
in die weite Welt hinauszuschauen, werden die Ver- 
einigungspunkte in der menschlichen Kulturarbeit 
entdeckt, an welcher erfolgreich teilzunehmen dann 
die grösste Ehre wird. 

Die Schranken fallen eine nach der anderen. 
Aber sie werden nicht mit Gewalt niedergerissen. 
Sie werden durch neue Gedanken aus dem Wege 
geräumt, die für eine höhere Auffassung der mensch- 
lichen Würde den Weg bahnen. Die Forschung 
zerstreut unsere Vorurteile und eröffiiet beständig 
neue Einblicke in den inneren Zusammenhang des 
Lebens der Völker. 

Die Bewohner von Europa, sagt Drap er, 
zeigen mehr und mehr ein fortschreitendes Streben 
nach vollständiger Gleichartigkeit. Klima und mete- 
orologische Ungleichheiten werden durch neue Erfin- 
dungen auf künstlichem Wege mehr und mehr ausge- 
glichen, und daraus entsteht eine Aehnlichkeit, nicht 
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nur was Gewohnheiten, sondern auch was physiolo- 
gische Entwicklung betrifft. Erfindungen gleichen 
die Einflüsse aus, denen die Menschen ausgesetzt 
sind, sie werden einem gemeinsamen Mitteltypus 
näher gebracht, und mit dieser grösseren Annähe- 
rung aneinander in der Körperbildung folgt auch 
eine grössere Annäherung der Gefühle, der Sitten 
und der Denkart. 

Von Tag zu Tag vergrössert sich auch die 
ökonomische Interessengemeinschaft Europas. See- 
fahrt, Eisenbahnwesen, Post- und Telegraphen- 
verbindungen werden erweitert. Durch Staats- 
anleihen, Aktien und Wechsel werden die Interessen 
miteinander verknüpft. Deshalb sehen wir die 
Börse, den Barometer des ökonomischen Lebens, 
unsicher werden, wenn ernste Kriegsgerüchte ent- 
stehen — ein sicheres Zeichen davon, dass gemein- 
same ökonomische Bedürfnisse und Krieg einander 
entgegenwirken. 



Es ist ein bemerkenswerter Umstand, äussert 
der oben erwähnte Forscher, dass in beinahe allen 
indogermanischen Sprachen die Familiennamen 
Vater, Mutter, Bruder, Schwester, Tochter einander 
ähnlich sind. Eine solche üebereinstimmung kann 
auch bei den Namen einer grossen Menge all- 
täglicher Gegenstände, wie Haus, Thüre, Stadt, 
Weg u. s. w., wahrgenommen werden. Man hat 
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bemerkt, dass, während diese Beobachtung in Hin- 
sicht auf die Bezeichnung von Gegenständen fried- 
licher Art Stich hält, hingegen viele der Wörter, 
die im Zusammenhange mit dem Krieg stehen, in 
verschiedenen Sprachen verschieden sind. 

Hier liegt vielleicht ein Same der Vorzeit, der 
sich zu einem Zukunftsgewächse entwickeln soll, 
das sich fester gen Himmel emporheben wird als 
der babylonische Turm. 

Meinesteils glaube ich, dass die englische 
Sprache sowohl ihrer kosmopolitischen Natur wie 
auch ihrer grossen Verbreitung wegen schon im 
Begriffe ist, den Uebergang zu einer gemeinsämeii 
Sprache für die Völker zu vermitteln. Seit 1801 
hat, nach Mulhall, ihre Verbreitung um 3107« 
zugenommen, während sich die deutsche um 70®/o 
und die französische um 36 7o vermehrt hat. Vor 
hundert Jahren, sagt Gladstone, sprachen 1 5 Mil- 
lionen englisch, nun sprechen es 150 Millionen, 
und nach einer Berechnung von Barham Zincke 
soll nach weiteren hundert Jahren von wenig- 
stens 1000 Millionen Menschen englisch gesprochen 
werden. 

Wahrscheinlich bekommt er recht. Und dann 
wird man sich nicht nur in Amerika, sondern auch 
tiberall auf unserer Erde mit Ehrfurcht der kleinen 
Puritanerschar erinnern, die, ehe sie an der öden 
Klippe einer fremdeü Küste ans Land stieg , an 
Bord ihrer gebrechlichen „Maiblume" in dieser 
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mangelhaften Sprache ihre zukunftschwere Staats- 
urkunde abfasste, die mit den Worten anfängt: 
„In Gottes Namen mag es geschehen". Die Völker 
werden sich dieser verfolgten, müden, kranken und 
hungernden Leute erinnern, die der Glaube an eine 
erhabene Idee aufrecht erhielt. Dieser Glaube 
war es, der sie während unzähligen Prüfungen und 
Leiden stärkte und sie zu einem Siege ohne Blut, 
aber mit Segen für kommende Geschlechter führte. 

Wenn auch viele von uns nicht auf dieselbe 
Weise wie diese christlichen Helden glauben, müssen 
wir doch in einem materialistischen Zeitalter einen 
starken Glauben an die Macht des Guten haben, 
wenn wir etwas für unsere gute Sache ausrichten 
wollen. 

Sowohl im menschlichen Leben als in der 
äusseren Natur entdecken wir in den wechselnden 
Mannigfaltigkeiten eine Gesetzmässigkeit, welche 
die sicherste Bürgschaft für den schliesslichen Sieg 
der Priedensidee zu sein scheint. 

Aber hierin sehe ich meinesteils eine göttliche 
Weltregierung. 

Und deshalb kann meine Liebe für diese Idee 
nie erlöschen. 
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Nachwort des Verfassers. 



Ueberall beklagen sich die Friedensfreunde 
über die Gleichgültigkeit der gebildeten Klassen 
gegen ihre Bestrebungen. Diese Gleichgültigkeit 
tritt besonders bei den Führern des Volkes, in der 
Presse und auf der Kanzel hervor. Ein merk- 
würdiges Verhältnis ! Worin kann das seinen Grund 
haben? 

Die rohe Gewalt hat ja jetzt nicht viele Ver- 
teidiger. Mit der steigenden Aufklärung ist die 
alte Bewunderung für kriegerische Abenteuer nach 
und nach vor einer höheren Auffassung^ der mensch- 
lichen Würde zurückgetreten. Die Ehre der Arbeit 
langt an, höher geschätzt zu werden, als die des 
Schlachtfeldes. Ein Krieg kann nur gerechtfertigt 
werden, wenn er Notwehr im Kampfe für Freiheit 
und Menschenrecht, und wenn jeder aufrichtige 
Versuch, demselben auszuweichen, an der Unver- 
söhnlichkeit des Gegners gescheitert ist. Jede 
andere Verteidigung des Krieges wäre eine Ver- 
teidigung des Bösen, eine Verteidigung des alten 
Feindes der Völker, der sie in Gefangenschaft und 
Sünde bindet und sie durch den bewaffneten Frieden 
in eine allgemeine Unterdrückung versenkt, die sie 
in Unruhe, Unzufriedenheit und Empörung versetzt. 

Dies wird im allgemeinen im Vereine mit 
ausgesprochenen Wünschen nach einem besseren 
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Zustand der Dinge zugegeben. Aber dabei bleibt es 
gewöhnlich. Die Gleichgültigkeit dauert fort. Und 
da dieses sonderbare Verhältnis bei der Mehrzahl 
der gebildeten Menschen vor allen Dingen nicht 
dem Egoismus zugeschrieben werden kann^ dürfte 
der Erklärungsgrund in trüben Erfahrungen zu suchen 
sein, die gewöhnlich als massgebend für ein rich- 
tiges Urteil angesehen werden, wenn es die Be- 
strebungen für internationales Gesetz und £echt gilt. 

Hier beruft man sich auf die Lehren der Ge- 
schichte. Die blutigen Annalen der Menschheit 
zeugen gegen die Bestrebungen und. Uoflfhungen der 
Friedensfreunde, die für eitle Träume gehalten wer- 
den. Man erkennt gerne an, dass die Völker grosse 
Fortschritte in Kultur und Humanität gemacht 
haben, und einige glauben darin schon den ersten 
Morgenschimmer eines ewigen Weltfriedens zu sehen. 
Aber andererseits scheint die Erfahrung seit Jahr- 
tausenden beständig alle Prophezeiungen von Aus- 
rottung der Kriege und Verbrüderung der Völker 
zu widerlegen und Lügen zu strafen. 

Aus dieser Erfahrung entstehen Missmut und 
Weltverachtung. Und dem geschwächten Glauben 
an die Macht des Guten folgt Gleichgültigkeit gegen 
die Bestrebungen um hohe Ziele. 

Anders kann es nicht sein, solange das mensch- 
liche Leben einseitig nur stückweise oder als zu- 
sammengestoppeltes Flickwerk betrachtet wird ; 
wenn die verschiedenartige Thätigkeit der Menschen 
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für ihr Dasein, statt unter den Augen des Beobach- 
ters zusammengeordnet zu werden, als mit sich 
selbst streitend und unvereinbar aufgefasst wird; 
wenn die einzelnen Nationalitäten anders betrachtet 
werden, denn als ein Uebergangsstadium in der 
menschlichen Entwicklung. 

Sieht man dagegen im gemeinschaftlichen Leben 
der Völker ein umfassendes Ganzes, das sich wie 
die äussere Natur nach ewig geltenden Gesetzen 
entwickelt, ohne die geheimnisvollen Gebiete des 
Seelenlebens anzutasten, so wird die HoflEnungs- 
losigkeit weichen und die Welt sich in einem neuen 
Lichte zeigen. 

Die Geschichte darf nicht mit Krieg und Kriegs- 
politik ausgefüllt werden. Ihr Stoffvorrat ist bis 
jetzt viel zu klein gewesen. Die Männer der Wissen- 
schaft können ihr neue Stoffe von allen Gebieten 
der Forschung zuführen. Dann wird der Vorrat 
beständig wachsen. In demselben Masse, wie dieser 
von den wahren Geschichtschreibern zu einer Ein- 
heit zusammengefasst und unparteiisch unter all- 
gemeinen Gesichtspunkten dargestellt wird, könnte 
es für einen jeden, ohne specielle Kenntnisse, immer 
mehr möglich werden, den vernünftigen Zusammen- 
hang in der Arbeit der einzelnen Völker und dem 
Ringen nach einem gemeinsamen Ziele in grossen 
Zügen zu überschauen. 

Selbständige Forscher haben einige historische 
Arbeiten in dieser Richtung geschrieben, die jedoch 

Pax mundi. \\ 



162 Pft^ inuiidi. 

nur als einleitende Beiträge zu einer Geschichte 
der Menschen in dem umfassenden Sinn, wie hier 
angedeutet, betrachtet werden können. Eine solche 
Geschichte dürfte in ihrem vollen Umfang noch 
nicht geschrieben sein. Wenn sie aus der Hand 
des Meisters kommt, wird sie wahrscheinlich die 
Anerkennung der gebildeten Welt gewinnen und 
dadurch die Bestrebungen der Friedensfreunde in 
hohem Grade fördern. 



Als anspruchslose Ftirsprecherin für das Bedürf- 
nis eines solchen wissenschaftlichen Befreiungs- 
werkes würde ich meinesteils gerne eine Geschichte 
der Friedensidee schreiben, wobei ich gewissenhaft 
versuchen würde, den Einheitsgedanken in einer 
vergleichenden Darstellung nach seinen allgemein 
kennzeichnenden Hauptzügen, nämlich nach den 
Leistungen der verschiedenen Völker für die mensch- 
liche Kultur anzuwenden. 

Um vom Grund aus das Richtige meiner Ver- 
fahrungsweise zu beweisen, würde ich mit einer zu- 
sammenfassenden Uebersicht der B/Csultate mehrerer 
Gebiete der Forschung anfangen: der vergleichen- 
den Sprach- und Religionswissenschaft, Altertums- 
forschung, Wissenschaft von den Grundformen des 
socialen Lebens u. s. w. , wobei ich mich hüten 
würde, die Grenzen meiner Aufgaben zu über- 
schreiten. Schon in einer solchen Uebersicht dürften 
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wissenschaftlich begründete Beweise für die Kultur- 
gemeinschaft, besonders bei den Völkern Europas, 
mitgeteilt werden — für jene gemeinsame Erbschaft, 
die schon Kant für eine Bürgschaft des ewigen 
Friedens erklärte. 

Dann würde ich in Schilderungen der Wohl- 
thäter der Menschheit und ihrer Werke alles an- 
schaulich zu machen suchen, was im Leben der 
Völker besteht und was vergeht, was einigt und was 
trennt, wobei ich logisch zu dem Schlusssatze geleitet 
würde, dass das Bestehende und Einigende, das, was 
darauf ausgeht, den Menschen zu erhöhen und zu 
vervollkommnen — das Schöne und Gute, Religion 
und Sittlichkeit, Kunst und Wissenschaft — , dass 
alles dieses seiner wahren Natur nach international ist» 

Weiter würde ich in einer Reihe von Kultur- 
skizzen den Fortschritten der Völker in Wohlstand 
und Humanität zu folgen suchen und zeigen, wie 
sie gestrebt haben und noch darnach streben, sich 
von der Sklaverei zur Freiheit, von der Roheit 
und UnverträgHchkeit zur Milde und Gerechtigkeit 
emporzuheben, wie die friedhchen Verbindungen 
zwischen den Völkern sich immerfort durch Handel 
und Verkehr unerhört vermehren, und wie dieses 
durch eine internationale Arbeit und deren Mittel 
bedingt ist, nämlich durch die lange Entwicklungs- 
kette von unten herauf, von der einfachen steinernen 
Gerätschaft bis zu den mechanischen Wunder- 
werken unserer Zeit. 

11* 
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Zuletzt würde ich in einer zusammenfassenden 
Darstellung der umgestaltenden Gedanken der neuen 
Zeit zu beweisen suchen, dass die Völker in unseren 
Tagen anfangen, für die Friedensidee zu reifen. 
Dieser Abschnitt würde eine kleine Geschichte 
hauptsächlich des internationalen Vereinigungs- 
wesens unserer Zeit werden, der Kongresse der 
Grossmächte, der Staatsassociationen , wie Welt- 
postvereine und anderer, Weltausstellungen, der 
internationalen Vereine für Verkehr, Handel und 
Industrie, für Kunst und Wissenschaft, sociale 
Fragen, Gesundheitspflege und Unterricht, fiir 
Massigkeit, Sittlichkeit und Humanität u. s. w., so- 
wie schliesslich der europäischen und amerika- 
nischen Friedensvereine und deren Thätigkeit. Im 
Zusammenhange hiermit dürfte es sich zeigen, dass 
trotz des blutigen Scheines gegen eine solche Auf- 
fassung die Kriegsursachen sich vermindert und 
das Völkerrecht bedeutende Fortschritte gemacht 
haben; dass die europäischen und amerikanischen 
Parlamente eine stets wachsende Anzahl von aktiven 
Friedensfreunden in sich fassen; dass sich mehrere 
dieser Versammlungen für ein internationales Schieds- 
gericht zur Beilegung von Streitigkeiten zwischen 
den Völkern ausgesprochen haben; dass die Idee der 
NeutraHtät für kleinere Staaten, allgemein zugäng- 
liche Gewässer und bestrittene Länderteile mehr 
Anerkennung und Anwendung gewonnen hat und 
immer noch gewinnt; dass drohende Streitfragen 
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zwischen den Nationen bei vielen Gelegenheiten in 
.den neuesten Zeiten durch ein Schiedsgericht bei- 
gelegt worden sind; dass jetzt ohne zögernde Be- 
dachtsamkeit , verwickelte Vorbereitungen und an- 
dere grosse Schwierigkeiten kein Krieg angefangen 
wird; und dass wir uns Schritt für Schritt der 
Zeit nähern, wo die äusseren Interessen oder Ver- 
hältnisse jedes zu unserem Weltteil gehörenden 
Staates bezüglich eines anderen oder anderer euro- 
päischer Staaten durch die Macht der Verhältnisse 
wie eine europäische Angelegenheit behandelt wer- 
den müssen, die zu erledigen in letzter Instanz 
einem Kongress oder höchsten Rat der Staaten 
zukommt. 

Das Ganze würde eine Erzählung vom Guten 
und den sich langsam klärenden Aussichten auf die 
Herrschaft über die Welt werden. Da es zu einem 
solchen Zwecke nötig wäre, der Entwicklung des 
Kampfes der Völker um ihr Dasein, ihrer Arbeit 
und ihrem Hingen um scheinbar verschiedene Ziele 
nachzugehen, glaube ich, dass diese Erzählung eine 
kleine Weltgeschichte würde, die gegen die finstere 
Lehre des Pessimismus bezeugen könnte, dass „wir 
Gott nicht mit unseren Augen sehen, aber in 
unseren Herzen erkennen". 



Mangelhafte Erfahrung über die zu überwin- 
denden Schwierigkeiten bewirkt, dass man laicht 
seine eigenen Kräfte überschätzt. Je geringer diese 
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Erfahrung, desto höher werden gewöhnlich die Auf- 
gaben gestellt und desto grösser sind die Hoff* 
nungen auf Erfolg. Was mich betrifft, will ich 
nicht höher zu fliegen suchen, als mich die Flügel 
tragen, wenn ich mich auch darauf zu verlassen 
wagte, dass die Liebe zur Sache meine Kraft 
stärken würde. 

Angenommen indessen, dass ich wirklich meine 
Aufgabe lösen sollte und dass es mir gelänge, 
deutlich zu zeigen, dass der Weltfriede nicht nur 
ein schöner Traum, sondern etwas mit Naturnot- 
wendigkeit zur Wirklichkeit Reifendes ist, dem 
sich die Völker auf getrennten Wegen beständig 
nähern, — was wäre eigentlich damit gewonnen? 

Ich denke, dass eine solche Arbeit zur Nach- 
folge mahnen könnte. Wir dürften mehrere und 
bessere Arbeiten zu demselben Zwecke erhalten. 
Eine wertvolle Priedenslitteratur würde ans Tages- 
licht kommen. Die alte Geschichtschreibung käme 
dann in Misskredit. Die noch gebräuchlichen 
historischen Lehrbücher, die überall das erwachende 
Vaterlandsgefühl missleiten, würden gegen andere 
vertauscht werden, die die Jugend ihr Land lieben 
lehrten, ohne die Brüdervölker gering zu achten. 
Lehrer, Prediger und Publicisten würden anfangen, 
der Friedensidee ernste Aufmerksamkeit zu widmen. 
Das alte Dogma vom ewigen Dasein des Krieges 
würde verschwinden und durch einen aufrichtigen 
Glauben an die Verwirklichung der Friedensidee 
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ersetzt werden. Mit dem neuen Glauben würde 
ein neuer Wille folgen. Nach und nach würde 
m^n zu der Gewissheit kommen und seine Hand- 
lungen nach der Ueberzeugung richten, dass Krieg 
im wahren Interesse aller Völker unbedingt ver- 
mieden werden und zuletzt für immer aufhören muss. 
Wenn meine Arbeit nur in geringem Grade 
dazu beitragen könnte, die Gesinnungen nach dieser 
Richtung hinzuleiten, dürfte sie auf jeden Fall 
nützlich werden. 

Stockholm, den 10. August 1892. 

K. P. Arnoldson. 
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Chronik der Friedensbewegung 

vom Juni 1892 bis Mai 1896. 



1892. 

19. Juni. Von der dänischen Friedensgesellschaft auf dem 
Himmelberg in JQtland veranstaltete Versamm- 
lung, welcher bei 15 000 Menschen beiwohnen. 
Björnstjerne Björnson hält die Festrede: 

y^Nehmt nun diese unsere Friedenssache als 
euere Sammelsache, Wir müssen solchen Wogen' 
gang darin haben, dass es hineinspritzt bis in 
die Fenster des oberen Stockwerks,^ 

Juni. Cliristianla. Der Stortliing bewilligt mit 91 

gegen 19 Stimmen eine Beisesubvention von 
2400 Kronen für drei zur Interparlamentarischen 



*) Da zwischen der Veröffenüicliang des Originals und derjenigen 
der vorliegenden Uebersetzung ein mit vielen einschlägigen Ereignissen 
gefüllter Zeitraum von vier Jahren liegt, so schien es mir angezeigt, dem 
Bache einen kurzen Anhang beizufügen, der über die inzwischen durch- 
laufenen Phasen der Bewegung, sowie über die Symptome der in dieser 
Richtung sich bildenden öffentlichen Meinung einigen Ueberblick gewährt. 
Auf Vollständigkeit erhebt diese Chronik keinerlei Anspruch ; ich konnte 
nur anführen , was zu meiner persönlichen Kenntnis gelangt war , und 
auch davon musste — sollte dieser Anhang nicht zu einem Bande an- 
wachsen — ein erheblicher Teil wegbleiben. 

B. Suttner. 
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Konferenz nach Bern zu entsendende Ab- 
geordnete. 
22. August. Eröffnung des IV. Weltfriedenskongresses in 
Bern (Bundespalais). Bundesrat Louis Ruchonnet 
begrüsst die Kongressisten im Namen der Ber 
gierung und eröffnet die Verhandlungen mit 
einer Ansprache, in welcher er einleitend auf 
die drei vorhergehenden Kongresse (Paris 1889, 
London 1890, Rom 1891) hinweist: 

„. . , ^ir, die Mitglieder dieses Kongresses , 
wollen, dass Gerechtigkeit walte zwischen den 
Völkern, wie Gerechtigkeit zwischen den Bürgern 
geschaffen wird . . . Die Friedensliga hat eine 
grosse Anklageakte gegen den Krieg formuliert , . . 
Wir haben die Zahl für uns. Wir haben die 
Bauern, die Arbeiter, die Männer des Rechts — 
wir haben auch die Frauen für uns. Bilden 
wir Gesellschaften für den Frieden, vereinigen 
wir dieselben, und schaffen wir so die wahre 
öffentliche Meinung, Die Regierungen werden — 
vielleicht bälder, als wir glauben — glücklich 
darüber sein, die Stimme dieser öffentlichett 
Meinung zu hören. Der Tag wird kommen, 
an welchem ein ständiges Gericht über die 
Streitfälle der Völker entscheiden zvird," 
29. August. Eröffnung der IV. Interparlamentarischen Kon- 
ferenz in Bern (Bundespalais). Empfangs- 
ansprache durch Bundesrat Numa Droz. National- 
rat Gobat übernimmt den Vorsitz. 

„Die Interparlamentarische Konferenz muss 
eine auf fester Grundlage beruhende Institution^ 
ein Räderwerk des Mechanismus werden, welcher 
die Staatsbewegung lenkt, ^ 

(Die Verhandlungen und Beschlüsse der 
beiden Versammlungen sind in den betreffenden 
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Protokollen — erhältlich durch die Berner 
Centralämter — vollinhaltlich niedergelegt.) 
14. Sept. Der 20. Jahrestag des Alabama-Schiedsspruches. 
Bei diesem Anlass wird in einer zu Genf ab- 
gehaltenen Feier folgende Stelle aus dem von 
der französischen Akademie preisgekrönten Buch 
Michel Revon „L*arbitrage , son pass6, son 
prösent et son avenir", citiert: 

,, Wenn ein Fremder das Rathaus von Genf 
besucht, so zeigt man ihm einen kleinen dunklen 
Saal^ wo sein Geistesauge dennoch einen hellen 
Lichtglanz flattern sieht : es ist der Alabama- 
saal. Kein Mann des Gesetzes kann diesen 
Raum ohne Bewegung betreten y denn hier 
war^s, dass eine der gross ten Schwierigkeiten 
des y ahr hunder ts gelost tvorden ist, dank dem 
einfachen gesunden Menschenverstand fünf 
vernünftiger Männer, Auf deren Schreibtische 
haben drei oder vier Tintenzeuge das Ver- 
giessen von Strömen Bluts verhindert; auf 
diesen Bänken hat eine gedrängte Menge defi 
Sieg der Gerechtigkeit über die Gewalt bejubelt: 
hier war es endlich, knapp nebenan, wo auf der 
berühmten Hohe y^La TreilW die Kanonen- 
salve des 14, Septembers 1872 den Ausspruch 
der Sentenz verkündete, und wo — dies eine 
Mal — aus dem eisernen Rachen die Stimme des 
Rechts in die Welt gedonnert ward,'^ 

30. Sept. Bankett, gegeben in Interlaken von der Schwei- 
zer Begierung zu Ehren der Teilnehmer der 
Konferenz. Auf den Toast zur Versöhnung 
der Nationen stosst der Vicepräsident des 
Deutschen Reichstags, Dr. Baumbach, mit Fred6ric 
Passy an. Bundesrat, nachmaliger Bundes- 
präsident Schenk spricht: 
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„ Wir sind stolz und glücklich^ die Mitglieder 
der europäischen Parlamente bei uns zu sehen; 
aber weit glücklicher und stolzer werden wir 
an dem Tage sein^ wo die Minister aller 
Nationen mit offiziellen Vollmachten versehen 
sich hier zusammenfinden werden ^ um einen 
allgemeinen Vertrag des permanenten Schieds- 
gerichts zu unterfertigen. Und dieser Tag 
wird kommen,^' 

19. Okt. Frödöric Bajer und 8 Genossen melden im 
dänischen Folketing folgende Motion an: 

,,Das Folketing spricht seine Zustim- 
mung zu dem Princip permanenter Schieds- 
gerichts vertrage aus und fordert die Regie- 
rung auf, eine günstige Antwort auf die 
von Seiten der Vereinigten Staaten von 
Nordamerika vom 23. Oktober 1891 er- 
gangene Einladung zu erteilen. Ferner 
fordert das Folketing die Begierung auf, 
mit anderen Staaten ähnliche Verträge 
anzubahnen, insbesondere mit den übrigen 
nordländischen Regierungen in dieser Rich- 
tung Verhandlungen einzuleiten." 

10. Nov. Akademischer Friedensverein an der Universität 
Wien. Doktorand Stecke!, welcher als Delegierter 
dem Berner Kongresse beigewohnt, erstattet 
hierüber einer Studentenversammlung Bericht. 

21. Nov. Der Antrag Bajer wird vom Folketing an- 
genommen (s. 19. Oktober). 

7. Dez. Erste Jahresversammlung der Oesterreichischen 

Geselischaft der Friedensfreunde Wien. Unter 
den zahlreichen verlesenen Zuschriften aus 
allen Ländern langt ein Brief vom Präsidenten 
des Storthing ein, worin es heisst: 
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„In Norwegen sind die grosse Mehrzahl 
des Volkes, die Eegierung und die National- 
versammlung bereit, mit allen den Ländern, 
die dazu willig sein wollten, dauernde 
Schiedsgerichtsyerträge abzuschliessen.^ 
24. Dez. In seiner Weibnachtsansprache an das Kar- 
dinalskollegium drückt Papst Leo XIU. seinen 
entschiedenen Wunsch aus, dass eine inter- 
nationale Abrüstungskonferenz zusammentreten 
möge. 
27. Dez. Paris. Imposante Feier des 70. Geburtstags 

Louis Pasteur's. Der Jubilar sagt: 

y^Die Wissenschaft und der Friede werden 
über Unwissenheit und Krieg triumphieren* 
Die Völker mögen sich darüber verständigen^ 
nicht zu zerstören^ sondern zu schaffen,^ 



7. Januar. 



25. Januar. 



1893. 

Bei dem von der Unione Lombarda ((Mailand) 
zu Ehren aller Mitarbeiter des Almanachs für 
1893 „Giü le armi" veranstalteten Bankett 
sagte in seiner Festrede Edmondo de Amicis: 

y^Immerhin! . . . fachet nur weiter die 
patriotischen Eitelkeiten an^ erwecket die alten 
Zwistigkeiten, richtet die Schranken gegen den 
Handel aufs neue auf, bedecket die Grenzen 
mit Festungswerken . . . Was hilft es ? Es 
giebt keinen Damm, der den grossen Strömen 
Einhalt gebietet, welche sich im Ocean ver- 
einen. Und die civilisierten Volker strömen 
einander zu, durch eine Kraft getrieben, der 
nichts wider steht, '^ 

Wien. Gründung — als Tochterverein der öster- 
reichischen Gesellschaft der Friedensfreunde — 
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eines „Litterarisch-geselligen Friedensvereins", 

der es sich zur Aufgabe stellt, die Friedens- 
ideen durch künstlerische Darbietungen, Vor- 
träge etc. zu verbreiten. 
26. Januar. Die geographische Gesellschaft zu Lissabon 
errichtet auf Anregung einiger ihr angehörenden 
Parlamentsmitglieder (de Paiva, de Castro u. a.) 
eine Sektion zur Pflege der Friedens- und 
Schiedsgerichtsidee. 
80. Januar. Im österreichischen Parlament Rede des Ab- 
geordneten Solcol zu Gunsten der Friedensidee 
im Jugendunterricht. 

„Wenn alle Yolkserzieher sich zu dem 
Zwecke verbinden möchten, um für die 
Zukunft die Kriege von den Völkern abzu- 
wenden, so wäre dieses Bemühen gewiss 
edler und segensreicher, als das einfältige 
Vorschwätzen, dass die Völker ihren Ruhm 
durch die Kriege begründen könnten. 
Februar. Abgeordneter Lieber (Centrum) im Deutschen 
Reichstage zur Militärdebatte: 

y^In diesem Dreibunde haben wir ja zweifel- 
los eine gewaltige utid, wie ich gern annehme^ 
eine noch auf lange sichernde Gewähr des euro- 
päischen Friedens, Aber, meine Herren, es müsste 
danach gestrebt werden, den Weltfrieden auf 
noch breiteren, intertiationalen Grundlagen zu 
sichern. Es würde eine schöne und grosse 
Aufgabe des neuen Kurses sein, eine Aufgabe, 
deren Losung ihn weit über alle früheren 
Triumphe höbe, wenn er von dem Bismarckschen 
Gewaltboden auf einen neuen europäischen 
Rechtsboden überzutreten und zu ganz Europa 
überzuführen die Weisheit und die Kraft 
hätte.'' 



Chronik der Friedensbewegung. 1893. 175 

11. März. Zur Internationalen Sanitätskonferenz zur 
Abwehr der Cholera (Dresden) überbringt einer 
der Teilnehmer eine Adresse des Internationalen 
Friedensbureaus von Bern: 

„Der Grundsatz des gemeinsamen Kam- 
pfes der ganzen Menschheit gegen die sie 
bedrohenden Geissein ist es, der die ver- 
nünftigste und sicherste Richtung abgiebt, 
um unsere Zeit einer besseren Zukunft 
entgegenzuführen. Möge Ihr Werk fruchtbar 
au praktischen Erfolgen sein; dasselbe 
hängt mit dem Friedenswerk zusammen, 
denn das wirksamste Agens der von Ihnen 
bekämpften Seuchen ist ohne Zweifel der 
Krieg, und dieser ist es, den wir bekämpfen 
im Namen der Gerechtigkeit und der Mensch- 
Hchkeit.« 
15. März. Bede des Abgeordneten Dr. Peez im öster- 
reichischen Parlament, zu Gunsten der Ein- 
führung der Schiedsgerichtsklausel in die 
Handelsverträge. Daran anknüpfend die Erkennt- 
nis vom Zusammenhang dieser scheinbar so 
einfachen Massregel mit der grossen Politik 
und mit den in Europa herrschenden zerklüfteten 
Zuständen : 

„Wenn schon Montesquieu über Büstungen 
und Steuerdruck klagen konnte, was würde 
er heute sagen! Ich bin weit entfernt zu 
verlangen, dass unser Staat allein den 
Anfang mit der Abrüstung mache; aber 
nichtsdestoweniger sind auch wir verpflichtet, 
an den allgemeinen und immer deutlicher 
hervortretenden Bestrebungen mitzuwirken, 
diesen Dingen doch endlich einmal ein Halt 
zuzurufen!" 
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18. März. Die Norweger Parlamentarier haben begonnen, 
sich mit der Organisation der nach Ghristiania 
eingeladenen V. Interparlamentarischen Kon- 
ferenz zu beschäftigen. Zu den aus Bern über- 
wiesenen Gegenständen soll wieder ein Antrag 
hinzukommen betreffend einen europäischen 
Zollverein. 
20. März. Der von der Londoner Peace Association aus- 
gesetzte Preis von 50 ^ Sterling für das beste 
Kapitel über Krieg und Frieden für Schul- 
lektüre wird Herrn A. S§ve, Lehrer in Frank- 
reich, zugeteilt. 
29. März. Kopenhagen. Eine Deputation des dänischen Frie- 
densvereins überreicht eine mit 240 000 Unter- 
schriften versehene Adresse. Der König er- 
widerte, er teile den Wunsch, dass die Elriege 
verschwinden mögen. Es wäre aber fruchtlos, 
wenn er die Initiative ergreifen wollte. Wenn 
sich jedoch eine grosse europäische Macht an 
die Spitze einer solchen Bewegung stellte, so 
würde der König und die Regierung Dänemarks 
sicherlich nachfolgen. 
Mai. Das Bern er Bureau richtet an den Bundesrat 

ein Gesuch, des Inhalts: 

„Geben Sie ein schönes Beispiel, indem 
Sie den grossen humanitären Gedanken, 
welcher in den Bestrebungen der Friedens - 
gesellschaften zum Ausdruck kommt, be- 
jahen; und um dieser Bejahung eine prak- 
tische Grundlage zu geben, wolle die 
Regierung dem Internationalen Friedens - 
bureau, welches, gesetzlich im Handels- 
register eingetragen und mit juristischer 
Persönlichkeit versehen, dazu dient, alle 
verschiedenen Gruppen, deren Bestrebungen 



Chronik der FriedensbeweguDg. 1893. 177 

jenem grossen humanitären Fortschritt gel- 
ten, ständig miteinander zu verbinden, eine 
kleine staatliche Subvention gewähren." 
19. Mai. Rom. Marchese Pandolfi hält in der Kammer 
eine Rede, in der er die Unhaltbarkeit der 
Eüstungspolitik auseinandersetzt und die For- 
derungen und Ziele der internationalen Friedens- 
bewegung formuliert. Auf die hieran geknüpfte 
Interpellation antwortet der Minister des 
Aeussern, Brin, indem er den Friedensgesell- 
schaften und ihrer Propaganda seinen Beifall 
zollt: Der ehrenwerte Pandolfi könne sicher 
sein, stets die Unterstützung der Regierung 
bei diesem, dem tiefen Friedenswunsch Italiens 
entsprechenden moralischen Werke zu finden. 
Auf. Juni. Das neu entworfene Programm der Volkspartei 
in Württemberg, Baden und Bayern nimmt 
folgenden Passus auf: 

„Die Volkspartei ist eine Partei des 
Friedens. Sie erkennt in jedem Kriege 
eine verdammenswerte Schädigung aller 
Kultur- und Freiheitsinteresseu und wird 
daher alle Bestrebungen unterstützen, welche 
auf friedlichen Ausgleich der zwischen den 
Nationen entstehenden Streitigkeiten ab- 
zielen." 
Auf. Juni. Iii Mailand konstituiert sich ein akademischer 

Friedens verein. 
1. Jani. Der russische Maler Wereschtschagin veröffent- 
licht in der Bevue „Die Waffen nieder'^ einen 
Originalaufsatz „Aus den Erinnerungen eines 
Schlachtenmalers". Darin heisst es: 

„Man hat mir oft Vorwürfe gemacht, 
dass ich den Krieg von^der schlechten, 
abstossenden Seite dargestellt habe — als 

Pax mandi. 12 
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ob der Krieg zwei Seiten, eine angenehme 
und eine andere nnschöne und abstossende 
hätte! Ich hatte Gelegenheit, über diese 
romantisch, gewöhnlich von den höheren 
Gesellschaftsklassen herrührende Beurteil 
lung des Krieges mit solch kompetenten 
Hichtern in dieser Sache, wie Prinz Georg 
von Sachsen und weiland Prinz Friedrich 
Karl von Preussen, zu sprechen, und deren 
Antworten waren kurz: 

,Das alles behaupten Leute ^ welche den 
wirklichen Krieg nicht kennen,*^ 

10. Juni. Die schwedische Friedensgesellschaft setzt einen 
Preis von 1000 Frs. für die beste Antwort auf 
die Frage aus: 

Wie kann eine kräftige internationale 
Kundgebung, die gehörig gegen die herr- 
schende Büstungsraserei protestiert, auf pas* 
sendste Weise hervorgerufen werden? 
12. Juni. Franlcfurt a. M. Dr. H. Rössler, Vorstandsmit- 
glied der Frankfurter Friedensgesellschaft,, 
spricht in einer politischen Versammlung zur 
Militär vorläge : 

„Es handelt sich um die Entscheidung 
der Frage: Soll immer und immer auf diesem 
Wege fortgefahren werden, oder soll endlich 
einmal — wonach die ganze Welt dürstet 
— mit diesen ewigen Rüstungen, die das 
Mark des Volkes aufzehren, Einhalt ge- 
schehen? Unser Programm enthält den Satz> 
,Wir sind eine Partei des Friedens.* Darauf- 
hin verlangen wir von unseren Abgeordneten^ 
dass sie sich den interparlamentarischen 
Gruppen anschliessen. In dieser Institution^ 
welche eine immer grössere Wichtigkeit 
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zu erlangen verspricht, sehen wir für die 
Zukunft eine viel sichere Gewähr für die 
Bewahrung des Friedens, als in einem gros- 
sen Kriegsheer. 

12. Juni Madrid. Der Antrag des Senators A. de Marcuarto : 
„Die Kegierung solle ermächtigt werden, mit 
den civilisierten Staaten Schiedsgerichtsver- 
träge abzuschliessen", wird dem Senate neuer- 
dings eingereicht und ist mit folgenden Unter- 
schriften versehen : Bischof von Salamanca ; 
L. M. de Pando, Generallleutenänt ; C. Nunez, 
Vicepräsident des Senats ; Marquis de Arlanza ; 
Duque de Vistahermosa ; Conde de Conga Ar- 
guelles. 

16. Juni. Randal Cremer bringt im Unterhause den An- 
trag ein, die englische Regierung möge den 
vom amerikanischen Kongress angeregten Ver- 
handlungen über ständige Schiedsgerichtsver- 
träge ihre Mitwirkung leihen. Der Antrag 
wird von Giadstone (der die Sache noch durch 
Einsetzung eines Völkertribunals erweitert sehen 
wollte) unterstützt und hierauf einstimmig an- 
genommen. Der Schatzkanzler Harcourt er- 
klärte feierlich, es werde hiermit in die Annalen 
des Hauses einer der wichtigsten Beschlüsse 
eingetragen, die jemals hier gefasst worden 
seien. 

80. Juni. Die 12. Jahresversammlung der „International 
Arbitration and Peace Association" (London) 
wird vom Minister Sir Stansfeld präsidiert. 

10. Juli. An der Hochschule von ZQrich tritt ein aka- 
demischer Friedensverein ins Leben. (Gegründet 
von Wundsam.) 

14. Juli. Zur Feier des 117. Gedenktages der Unabhängig- 
keitserklärung hält auf Einladung der Stadträte 

12* 
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von Philadelphia der Rechtsanwalt Dr. Beck 
die Festrede unter dem Titel „Lay down your 



arms*'. 



10. August. Auf dem Sozialistenkongress in Zürich wird 
der Antrag der Holländer : „Allgemeine Arbeits- 
einstellung und Militärstrike nach erfolgter 
Kriegserklärung^ abgelehnt , dagegen einer 
gegen den Chauvinismus gerichteten Kesolution 
folgender Satz angefügt; „Der Kongress ver- 
langt ferner, dass seine Parteien alle Gesell- 
schaften, die den allgemeinen Frieden anstreben, 
unterstützen sollen.^ 

14. August. Chicago. Eröffnung des 5. Weltfriedenskon- 
gresses im Regierungsdepartement der Kolum- 
bischen Weltausstellung. (Siehe Protokoll.) 

16. August. Spezialkonferenz des Chicagoer Friedenskon- 
gresses : Die Church-Association beschliesst eine 
Petition der verschiedenen christlichen Körper- 
schaften zu Gunsten der Schiedsgerichte an die 
Regierung einzureichen. 

20, August. Im „Parlament der Religionen" (Chicago) wird 
von den Vertretern sämtlicher Bekenntnisse 
die Brüderschaft des Menschengeschlechts und 
die Abschaffung des Krieges als einigendes 
Ziel anerkannt. 

24. Sept. Versammlung der Deutschen Volkspartei in 
Mainz. Die Sektion Nürnberg macht den Vor- 
schlag, dass jene Abgeordnete, welche Anhänger 
der Friedensidee sind, einen Antrag auf Ab- 
änderung der Verfassung stellen sollen, in dem 
Sinne, dass jede Kriegserklärung vom Reichs- 
tag auszugehen habe und nur mit Zweidrittel- 
majorität beschlossen werden könne. Ein zweiter 
Vorschlag lautete dahin, die Abgeordneten mögen 
die Einberufung einer internationalen offiziellen 
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Konferenz verlangen zur Verhandlung der Fried- 
fertigungs- und Abrüstuugsfrage. 

10. Okt. Da die Interparlamentarische Konferenz, welche 
von der norwegischen Begierung eingeladen 
worden war, die diesjährige Versammlung ab- 
zuhalten, dort wegen plötzlich eingetretener 
Ministerkrise nach stattgefundenem Regierungs- 
wechsel nicht zusammentreten konnte, so musste 
die Konferenz ausfallen, und statt dessen kom- 
men die Mitglieder der Kommission zu einer 
Reihe Von Sitzungen in Brüssel zusammen. Die 
Teilnehmer werden vom Ministerpräsidenten 
Beernaert empfangen und erhalten von selten 
der holländischen Kammer die Einladung, die 
V. Interparlamentarische Konferenz in Haag 
abzuhalten. 

12. Okt. Im Namen der in Brüssel versammelten Kom- 
mission des Interparlamentarischen Amtes rich- 
tet der französische Senator Trarieux ein Dank- 
schreiben an Gladstone mit Bezug auf die vom 
englischen Premier gegebene Anregung, dass 
ein Internationales Tribunal errichtet werde. 

17. Nov. Der Schweizer Bundesrat verleiht dem Berner 
Friedensbureau eine offTzielle Subvention von 
jährlich 1000 Frs. 

12. Dez. Erste Jahresversammlung der deutschen Frie- 
densgesellschaft in Berlin. 

19. Dez. München. Fürst Löwenstein stellt in der baye- 
rischen Kammer einen Antrag auf Abrüstung 
und Schiedsgericht. 

1894. 

1. Januar. Der Präsident Carnot sagt beim Neujahrs- 
empfang des diplomatischen Corps: 
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,,5i>, meine Herren, weihen sich derselben 
edlen Sache wie wir ^ indem Sie Ihre Be- 
mühungen der Aaaäherung aller Nationen 
widmen. Unser intiigster Wunsch ist es, dass 
das beginnende Jahr alle unsere Hoffmingen 
auf Gedeihen der Wohlthaten des Friedens und 
der internationalen Einigung in Erfüllung 
gehen lasse,'^ 

Januar. München. In der Kammer beantragt Abgeord- 

neter Datier (Centrum), die Reicbsregierung 
möge Scbritte zur Errichtung eines internatio- 
nalen Schiedsgerichts veranlassen. Sozialist 
Vollmar und Bauernbündler Ratzinger unter- 
stützen diesen Antrag. 

Paris. Frödöric Passy und Senator Trarieux 
veranstalten im Monat Januar drei öffentliche 
„Conferences" über die Friedensfrage. 
Wien. Vortrag im Klub der österreichischen 
Eisenbahnen. (Ritter von Kautsch.) 
Mailand. Von dem Kalender der Unione Lom- 
barda „Giü le armi" (mit Beiträgen von Gu- 
bernatis, Amicis, Ada Negri u. a) werden 
30 000 Exemplare von grossen industriellen 
Häusern angekauft und unter den Bediensteten 
verteilt. 

Januar. Das Municipium der Stadt Reims tritt der 

Pariser „Societ6 de Paix et d'arbitrage" in cor- 
pore bei. 
1. Februar. Die Kevue „Die Waffen nieder" veröffentlicht 
einen der Kedaktion vom Herzog Elimar von 
Oldenburg zur Verfügung gestellten Brief des 
Prinzen Peter von Oldenburg an den Fürsten 
Bismarck im Interesse der Abschaffung des 
Krieges. Dieser Brief machte die Bunde durch 
die meisten deutschen und ausländischen Blätter. 



Januar. 



10. Januar. 



10. Januar. 
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8. Februar. Wien. Trauerkundgebuug des Wiener akade- 
mischen Friedensvereins für Professor Billroth, 
der kurz vor seinem Tode dem Verein als Mit- 
glied beigetreten war. 

Februar. In der belgischen Kammer sagt der Minister 
des Aeussern, Herr Merode, dass Belgien als 
neutrale Macht die Grossmächte nicht direkt zur 
Abrüstung auffordern könne, dass es aber jeder- 
zeit bereit sei, die Bestrebungen der Friedens- 
gesellschaften zu unterstützen. 

Februar. Aus Caprivi^s Rede in Danzig: 

jfN^ach kriegerischem Ruhm trachten wir 
nicht ; wir wollen mir Kulturatif gaben lösen^ 
das friedliche Zusammenleben der Volker er^ 
leichtern, die europäischen Kräfte zusammen- 
schliessen für eine spätere Zeity wo es einmal 
notwendig sein sollte, im Interesse einer grossen 
gemeinsamen Wirtschaftspolitik eitlen grossen 
Komplex von Staaten gemeinsam zu umfassen.** 
Uärz. Bern. Gründung einer internationalen Union 

behufs Veröffentlichung aller Staatsverträge. 
März. General Gossler aus dem preussischen Kriegs- 

ministerium veröffentlicht im „Militärischen 
Wochenblatt" einen Artikel, worin er den 
Gedanken vertritt, friedliche Vereinbarungen 
zwischen den Staaten behufs Vermeidung eines 
Krieges auf eine Reihe von Jahren zu treffen. 
März. London. Sir E. Grey, Sekretär des Auswärtigen 

Amtes, beantwortet den Antrag des Sir J. Car- 
michael dahin: „Die Regierung wäre bereit, 
irgend welche praktische Vorschläge zu prüfen 
und zu unterstützen, welche zu so einer Ver- 
ständigung führen könnten. 
21.-31. März. 15. Session des Institut du droit International 
in Paris. Der Vicepräsideut, J. Noricow aus 
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Odessa, Verfasser von „La lutte entre les 
societös" und „Les pretendus bienfaits de la 
guerre", tritt für die Scbaffung rechtsbegrün- 
deter internationaler Friedenszastände ein. 
4. April. In Triest bildet sich eine Ortsgruppe der öster- 
reichischen Friedensgesellschaft. (Gegenwärtig 
selbständig geworden unter dem Namen „So- 
cietä, Triestina per la Face".) 

April. Bern. Das Interparlamentarische Amt tritt mit 

mehreren Mitgliedern der Repräsentantenhäuser 
der Vereinigten Staaten in Verbindung, um 
dort die Gründung einer interparlamentarischen 
Gruppe anzuregen. 

April. „The Worlds Columbian Commission" in Chicago 

hat ein Memorandum über Einsetzung ständiger 
Schiedsgerichte mit Hunderten von Unterschrif- 
ten der hervorragendsten Persönlichkeiten aus 
den Vereinigten Staaten versehen, und es werden 
durch den Staatssekretär Gresham offizielle 
Kopien davon an sämtliche Regierungen ver- 
sendet. 

April. In Belgien konstituiert sieb eine interparla- 

mentarische Gruppe unter dem Vorsitz des 
Barons Moreau, gewesener Minister des Aeussern. 

April. Der amerikanische Senator Sherman legt eine 

Bill vor mit der Aufforderung, die Regierung 
möge einen Betrag von 50000 Dollars zur 
Deckung der Reisekosten solcher Agenten be- 
willigen, welche beauftragt wären, nach Europa 
zu reisen, um bei den Regierungen die Grün- 
dung eines Internationalen Tribunals anzu- 
bahnen. 
3. Mai. Rom. Pandolffi plaidiert in der Kammer (in- 
dem er sich auf die Befürwortung Gladstone's 
und auf die Worte Caprivl's [siehe Februar] 
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beruft) für die Einberufung einer offiziellen 
Friedfertigungs-Konferenz und tragt folgende 
Tagesordnung an: 

„Die Kammer, indem sie den in den ver- 
schiedenen Parlamenten vor kurzem ge- 
machten Erklärungen ihren Beifall zollt, 
setzt das Vertrauen in die Aktion der Re- 
gierung, auf dass die Einigung der euro- 
päischen Nation als der konkrete Ausdruck 
jenes neuen Kulturideals — bald zur That- 
sache werden^ um allen ein Reich der Wohl^ 
fahrt, der Gerechtigkeit und des Friedens zu 
bieten. " 

Der deutschen Friedensgeseilschaft fällt von 
einer anonym gebliebenen bayerischen Dame 
eine substituierte Erbschaft von 50000 Mark zu. 

Der Pariser „Figaro'^ stellt die Preisfrage : 
„Das Christentum ist eine Religion des Friedens 
und der Liebe. Wie kommt es denn , dass die 
Kirche ihres göttlichen Stifters Lehre ver- 
gessen hat und dass man ihre Priester sich 
nicht mit Recht erheben sieht gegen Kriegs- 
röstung und Krieg?" An der Beantwortung 
(s. Figaro 30. Mai und 2. Juni) beteiligen sich 
alle Stände fast durchweg im friedensfreundlichen 
Sinne. Abb6 Pichet, Mitglied der Pariser Societe 
d^arbitrage, hat den Mut zu erklären, dass es 
Pflicht der Priester wäre, die Sache der Friedens- 
liga zu der ihrigen zu machen. 
18. Mai. Mailand. In der dortigen Ausstellung organisiert 
die „Unione Lombarda" eine Abteilung. Der 
Bürgermeister schreibt sich in die aufliegende 
Liste ein. 
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Felix Lacaze hält einen Vortrag „Poar la 
Paix" in^ CoUegium Romanum. Der Pariser 
„Figaro" berichtet darüber an leitender Stelle 
und nennt dies „Ein Zeichen der Zeit"^« 

4. Juni. Feiix Lactze spricht in Wien in einer Ver- 

sammlung der österreichischen Gesellschaft der 
Friedensfreunde. 

7. Juni. Kaiser Willielm sendet ein warmfühlendes Tele- 

gramm an die Witwe des ermordeten Präsi- 
denten Carnot. 

10. Juni. Beim Anblick der zu dem Begräbnis Carnot's 
von allen Souveränen gesandten Kränze sagt 
ein fremder Diplomat: „Herr Carnot hat uns 
die Welteintracht hinterlassen." 

Juni. Der Papst erlässt eine Encyklika. Darin lieisst es : 

„Ein vorzügliches f namentlich in unserer 
Zeit wünschenswertes Mittel wäre sodann die 
Herstellung der Einheit zur Abwendung der 
grausigen Kriegsgefahren, Schon durch viele 
yahre lebt man mehr dem Scheine als der 
Wirklichkeit nach im Frieden, Der bewaffnete 
Frieden^ wie er jetzt besteht^ ist fast schon un- 
erträglich geworden. Und das sollte der 
naturgemässe Zustand des sozialen Zusammen- 
lebens der Menschen sein 9^'' 
3. Juli. In der Hauptversammlung des XVIII. schweize- 

rischen Lehrertages in Zürich Vortrag des Dr. 
Edwin Zollinger über Einführung der Friedeus- 
frage in die Schule. (Nachträglich erschienen in 
E. Herson's Verlag, Dresden.) 
August. Die freisinnige Volicspartei im Deutschen Reichs- 
tage nimmt „die Unterstützung der internatio- 
nalen Friedensbestrebungen, Verallgemeinerung 
des schiedsrichterlichenVerfahrens bei internatio- 
nalen Streitigkeiten" in ihr Programm auf. 
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16. August. Staatsminister Lo Bruyn unterbreitet dem König 
der Belgier eine Eingabe über die Bedeutung 
und das Wirken der bisherigen Friedens- 
bewegung. 

29. August. Eröffnung des 6. Weltfriedenskongresses in 
Antwerpen unter dem Vorsitz des Deputierten 
Houzeau de Lehaie und des gew. Ministers 
Baron Moreau. (Siehe Protokolle.) 

1. Sept. Der König der Belgier empfängt eine Deputation 

des Friedenskongresses (Houzeon, Fr. Passy, 
Graf Botlimer, Baron und Baronin Suttner.) 

4.-6. Sept. V. Interparlamentarische Konferenz, eröffnet 
Tom Minister des Innern Van Honten in Haag. 
Die Sitzungen finden im grossen Sitzungssaal 
der Ersten Kammer statt. Der hervorragendste 
Punkt der Tagesordnung : Plan eines ständigen 
Schiedsgerichtstribunals. Eeferent Pli. Stanhope. 
(Siehe Protokolle.) 

13. Sept. Kongress in Perugia für die italienisch-französi- 
sche Versöhnung ; gestaltet sich zu einer gross- 
artigen Kundgebung für den Weltfrieden unter 
Teilnahme von Staatsmännern, Kirchenfürsten, 
Dichtern, Gelehrten u. s. w. 

19. Sept. Wien. Graf Kalnolcy weist in einer Delegations- 
rede den Friedensgesellschaften das Feld zu, 
dass sie die Tagespresse, die allein immer 
Kriegsgefahren vorspiegelt, im günstigen Sinne 
beeinflussen möchten. In der Folge teilt Baron 
Pisquet, der Obmann der österreichischen inter- 
parlamentarischen Gruppe, dem Minister des 
Aeussern mit, dass die interparlamentarische 
Konferenz im Haag eine vom französischen 
Senator Trarieux aufgesetzte Adresse an die 
europäische Presse in dem angedeuteten Sinn 
versendet hat. 
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Sept. Herr Richard Feldhans gründet die Ortsgruppe 

Görlitz der Deutschen Friedensgesellschaft. 

15. Okt. Auf den Appel, den das Bureau des Antwerpener 
Kongresses laut Beschluss an die Regierungen 
versendet hat, ist von dem russischen Minister 
Giere folgende Antwort eingelaufen: 

„Petersburg, 15. Oktober 1894. 

(Ministerium des Aeussern.) 

Herrn A. Houzeau, Präsidenten des Welt- 
friedenskongresses. 

Geehrter Herr! 
Ich habe den Brief empfangen, den Sie 
an die kaiserliche Regierung gerichtet haben, 
und worin um die kollektive Einschreitung 
der Grossmächte gebeten wird zu dem 
Zweck, dem blutigen Kampf zwischen China 
und Japan ein Ende zu machen. Der 
Erfolg einer solchen Intervention würde vor 
allem von der Gemeinsamkeit der Ansichten 
und der Anstrengungen abhäugen, welch 
letztere die Regierung S. M. des Kaisers 
ihrerseits stets bereit sein wird zu unter- 
stützen, zur möglichsten Vorbeugung, Ver- 
minderung und Abwendung der Greueln des 
Krieges. 

Genehmigen Sie u. s. w. 

Giers."" 

Ende Okt. Mönchen. Gründung einer Ortsgruppe unter 
Quidde, Rosenthal und M. G. Conrad. 

November. Aus Anlass des Todes Alexander^s III. von 
Russland bringen alle Nekrologe aller Länder 
Lobpreisungen seiner Friedensliebe — seiner 
„Leidenschaft zum Frieden". 
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November. 



Dezember. 



London. Beim Lordmajorsbankett sagt der 
Premier, Lord Rosebery, in seiner Ansprache: 

„Es existiert eine Figur in der englischen 
Geschichte — Lord Falkland, der in der 
Schlacht von Newbury fiel, und von dem 
man eigentlich gar nichts kennt als seine 
leidenschaftliche Liebe zum Frieden. Obwohl 
er tapfer war, hörte man ihn beständig unter 
seinen Kameraden murmeln: Friede, Friede. . . 
Nun, meine Herren, es giebt heute Millionen 
Lord Falklands in Europa. Die eine Leiden- 
schaft, die eine geheime Leidenschaft jeder 
Brust gilt dem Frieden — dem wirtschaft- 
lichen und dem internationalen Frieden." 

Franz Wirth begiebt sich auf eine Agitations- 
tour nach Süddeutschland und begründet neuer- 
dings Ortsgruppen: Heidenheim, Ellwangen, 
Neustadt a. N. 

In Baden bei Wien (durch Leopold Katscher]) 
Ortsgruppe der Oesterr eichischen Gesellschaft 
der Friedensfreunde. 

Die englische „Peace Society" (Sekretär Dr. 
Evans Darby) schickt mit Genehmigung des 
Kardinals Vaughan ein Eundschreiben an die 
katholische Geistlichkeit Grossbritanniens — 
ein gleiches ward an die protestantische ver- 
sendet — mit der Bitte, den Sonntag vor 
Weihnachten als Friedenssonntag einzusetzen, 
an dem von allen Kanzeln herab zum thätigen 
Anschluss an die Friedensbestrebungen ge- 
predigt werde. 
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1895. 

14. Januar. Die Vertreter yon Brasilien, Argentinien und 
Cliile beraten über eine Abrüstung. 

14. Januar. Der venetianiscbe Friedensyerein (Obmann 

Pandolfi kommt um Begnadigung der beiden 
wegen Spionage verurteilten Offiziere Romani 
und Falta ein. 

15. Januar. Wasliington. Im Senat bringt Sherman eine 

Vorlage ein, wonach der Präsident gemäss der 
Resolution des Kongresses vom 3. April 1890 
ermächtigt werden soll, durch die diplomatischen 
Agenten der Vereinigten Staaten Verhandlungen 
zu führen oder eine Kommission zu ernennen, 
welche an die fremden Regierungen zu ent- 
senden wäre, um zur Errichtung eines inter- 
nationalen Schiedsgerichtes oder zur Ergreifung 
anderer Mittel zur gütlichen Beilegung yon 
Streitigkeiten zwischen den Völkern und zur Ab- 
wendung der Ejriege Massnahmen einzuleiten. 

16. Januar. Anlässlich des Todes des Marschalls Canrobert 

wird yon den Friedensfreunden die Depesche 
yeröffentlicht, welche der Marschall an die 
Londoner interparlamentarische Konferenz yon 
1891 gerichtet hat: 

„ Vous avez bien raison de vous rkunir pour 
empHher la guerre, Je Vai faite, moif de 
mon mieux, comme c*itait mon devoir, mais je 
la connais ; (^est une vilaine chose — tächez 
qü'on ne la fasse plus.** 

6. Febr. Der Streitfall zwischen Brasilien und Argentinien 

wird durch einen Schiedsspruch des Präsidenten 

Cleveland geschlichtet. 

Februar. Senator Trarieox, Kommissionsmitglied des 

Interparlamentarischen Amtes, übernimmt im 
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französischen Kabinett das Ministerium der 
Justiz. 

Februar. Die Differenzen zwischen England und Portugal 
mit Bezug auf die Grenzen des Maniealandes 
werden dem Schiedssprüche Italiens unter- 
breitet. 

März. „Mercure de France" und ,,Neue deutsche Rund- 

schau" veranstalten eine Umfrage über eine 
deutsch-französische Annäherung und veröffent- 
lichen gleichzeitig die zu neunzig Prozent im ver- 
söhnenden Sinne gehaltenen Antworten hervor- 
ragender Zeitgenossen. 

März. Die Londoner Arbitration- Alllance und Peace- 

Society haben sich an den König der Belgier 
mit der Bitte gewendet, er möge als Vermittler 
zwischen Frankreich und Madagaskar auftreten. 
Durch das Berner Bureau schliessen sich 14 Frie- 
densgesellschaften diesem Schritt an. War 
von der — zu spät unternommenen — Aktion 
diesmal auch kein praktischer Erfolg zu er- 
warten, so ist doch das Prinzip gewahrt worden. 
Wird derlei künftig bei jeder solchen Gelegen- 
heit unternommen, so wird es allmählich auch 
direkt wirken. 

März. Pandolfi wird durch Minister Trarieux in 

Kenntnis gesetzt, dass dem Wunsche des 
Friedens Vereins durch Begnadigung der Offiziere 
Falta und Romani willfahrt worden ist. 

Mai. J. Novikow, Yicepräsident des Internationalen 

Soziologischen Instituts, hält im Scala-Theater 
zu Mailand einen Vortrag gegen die verschiedenen 
Formen der Feindschaftspolitik: den Krieg 
mit Kanonen, mit Tarif- and mit Rassen- und 
Kiassenhetze. 

22. Juni. Oesterrelchlsche Delegationen. Delegierter Kaftan 
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spricht für Schiedsgericht und Abrüstung und 
weist auf die Arbeiten und Ziele der Friedens- 
vereine hin. Desgleichen am 24. Juni der 
Delegierte Dr. Kronawetter. 

Juni. In der Urkunde, welche in den Grundstein der 

Nordostseekanal-Bauten gelegt worden, heisst 
es: Indem wir ihn in den Dienst des Welt- 
verkehrs stellen, eröffnen wir neidlos allen 
seefahrttreibenden Völkern die Teilnahme 
an den Vorteilen, welche seine Benützung 
gewährt. Möge er, ein Friedenswerk, allzeit 
nur dem Wettkampf der Nationen um die 
Güter des Friedens dienstbar sein. 

8. Juli. Französische Kammer. Deputierter Barodet 

bringt den Antrag ein, die französische Eegie- 
rung möge mit der Regierung der Vereinigten 
Staaten von Nordamerika Verhandlungen zu einem 
ständigen Schiedsgerichts vertrag einleiten. Wird 
einstimmig angenommen. 

16. Juli. Berlin. Delegierten - Versammlung sämtlicher 
deutscher Friedensvereine. 

27. Juli. Björnstjerne Björnson veröffentlicht in der 
„Neuen freien Presse" einen Aufsatz über 
Völkerfrieden und Schiedsgericht und setzt 
auseinander, dass in Norwegen diese Frage 
bereits zur politischen Aktualität geworden ist. 

29. Juli. Rom. Pandolfi hält eine neuerliche Friedens- 
rede in der Kammer. 

August. The International Peace Association (Hodgson 
Pratt) beteiligt sich lebhaft an der Wahl- 
bewegung und hat einen Wahlaufruf erlassen. 
Sie empfiehlt, an ihre Kandidaten die Frage 
zu richten, ob sie geneigt seien, für 1) Ab- 
schluss permanenter Schiedsgerichtsverträge, 
2) gleichzeitige Reduzierung der Rüstungen, 
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3) Errichtung eines Völkertribunals im Hause, 

einzutreten. 
August. Die Deutsche Volkspartei giebt ihr Programm 

heraus. Ein Paragraph heisst: 

ttDie D, V, ist eine Partei des Friedens, 
Sie erkennt in jedem Kriege eine verdammungs- 
würdige Schädigung aller Kultur- und Frei- 
heitsbestrebungen,** Und als Zusatz zu die- 
sem Paragraphen : „ Unterstützung aller Bestre- 
bungen, welche auf die Annäherung der Volker, 
auf friedlichen Ausgleich der zwischen ihnen ent- 
stehenden Streitigkeiten und auf gegenseitige Ven 
minderung der Rüstungen abzielen ; Einsetzung 
ständiger internationaler Schiedsgerichte,** 

8.-5. Aug. Stockholm. Abhaltung des III. „Nordischen 
Friedenskongresses*! Vorsitzender; Abgeordneter 
Wawrinsky (ehemaliger Offizier) beginnt mit 
einem Rückblick auf die Entwicklung der 
Friedenssache in den drei nordischen Ländern; 
— Dänemark sei immer an der Spitze derselben 
gestanden, Gründer der dänischen Gesellschaft 
sei Fr6d6ric Bajer gewesen (1882). In Schweden 
entstand der erste Friedensverein 1883 und 
zählte nach zwei Jahren 8000 Mitglieder. Für 
die Weltfriedenspetition, die von dem Berner 
Kongress 1892 ausgegangen ist, hat Schweden 
allein 250000 Namen gesammelt; diese wird 
mit einem beabsichtigten Friedensantrag der 
Regierung vorgelegt werden. Auf 4er Tages- 
ordnung steht als erster Punkt: „Schieds- 
gerichts- und Neutralitätsverband der drei nordi- 
schen Länder". 

13. — 16. Aug. Brüssel. VL Interparlamentarische Konferenz. 
Einberufen durch den Ministerpräsidenten Beer- 
naert; empfangen vom Minister des Aeussern. 

Pax mnndi. 13 
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Zum erstenmal ist an diesen Konferenzen Ungarn 
vertreten nnd zwar durch die Abgeordneten 
Naurus Jokai, Graf Albert Apponyi und Paz- 
mandy. Hauptergebnis der Debatten : Annahme 
des von Houzeau und Lafontaine ausgearbeiteten 
Planes zu einem Völker tribunal. (Siehe Kon- 
ferenz im Haag 4.-6. September 1894, Referat 
Stanhopie.) Näheres siehe Protokoll (durch 
das Interparlamentarische Amt Bern), ferner 
„Autour de la Conference" von Gaston Moch 
(Paris, Armand Colin), „Die Waffen nieder", 
Heft 8 und 9, 1894 (Dresden, Pierson). 

17. Sept. Papst Leo XIII., dessen Aufmerksamkeit lebhaft 
durch die Brüsseler Konferenz erregt worden 
ist, äussert zu dem Korrespondenten der „Novoje 
vremja" : 

y^Gegenwärtig haben wir keinen wahren 
Frieden; alles stützt sich auf Bajonette, daher 
befinden sich alle Staaten im Zustande be^ 
waffneter Lager, Die Ideen, die Kunst, die 
Wissenschaft und die Gewerbe können sich 
nicht entwickeln. Welch grossartige Erscheinung 
aber wäre es, wenn eine Aera des wirklichen 
Friedens anbräche, wenn die Geschütze, die 
Gewehre beiseite geworfen und internationale 
Fragen durch freie Beratung der Herrscher 
und des Papstes entschieden würden.^ 

September. Das norwegische Storting bewilligt dem Amte 
der Interparlamentarischen Union (Bern) eine 
jährliche Subvention von 2000 Kronen. (Die 
Mehrzahl in den beiden Kammern gehört der 
Union an.) 

19. Sept. Kongress der Association litt^raire in Dresden. 
Bei dem Bankett in Leipzig sagt Grand-Carteret : 
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yyje bois au livre, c^est-ä-dire ä Vexpansion 
ginirale de la penske humaine. — Au livre 
parti d'Allemagne en pleine nuit armie et 
qui s^est lev^ contre Pepie ... je bois au 
Volapuk fiminin de Vavenir qui^ seul, si /es 
hommes conHntient ä vouloir s^entre-kgorger 
permettera aux femmes de ious les pays de 
lancer le cri : ,Die Waffen nieder!*'^ 

Und Emile Chasles, Generalinspektor des 
öffentlichen Unterrichts in Frankreich, sagt: 

„y<? salue le ginie international qui s^ilive 
au'dessus des querelles des hommes et domine 
les nations pour les rapprocher»^ 

Oktober. Auf der allgemeinen Lehrerversammlung in 
Stockholm spricht Rasmusen für Einfiihrang 
der Friedensfrage in die Schule. 

21. Okt. Ruggero Bonghi t- Alle Blätter, die dem be- 
rühmten philosophischen Schriftsteller, ge- 
wesenen Unterrichtsminister und Eeformator 
der italienischen Schule, Nekrologe weihen, 
heben dessen hervorragende Beteiligung an 
der Friedensbewegung hervor. 

Oktober. Die Frauenvereine Englands und Frankreichs 
erlassen einen Aufruf zur Gründung einer 
„Union Internationale des femmes pour la 
paix.^^ Es schliessen sich deutsche und italie- 
nische Frauenvereine an. 

Oktober. Das Weltblatt „Lindependance Belge^' geht 

in die Direktion einiger bewährter französischer 

Anhänger der Friedenssache über (Charles 

Richet, Gaston Moch, Emile Arnaud) und bringt 

von nun ab täglich an leitender Stelle Artikel 

- über und für die Friedensbewegung. 

13* 
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16. Nov. 



November. 



11. Dezbr. 



Dezember. 
14. Dezbr. 



Oesterreiches Parlament. Abgeordneter Mon- 
signore Scheicher beantragt, auf die Worte 
Leo's XIII. gestützt, ein Völkerschiedsgericht 
mit dem Papst an der Spitze. Dr. Kronawetter 

unterstützt den Antrag mit Eliminiernug des 
Zusatzes „mit dem Papst an der Spitze'^. Der 
Präsident lässt abstimmen, die Besolution wird 
jedoch abgelehnt. 

Unter der Aegide des schwedischen Friedens« 
Vereins wurden im Laufe des Novembers 40 Pro- 
testversammlungen, zusammen von über 
30000 Personen besucht, abgehalten behufs 
Protestes gegen Gebrauch von Waffengewalt 
gegen Norwegen. Eine Broschüre Wawrinsky's 
unter dem Titel: „Friede mit Norwegen", in 
vielen tausend Exemplaren verbreitet, trägt 
erheblich zur Beruhigung der Gemüter bei. 
Bayerische I. Kammer. Fürst Löwenstein- 
Werthheim - Rosenberg spricht für Errichtung 
internationaler Schiedsgerichte : 

fjNiemand könne bestreiten, dass diese Idee 
eine edle, eine schone Idee sei, und dass ein 
solches Welttribunal den Abschluss und die 
Krönung einer der Vernunft, der Humanität 
und dem christlichen Gedanken entsprechenden 
Rechtsordnung der Welt sein würde,** 

An der Universität Lyon konstituiert sich ein 
akademischer Friedensverein. 
Budapest (Telegramm an die Wiener Zeitungen), 
15. Dezbr. Friedens verein gestern konstituiert. 
Versammlung geleitet vom Vicepräsidenten des 
Reichstags Albert von Berzeviczy; Vorträge: 
Ungarisch von Jokal, deutsch von Baronin 
Suttner; Beifall stürmisch. Schon mehrere 
hundert Anmerkungen erfolgt. Im Vorstande 
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hervorragende Persönlichkeiten, darunter zwei 
Minister des gewesenen Kabinetts. Jokai Prä- 
sident. Einladung zum 7. Weltfriedenskongress 
nach Budapest zum Beschluss erhoben. Heute 
bringen sämtliche Budapester Blätter vier 
bis zehn Spalten lange Berichte. Minister- 
präsident Baron Banffy empfängt Baron und 
Baronin Suttner und sagt zu ihnen, dass sowohl 
die interparlamentarische Konferenz wie auch 
der Weltfriedenskongress in der ungarischen 
Hauptstadt willkommen sein werden, und dass 
die Begierung bei diesen Veranstaltungen — 
wiewohl sie nicht von Regierungs wegen ein- 
berufen seien — „nicht nur mitgehen, sondern 
vorangehen werde". 

18. Dez. Mailand. Die Unione Lombarda veranstaltet 

eine Kundgebung gegen Fortsetzung des 
abessynischen Krieges. 
Dezember. Berlin. Der deutsche Verein für Internationale 
Friedenspropaganda (gegründet 1874, neu- 
konstituiert 1895) richtet an den deutschen 
Reichstag eine Petition mit dem Ersuchen, dass 
die deutsche Regierung aufgefordert werde, 
sich denjenigen Regierungen anzuschliessen, die 
sich geneigt zeigen, in Unterhandlungen zur 
Friedfertigungsaktion einzutreten. 

19. Dez. Wien. Vierte Jahresversammlung der Oester- 

reichischen Gesellschaft der Friedensfreunde. 
Anlässlich der am selben Tage in den Blättern 
mitgeteilten Nachricht von drohender Kriegs- 
gefahr zwischen England und den Vereinigten 
Staaten wird folgende Resolution angenommen : 
„Die am heutigen Tage in Wien abge- 
haltene Jahresversammlung der Oester- 
reichischen Gesellschaft der Friedensfreunde 
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Dezember, 



protestiert dagegen, dass der Venezuela-Kon- 
flikt auf anderem als schiedsgerichtlichem 
oder sonstigen friedlichem Wege ausgetragen 
werde, und übersendet diesen Protest an 
die Berner Centrale behufs Einleitung einer 
einschlägigen Aktion von selten aller 
europäischen und amerikanischen Friedens- 
vereine/ (Ist in Bern zugleich mit anderen 
ähnlichen Kundgebungen eingetroffen.) 
Interview eines Publizisten des Pariser ,,Matin^ 
mit Virchow. Der deutsche Gelehrte sagt u. a. : 

yylch denke f wenn die Abrüstung vor 26 
Jahren eine Notwendigkeit war, so ist sie 
heute zur unausweichlichen P/licht geworden. 
Abrüsten oder zu Grunde gehen : das ist für 
die Nationen Europas das Dilemma,** 



Januar. 



1896. 

Anlässlich des Venezuela- Alarms erhebt sich 
in England und in Amerika ein wahrer Sturm 
gegen den Krieg, und die Aktion zu Gunsten 
des endlichen Abschlusses des zwischen den 
beiden Seemächten schwebenden Schiedsgerichts- 
vertrages wird von den dortigen Friedens- 
gesellschaften und der gleichgesinnten Publi- 
zistik (in London namentlich „Review of Re- 
views" und „Daily Chronicle")*) mit umfassen- 
der Energie betrieben. 



*) Der Heransgeber des «Daily Chronicle'' erhält in der Folge einen 
Brief von Kardinal Rampolla, des Inhalts : „Dorch mich von dem 
Eifer unterrichtet , mit welchem Sie für Schaffung eines permanenten 
Schiedsgerichtes arbeiten, um die Völker vor den Schrecken des Krieges 
zu schützen, kann Seine Heiligkeit es sich nicht versagen, Ihnen seine 
Zufriedenheit auszusprechen, sowie die Hoffnung, dass Gott diesen Ver- 
such mit glücklichem Erfolg krönen möge.'' 
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Anfang Febr. Senator Descamps (Brüssel) versendet in Aus- 
führung eines Beschlusses der letzten interparla- 
mentarischen Konferenz (siehe August 1895) 
eine Denkschrift an die Mächte.*) 

11. Februar. London. Eröffnung des Parlaments. Lord 
Rosebery spricbt die Hoffnung aus, dass der 
Venezuela-Streit Anlass sein wird, den anglo- 
amerikanischen Schiedsgerichtsvertrag zu rati- 
fizieren. „Daily Chronicle" bezeichnet die Frage 
jener Einsetzung als diejenige, neben welcher 
alle übrigen in der kommenden Session zur 
Verhandlung kommenden Interessen als „zwerg- 
haft" erscheinen werden. Zugleich veröffent- 
licht dieses Blatt die Antworten auf eine 
Enquete, die es über diesen Gegenstand einge- 
leitet hat. Unter den zustimmenden Antworten 
die Namen der hervorragendsten Staats- und 
Kirchenmänuer, Politiker und Gelehrten (u. a. 
Gladstone, Bischof von Durham, Herbert 
Spencer u. s. w.). 

22. Februar. Sämtliche Friedensgesellschaften , von der 
Centrale Bern hiezu aufgefordert (auf die 
Anregung des Felix Moscheies, Arbitration 
Society London), veranstalten — gleichsam als 
Mobilisierungsprobe — am selben Tage Ver- 
sammlungen zur Votierung einer gleichlautenden 
Resolution (Schiedsgerichtsprincip). In Phila- 
delphia erhält diese in der „ünabhängigkeits- 
Halle" abgehaltene Versammlung eine zu- 
stimmende Botschaft des Präsidenten Cleveland. 



*) 64 Quartseiten nrnfassend. Giebt über Geschichte und Ziele 
des internationalen Schiedsgerichtsverfahrens klaren und dokumentierten 
Aufschlnss. Erhältlich durch das Interparlamentarische Amt in Bern 
und durch Senator La Fontaine in Brüssel. 
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26. Februar. Mailand. Die Unione Lombarda veranstaltet 
eine Anti-Afrika -Versammlung, um gegen die 
Fortsetzung des Erithrea - Feldzugs und den 
Abgang weiterer Truppen zu protestieren. 
(Wird verboten.) 

3. März. London. Grosse Friedensversammlung in Queens- 

hall unter dem Vorsitz Sir Stansffeld^s. Die 
betreifende Besolution wird offiziell dem Lord 
Salisbury mitgeteilt, und der Premier antwortet, 
dass die Verhandlungen der englischen Regie- 
rung in der vorliegenden Angelegenheit nun- 
mehr in Angriff genommen worden und darauf 
bezügliche Noten bereits an die amerikanische 
Eegierung nach Washington abgegangen seien. 
März. Italien. Petition der Frauen -Friedens -Vereine 

(51000 Unterschriften) an das Parlament um 
Abberufung der Truppen aus Afrika. 

4. April. Die Tagespresse der Vereinigten Staaten ver- 

öffentlicht ein: „Head quarter Department, 
Grand Army of the Republic. State-House, 
Boston, April 4th 1896" datiertes Rundschreiben, 
welches Kommandant General Derby an sämt- 
liche ihm unterstehende Posten erlässt, und 
worin die Kameraden aufgefordert werden, für 
die Einsetzung des Schiedsgerichts zu demon- 
strieren : „Weil wir den Krieg aus eigener Er- 
fahrung kennen, und weil unser Wort die 
Achtung der Welt erzwingen wird wie das 
keiner anderen Körperschaft . . . Der Augen- 
blick ist günstig, da eben jetzt Staatsmänner, 
Juristen und die moralischen Mächte der 
Nationen an dieser Frage tiefen Anteil nehmen." 
„Lasset uns den Frieden haben", war das Wort 
unseres berühmten Befehlshabers, Generals 
Grant. Er war fest überzeugt, dass der Krieg 
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als Entscheider internationaler Differenzen ein 
fürchterliches Verbrechen gegen die Mensch- 
lichkeit, gegen die Kultur und gegen den 
Zeitgeist ist. „Lasset uns das Werk unserer 
Jugend, durch welches wir unseren Kindern 
ein geeinigt es Vaterland gegeben haben, damit 
krönen, dass wir für ein Princip einstehen, 
das uns als Nation ewigen Ruhm einbringen 
und unsere Kinder von den teuflischen 
Kämpfen des Krieges für alle Zeit erretten 
wird. Mögen die Völker den Krieg nicht 
mehr kennen!" 

5. April. Als Osterbotschaft erlassen drei Kardinäle 
(Primat von Irland, der Erzbischof von Baltimore 
und der Erzbischof von Westminster) ein 
Manifest zu Gunsten der Einsetzung eines 
ständigen Schiedsgerichtstribunals zur Ver- 
minderung der blutigen Entscheidungen des 
Krieges zwischen englischsprechenden Völkern 
— „eine Institution, die nicht ermangeln könnte, 
die ganze Christenheit zu beeinflussen". 

8.— 12.April. Frauenkongress in Paris. Gegenstand der 
Tagesordnung am S.Kongresstag : „Die Friedens- 
frage in ihrer ganzen Ausdehnung". 

22. und 23. Konferenz in Washington zur Förderung des 
April. Schiedsvertrags -Abschlusses. Eine der gross- 
artigsten Episoden in der Geschichte der 
Friedensbewegung ! Anwesend circa 400 Männer 
(Exsenatoren , Exgouverneure , Universitäts- 
rektoren, Richter, Kirchenftirsten, Editoren etc.,. 
Vertreter aus 46 Staaten der Union). Eröffnung 
durch den Hon. John W. Fester (bekannt wegeni 
der in seiner diplomatischen Laufbahn der 
Friedenssache geleisteten Dienste). Präsident 
der Exsenator Edmunds. Resultat: ein dem 
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Präsidenten Cieveland zu überreichendes Memo- 
randum und die Einsetzung eines 25gliedrigen 
Komites zur weiteren Ausführung des Kon- 
ferenzzweckes. 

22. April. (Depesche der Central News of Germany.) Eine 
Deiikschrift der Anwaltskammer des Staates 
New York wurde dem Präsidenten Cieveland 
überreicht. Die Denkschrift macht den Vor- 
schlag, die amerikanische Begierung sollte au 
Deutschland, Oesterreich-Ungarn, Grossbritan- 
nien, Frankreich, Russland, die Niederlande, 
Mexico, Brasilien und Argentinien ein Commu- 
niqu6 richten, welches die Regierungen dieser 
Staaten auffordert, ein internationales Tribunal 
zu bilden, bestehend aus neun Mitgliedern, von 
denen jedes eine richterliche Stellung beim 
höchsten Gerichtshof seines Landes einnehmen 
müsste. 

1. Mai. Bei Eröffnung der Genfer Landesausstellung 

sagt Bundespräsident Lachenal: 

„Unser Wunsch wäre, die uns umgebenden 
Mächte möchten miteinander nur auf dem 
Felde der Arbeit und der Förderung des 
Gemeinwohls wetteifern, und Wehmut ergreift 
uns, wenn wir bedenken, wie viel Gutes und 
Schönes geschaffen werden könnte mit den 
Summen, die jetzt in den gähnenden Schlund 
der Kriegsrüstungen geivorfen werden. Unserem 
Lande wird oft die Ehre zu teil, zum Schieds- 
richter in internationalen Streitigkeiten erkoren 
zu werden, und die civilisierten Nationen, die 
von dem Nutzen der Anbahnung einer allge- 
meinen Verständigung auf manchem Rechts- 
und Verwaltungsgebiete überzeugt sind, haben 
der Schweiz wichtige internationale Anstalten 
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anvertraut. Diese Betrachtung erweckt in mir 
die Hoffnung^ dass einst die Menschen aller 
Völker und aller Zonen, die der Reihe nach 
von den Strahlen derselben Sonne beschienen 
werden^ einsehen lernen, dass es für die ganze 
Menschheit nur ein Licht und eine Wahrheit 
gebebt kann,^ 
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